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Großartige Chancen
für den ländlichen Raum
Der Allgäuer Landtagsabgeordnete sprach
sich in einem Interview mit der GZ dafür
aus, insbesondere die natürli-
chen Ressourcen zu fördern. Seite 3

Alfons Zeller:

Schulterschluss
von Stadt und Landkreis
Eine neue Wirtschaftsförderungsbroschüre
soll das Image von Würzburger Unterneh-
men forcieren und neue
Firmen gewinnen. Seite 15

Dr. Pia Beckmann:

Gestärkte Position der
EUREGIO EGRENSIS
Bei der Vorlage des Geschäftsberichts ver-
wies die Präsidentin auf die hervorragende
deutsch-tschechische Zu-
sammenarbeit. Seite 13

Dr. Birgit Seelbinder:

„An Karneval maskiert
man sich, damit man die
Maske fallen lassen kann“,
stellt die Vorzimmerperle
gemeinsam mit dem Aphori-
stiker Gerhard Uhlenbruck
fest. Sie zeigt Mitgefühl mit
ihrem Chef, der von Dreikö-
nig bis Faschingsdienstag ei-
ne stattliche Anzahl von
Pflichtterminen absolvieren
muss. Seite 15

E.ON Bayern
Umweltpreis
Noch bis zum 28. Februar

können sich bayerische Kom-
munen für den E.ON Bayern
Umweltpreis bewerben. Aus-
gezeichnet werden sollen da-
mit innovative, energiesparen-
de und umweltschonende Pro-
jekte. „Wir engagieren uns
nicht nur für eine umwelt-
gerechte Energieversorgung,
sondern fördern auch die öko-
logischen Leistungen anderer
in Bayern“ heißt es in den Un-
terlagen des größten Energie-
versorgers im Freistaat. 

Teilnehmen können Kom-
munen und kommunale Ein-
richtungen, kirchliche Ein-
richtungen, Vereine, Initiativen
und Unternehmen. Der E.ON
Bayern Umweltpreis steht un-
ter der Schirmherrschaft des
Bayerischen Staatsministers
für Umwelt, Gesundheit und
Verbraucherschutz, Dr. Wer-
ner Schnappauf. 

Im Mittelpunkt des E.ON
Bayern Umweltpreises stehen
Vorhaben, die ohne eine För-
derung nicht oder nur schwer
umsetzbar wären. Etwa 300
Bewerbungen gab es im ver-
gangenen Jahr für den hoch
dotierten Preis, der bisher auf
sehr positive Resonanz stieß. 

Weitere Informationen im
Internet: www.eon-bayern.com.
Die GZ-Dokumentation des
Preises 2006 finden Interes-
sierte auf der GZ-Website
www.gemeindezeitung.de;
der direkte Link lautet: http://
www. gemeindezeitung.de/ar-
chiv 99/Sonderbeilage-EON-
Bayern-Umweltpreis-06.pdf.

Das Podium bei der KPV (v. l.): Florian Hahn, Markus Zorzi, Luitpold Braun, Markus Söder, Hanns Dorfner und Gerhard Weber.

KPV-Landesvorstand und -Hauptausschuss:

Botschaften vermitteln!
Appelle an die innerparteiliche Geschlossenheit der CSU
zogen sich wie ein roter Faden durch die jüngste Sitzung
des KPV-Landesvorstandes und Hauptausschusses in
München. KPV-Landesvorsitzender Landrat Luitpold
Braun konnte hierzu Generalsekretär Dr. Markus Söder
willkommen heißen, der sich zur „Lage der CSU im Hin-
blick auf die Kommunalwahlen 2008“ äußerte.

„Wir konnten bei den Kom-
munalwahlen 2006 bayernweit
Erfolge erzielen - sowohl im
ländlichen Raum als auch in den
Großstädten“, stellte Braun in ei-

nem kurzen Rückblick fest. Die
CSU habe Zuwächse bei Kreis-
tags- und Gemeinderatswahlen
sowie „zumindest eine Stabili-
sierung bei Stadtratswahlen“
verzeichnen können. Damals ha-
be sich die CSU jedoch „ge-
schlossen und einig“ gezeigt -
ein Erscheinungsbild, das im
Moment aufgrund der Nachfol-
gediskussionen um Edmund
Stoiber so nicht wahrgenommen
werde. Diese prekäre Situation
nutzten die politischen Gegner
weidlich aus. 

Positives Auftreten

Für die Kommunalwahlen im
nächsten Jahr, die den Auftakt
für das Wahljahr 2008 bildeten,
sei aber gerade ein positives Auf-
treten in der Öffentlichkeit von
immenser Bedeutung, fuhr der

KPV-Vorsitzende fort. Schließ-
lich „beschert uns eine geringe
Wahlbeteiligung Niederlagen“.
Hinzu komme, dass „wann im-
mer die CSU in Bonn bzw. Ber-
lin mitregiert hat, sie landesweit
an Stimmen verlor“. Es gelte,
„sich jetzt nicht selbst in die Ta-
sche zu lügen“. 

Geschlossenheit angemahnt

Auch Generalsekretär Söder
appellierte vor den KPV-Man-
datsträgern, „größtmöglich ge-
schlossen in die Auseinanderset-
zung 2008 zu gehen“. Fakt sei,
„dass sich die CSU in Bayern
nur selbst gefährlich werden 
kann - und zwar dann, wenn wir 

(Fortsetzung auf Seite 4)

Pressekonferenz des Bayerischen Städtetags:

Vermögen im
Zangengriff 

Deutliche Kritik übte der Vorstand des Bayerischen Städtetags
an der Strompreispolitik des Bundes und des Freistaats Bayern.
Wie der Vorsitzende, Regensburgs Oberbürgermeister Hans
Schaidinger, bei einer Pressekonferenz in München betonte,
drücke die Bundesnetzagentur die Entgelte, die die Stadtwerke
für die Durchleitung von Strom durch ihre Netze bekommen.
Zugleich mache der Freistaat Bayern politischen Druck auf die
Strompreise. „Mit einem solchen Zangengriff wird kommunales
Vermögen auf kaltem Wege vernichtet. Wer wirklich Wettbe-
werb will, darf nicht an der Existenz der Wettbewerber sägen“!
kritisierte der Städtetagschef.

Schaidinger berichtete von ei-
nem Gespräch mit Wirtschafts-
minister Erwin Huber, das die
Sicherung der Wettbewerbsfä-
higkeit der kommunalen Strom-
versorger zum Thema hatte. Hu-

ber hatte sich im September
2006 mit den Stromerzeugern
E.ON, LEW und N-ERGIE ge-
einigt, die Strompreise bis Ende
2007 nicht zu erhöhen. Dies hat-
te er auch von den Stadtwerken
erwartet. Zahlreiche Stadtwerke
sind laut Schaidinger diesem Ap-
pell gefolgt. Andere müssten je-
doch ihre Strompreise erhöhen,
um weiterhin existenzfähig sein
zu können. 

Keine Preistreiber

Der Vorsitzende: „Die Stadt-
werke sind keine Preistreiber.
Sie müssen sich aber nach den
Gegebenheiten des Marktes rich-
ten und Erhöhungen der Bezugs-
preise weitergeben können, denn
die mittleren und kleineren
Stadtwerke in Bayern erzeugen
in der Regel ihren Strom nicht
selbst, sondern müssen ihn am 

(Fortsetzung auf Seite 4)Bayerns Wirtschaftsbilanz 2006:

Weiter auf der
Erfolgsspur
Zuversicht auch für das laufende Jahr

Eine überaus positive Bilanz für das vergangene Jahr konnte
Wirtschaftsminister Erwin Huber bei seiner Jahrespressekonfe-
renz in München vorlegen. 2006 sei ein „starkes Jahr für Bay-
ern“ gewesen, betonte der Minister. Der Aufschwung habe auf
breiter Front eingesetzt. Die Wirtschaft im Freistaat sei fast drei-
mal so stark gewachsen wie 2005. 

Als besonders erfreulich be-
zeichnete Huber den Umstand,
dass die neue wirtschaftliche
Dynamik den bayerischen Ar-

durchschnitt lag sie bei 7,8 %.
Nach Schätzungen seien 100.000
Arbeitsplätze im vergangenen
Jahr geschaffen worden. „In al-
len Regionen Bayerns geht die
Arbeitslosigkeit spürbar zu-
rück.“ „Hidden Champion“ un-
ter den Landkreisen sei Eichstätt
mit einer Rate von 2,6 % im De-
zember 2006. In diesem Jahr
werde die durchschnittliche Ar-

(Fortsetzung auf Seite 4)

Sorge um Stadtwerke,
Steuern und Schulen
Kommunale Spitzenverbände im Gespräch mit den
Landtagsfraktionen - SPD sieht ihre Politik bestätigt 

Die kommunalen Spitzenverbände bleiben im Gespräch mit dem
Bayerischen Landtag. Beim jährlichen Treffens mit der SPD-
Fraktion betonten sie die Bedeutung des Meinungsaustausches
mit allen Fraktionen, denn „wir fechten für die Interessen der
Kommunen“, sagte Städtetagsvorsitzender Hans Schaidinger. 

Das Parteibuch sei nachran-
gig. Es gelte auch Tapferkeit vor
dem Freund. 

Fairer Wettbewerb

Übereinstimmend stellten die
alle der CSU angehörenden Vor-
sitzenden Hans Schaidinger,
Theo Zellner (Landkreistag),
Manfred Hölzlein (Verband der
Bezirke) sowie Geschäftsführer
Dr. Jürgen Busse (Gemeindetag)
nach dem über zweistündigen
SPD-Gespräch im Maximiliane-
um vor der Presse fest, man sei
sich zwar nicht in allen Fragen
mit der großen Oppositionsfrak-
tion einig, habe bei Streitpunkten
aber zumindest Nachdenklich-
keit festgestellt. Das gleiche gilt
gegenüber der CSU-Fraktion. 

Zur wirtschaftlichen Situation
der Stadtwerke und anderer

kommunaler Versorgungsbetrie-
be hieß es, Einschränkungen ge-
genüber privaten, oft großen Un-
ternehmen nutzten insbesondere
dem Mittelstand nichts und schä-
digten die Gemeinden. Es gehe
um faire Wettbewerbsbedingun-
gen. „Lasst den Stadtwerken
mehr Raum.“ 

Gewerbesteuer erhalten

Zur Unternehmenssteuerre-
form bleibt die kommunale For-
derung, die Gewerbesteuer zu
erhalten. Befürchtet werden trotz
aller beruhigenden Erklärungen
Einbrüche in (bundesweit) Milli-
ardenhöhe. Dafür müsse es einen
Ausgleich geben. Die Situation
in den Kommunen stellt sich den
Äußerungen der Vorsitzenden
zufolge so dar, dass viele glück-

(Fortsetzung auf Seite 4)

Hans Schaidinger.

Erwin Huber.

beitsmarkt voll erfasst hat. Die
Wende am Arbeitsmarkt sei ge-
schafft. Die Arbeitslosenquote
im Freistaat sei 2006 von 8,5 %
im Januar auf 5,9 % im Dezem-
ber zurückgegangen. Im Jahres-

Seltener als die Blaue Mauri-
tius, von der es zwölf Exempla-
re geben soll, und am 24. 2.
wird sie in Nürnberg verstei-
gert: Die lebhaftgrüne 5 Pfen-
nig „Reichsadler“ aus dem
Jahr 1924 im gut erhaltenen,
gestempelten Kehrdruckpa-
pier gibt es nur ein einziges
Mal! Mehr Infos im Internet:
www.schulz-auktionen.de.
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Bürgermeister Kaspar Vogl
94143 Grainet

am 8.3.

Bürgermeister Paul Fackler
86741 Ehingen a. Ries

am 8.3.

Bürgermeister Andreas Dirr
85122 Hitzhofen

am 10.3.

Bürgermeister Armin Bauer
88179 Oberreute

am 10.3.

Bürgermeister 
Hans Reichhart

89343 Jettingen-Scheppach
am 11.3.

Bürgermeister Otto Dürnig
97849 Roden

am 20.2.

Bürgermeister Michael Spreng
85111 Adelschlag

am 22.2.

Bürgermeister Georg Förster
91054 Adelschlag

am 22.2.

Bürgermeister Karl Mühlbauer
97225 Zellingen

am 25.2.

Bürgermeister 
Hermann Reichert

91749 Wittelshofen
am 26.2.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister 

Lothar Birkfeld
90613 Großharbersdorf

am 1.3.

Bürgermeister Josef Grübl
94439 Roßbach

am 21.2.

Bürgermeister Emil Müller
97705 Burkardroth

am 23.3.

Bürgermeister Johann Eichler
85653 Aying

am 24.2.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister Manfred Hauser

87662 Kaltental
am 4.3.

Bürgermeister Wolfgang Fees
91094 Langensendelbach

am 6.3.

Bürgermeisterin
Marianne Ganzenmüller-Seiler

86751 Mönchsdeggingen
am 6.3.

Bürgermeister Karl Kolb
86750 Megesheim

am 7.3.

Bürgermeister Hans Prechtl
92551 Stulln

am 24.2.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister Dieter Mohr

91608 Geslau
am 28.2.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Georg Wiesheu

85406 Zolling
am 2.3.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Jose-Ricardo Castro-Riemen-
schneider

95686 Fichtelberg
am 3.3.

Bürgermeister Gerhard Schiller
95194 Regnitzlosau

am 3.3.

Bürgermeister
Andreas Hildebrandt

82491 Grainau
am 4.3.

Bürgermeister Josef Schäch
85283 Wolnzach

am 4.3.

Bürgermeister Gustav Schlögel
89281 Altenstadt

am 5.3.

Oberbürgermeisterin
Gudrun Grieser

97421 Schweinfurt
am 5.3.

Bürgermeister Fritz Fürk
91281 Kirchenthumbach

am 6.3.

Bürgermeister Hans Mümmert
82377 Penzberg

am 7.3.

Bürgermeister Reinhard Schwirzer
91781 Weißenburg/Bay.

am 7.3.

Bürgermeister Richard Schmitt
97494 Bundorf

am 8.3.

Bürgermeister Johann Hartmann
87647 Kraftisried

am 8.3.

Bürgermeister Eduard Grötz
94342 Straßkirchen

am 8.3

Bürgermeister Hans Harrer
91795 Dollnstein

am 22.2.

Bürgermeister Peter Lederer
82327 Tutzing

am 22.2.

Bürgermeister Anton Scherer
83727 Schliersee

am 24.2.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Wilhelm Dorner

86736 Auhausen
am 3.3.

Bürgermeister Hans Koch
92281 Königstein

am 5.3.

Bürgermeister Willibald Hogger
93164 Laaber

am 6.3.

Bürgermeister Adolf Lutz
97782 Grafendorf

am 8.3.

Wir gratulieren

Last-Minute-
Reise-Schnäppchen!

Buchen Sie direkt im Internet unter 
www.1a-preisvergleichreisen.de

69. Bauschäden-Forum in
Rottach-Egern am Tegernsee
Zum 69. Bauschäden-Forum treffen sich vom 20. bis 22. März

im Kongreßzentrum von Rottach-Egern erneut zahlreiche Fach-
leute, die mit „Bauen“ zu tun haben, um aktuelle Schäden zu ana-
lysieren, daraus zu lernen und so eigene Fehler zu vermeiden. Die
renommierte Veranstaltung lockt alljährlich mehrere hundert Teil-
nehmer in den Kurort am Tegernsee.

Dazu werden von den Referenten exemplarische Bauschäden
erläutert. Ziele sind das Bewußtmachen einfacher Naturgesetz-
lichkeiten und die Aufdeckung von Konstruktionsfehlern, sowie
die Darstellung des „richtig statt falsch“. Die Mitwirkung der
Teilnehmer ist möglich und erwünscht und schließt auch Wider-
spruch und Diskussion kontroverser Meinungen mit ein.

Neben konkreten Schäden werden immer auch grundlegende
Themen wie etwa Normen, juristische Fallstricke, Messverfahren
und vieles mehr von renommierten Referenten vorgetragen. Auch
hier fließen aktuelle Entwicklungen und spontane Reaktionen des
Auditoriums ein.

Das Bauschäden-Forum versteht sich als völlig unabhängig,
frei von Werbung und Sponsoren und garantiert so neutrale Wis-
sensvermittlung ohne Rücksichtnahmen.
Einladung, Tagungsprogramm und Informationen im Internet
unter http://www.bauschaedenforum.de.

Mehr Selbstverwaltung im Versuch
Mindestens 20 Kommunen für vier Jahre dabei

Es geht um Zusammenarbeit, Denkmalschutz, Personalvertretung, Schülerbeförderung
Anknüpfend an die Initiativen der Staatsregierung zum Abbau
kommunaler Standards im Interesse der Verwaltungsvereinfa-
chung und Selbstbestimmung soll voraussichtlich ab 2008 in et-
wa 20 Kommunen ein vierjähriger Modellversuch beginnen. lm
federführenden Rechtsausschuss des Landtags wurde der ent-
sprechende Regierungsentwurf mit einigen Änderungen von der
CSU-Mehrheit gebilligt. Insbesondere geht es um die kommu-
nale Zusammenarbeit, den Denkmalschutz, die Personalvertre-
tung und die Schülerbeförderung. 

Die Staatsregierung geht da-
von aus, dass trotz vielfältiger
Bemühungen zum Bürokratieab-
bau Regulierung und Reglemen-
tierung in den letzten Jahren im-
mer weiter zugenommen haben.
Von kommunaler Seite werde
zunehmende Kostenbelastung
durch staatliche Vorgaben be-
klagt. Die Kommunen sehen
sich dadurch in ihrer Selbstver-
waltung eingeschränkt. Schon in
der ersten Lesung Ende 2006 im
Landtagsplenum hatte Staats-
kanzleiminister Eberhard Sinner
betont, das Modellgesetz sei von
den kommunalen Spitzenver-
bänden begrüßt worden (s. GZ
22/23.11.06). 

Das bezweifelte die Oppositi-
on im Rechtsausschuss. Florian
Ritter (SPD) meinte, die Spitzen-
verbände sähen keine besonde-

ren Erleichterungen und hätten
nicht einheitlich zugestimmt.
Der Katalog der Erprobungsfel-
der müsse nochmals überprüft
werden. Grundsätzlich zeigte
sich Ritter mit der Einteilung der
Kommunen quer durch alle Re-
gierungsbezirke einverstanden,
die Zahl (bisher 20) der Ver-
suchsteilnehmer sei gegebenen-
falls zu erweitern. Christine
Stahl (Grüne) erachtete, in Teilen
richte der Gesetzentwurf sogar
Schaden an. Letzten Endes wolle
die Staatsregierung auf Kosten
der Kommunen sparen. 

Wichtiger Eckpfeiler

Hans Herold (CSU) bezeichne-
te die Vorlage als wichtigen Eck-
pfeiler zur Deregulierung und zur
Stärkung der kommunalen Selbst-

verwaltung. Das Erprobungsge-
setz ermögliche mehr Freiheit,
Transparenz und Vertrauen. Er
bekräftigte, die Spitzenverbände
seien weitgehend einverstanden.
Allerdings hat die CSU in einem
Änderungsantrag beim Denkmal-
schutz die Mitwirkung der Unte-
ren Denkmalschutzbehörde stark
eingeschränkt. 

Oberregierungsrat Dr. Achim
Seidel von der Staatskanzlei er-

klärte, die Auswahl der Modell-
kommunen sei nach Rückspra-
che mit den kommunalen Spit-
zenverbänden erfolgt, könne je-
doch noch erweitert werden.
Weitere Kommunen hätten ihr
Interesse angemeldet. Das Pro-
jekt werde auf alle Fälle wissen-
schaftlich begleitet. 

Die oppositionellen Ände-
rungsanträge wurden von der
CSU abgelehnt bzw. für erledigt
erklärt. In der Einzelabstimmung
über den Gesetzentwurf ergab
sich in einigen Punkten durchaus
Übereinstimmung mit der Op-
position, die insgesamt jedoch
beim Nein blieb. rm

Drei Jahre „Faustlos“ in Bayern:

Gegen Gewalt an Schulen
Landesbausparkasse übernimmt weitere Patenschaften 

München. Die Stiftung „Bündnis für Kinder - gegen Gewalt“
wurde vor fünf Jahren von der Bayerischen Staatsregierung ge-
gründet. Einer ihrer Schwerpunkte, das Gewaltpräventionspro-
jekt „Faustlos“ ist ein Programm, durch das Kinder frühzeitig
lernen, Konflikte gewaltfrei zu lösen. 

Unter dem Motto „Drei Jahre
Faustlos in Bayern“, zogen nun
die drei Partner der bayerischen
Initiative, die Bayerische Lan-
desbausparkasse, das Bündnis
für Kinder gegen Gewalt und
die Entwickler des Programms,
das Heidelberger Präventions-
zentrum, in der Landesbauspar-
kasse Bilanz. 

Flächendeckend 
für ganz Deutschland

Ex-Bundespräsident Roman
Herzog, der Vorstandsvorsitzende
des Bündnisses für Kinder gegen
Gewalt sagte, Ziel sei es, das 
Programm „Faustlos“ flächen-
deckend im gesamten Bundesge-
biet zu installieren. Bayern habe
mit diesem Programm eine Vor-
reiterrolle übernommen. 1.800
der rund 6.000 Einrichtungen, die
mittlerweile bundesweit mit dem
Präventionsprogramm arbeiten,
seien Schulen und Kindergärten
im Freistaat. 1.000 von ihnen mit
Hilfe einer Patenschaft der Baye-
rischen Landesbausparkasse. 

„Selbstbestbewusste, sozial-
kompetente Kinder gestalten die
Gesellschaft von morgen“, sagte
Herzog. „Möglichst viele Unter-
nehmen zu motivieren für Kinder
aktiv zu werden, das will das
Bündnis für Kinder mit seinem
Patenschaftsmodell erreichen“.
Die LBS habe mit der mit Ab-
stand umfangreichsten Faustlos-
Patenschaft einen Meilenstein für
eine soziale kinderfreundliche
Gemeinschaft in Bayern gelegt. 

Der Sprecher der Geschäftslei-
tung der LBS, Franz Wirnhier,
berichtete, 500.000 Euro habe
sein Unternehmen bislang für
Faustlos-Patenschaften einge-
setzt. Jetzt gehe die Initiative in
die nächste Runde. Da Faustlos
von den Grundschulen gut ange-
nommen wurde, werde die LBS
weitere 100.000 Euro für das
Programm in die Hand nehmen. 

Der Bedarf sei hier ebenfalls
groß. „Mit unseren Patenschaften
für die Förderschulen wollen wir
die Verbreitung von Faustlos in
der Grundschulstufe komplett
machen“, betonte Wirnhier. Ganz
wichtig sei aber, dass Faustlos
überall dort, wo es eingesetzt
wird, auch dauerhaft und selbst-
verständlich im Schulleben inte-
griert wird und bleibt. „Wo Inter-
esse besteht, werden wir weiter

Erfahrungsaustausch-Runden or-
ganisieren, Elterninformations-
abende veranstalten und zusätzli-
che Lehrkräfte ausbilden lassen“. 

Ansatz der Nachhaltigkeit

Auf den Ansatz der Nachhal-
tigkeit machte Bayerns Fami-

lienstaatssekretär Jürgen Heike
aufmerksam. Um in der Präven-
tion spürbare Effekte zu erzielen,
sei nachhaltiges Engagement ge-
ordert. Die Bereitschaft, weitere
Finanzmittel zur Verfügung zu
stellen, sei ein nachahmenswer-
tes Beispiel der LBS, wie soziale
und gesellschaftspolitische Ver-
antwortung im Sinne einer Cor-
porate Social Responsibility ge-
lebt werden kann. 

Für Andreas Schick, einen der
beiden Entwickler von Faustlos,
hatten die bayerischen Schulen
ideale Voraussetzungen: „Durch
die Unterstützung der LBS beka-
men interessierte Schulen eine
hervorragende Startbedingung,
weil die Entscheidung für Faust-
los einzig von der Bewertung
des Programms abhing und nicht
von der Kostenfrage.“ Die LBS-
Initiative trage zur Realisierung
der Vision des Heidelberger
Präventionszentrum bei, Faust-
los bundesweit an allen Schulen
zu etablieren. Aufgrund des
großen Einsatzes der Sparkas-
sen, durch deren Unterstützung
die LBS-Aktion flächendeckend
in ganz Bayern umgesetzt wer-
den konnte, sei die Anbindung
der Schulen außergewöhnlich
eng gewesen.  E. Scholl

Hoffen auf Nachtragsetat 
Haupt- und Ganztagsschule bleiben auf der Tagesordnung

Opposition fordert mehr Geld auch für Kommunen 

Staatsregierung und CSU haben Eltern und Kommunen noch-
mals signalisiert, dass die Hauptschule nicht auslaufen werde.
Ihr Ausbau zur Ganztagsschule soll in einer den Schülerzahlen
angepassten Weise fortgesetzt werden. 

Im Landtagsplenum standen
Dringlichkeitsanträge der Oppo-
sition auf der Tagesordnung.
SPD und Grüne forderten einen
Nachtragshaushalt für Ganztags-
hauptschulen, wobei sicherge-
stellt werden müsse, dass die
Kommunen, wie bei den IZBB-
Mitteln des Bundes, 90% ihrer
Investitionskosten für einen be-
darfsgerechten Ausbau vom
Freistaat erhalten. 

Hans-Ulrich-Pfaffmann (SPD)
sah die Glaubwürdigkeit von
Staatsregierung und CSU in ih-
rem Bekenntnis zur Hauptschule
am Ende, weil im Etat nichts

Entsprechendes zu finden sei. Si-
mone Tolle (Grüne) befand, die
Ankündigung eines 300-Millio-
nen-Programms sei unglaubwür-
dig. Beide forderten, den Haupt-
schulen die gestrichenen 1650
LehrersteIlen zurückzugeben. 

Bernd Sibler (CSU) verwies
auf den im Herbst kommenden
Nachtrag zum Etat 2007/2008.
Es seien zudem keine Lehrerstei-
len pauschal gestrichen worden.
Sie wurden an andere Schulty-
pen verlagert, den sinkenden
Schülerzahlen an der Hauptschu-
le entsprechend. 

„Wir haben nicht vor, an der
Hauptschule zu sparen, sondern
wir wollen investieren“, versi-
cherte Kultusstaatssekretär Karl
Freller. Die Hauptschule werde
gestärkt, damit ihr Abschluss ge-
rade für die ortsansässigen Be-
triebe bei der Einstellung von
Lehrlingen Gewicht habe. 

Bei Ganztagsschulen mit
Nachmittagsbetreuung werde
zwischen „gebundenen“ (pflicht-
mäßigen) und „offenen“ (frei-
willigen) unterschieden. Gegen-
wärtig gibt es laut Freller 90 ge-
bundene und 678 offene Ganz-
tagsschulen in Bayern. Ihre Zahl
werde erhöht. 

Konkrete Etatzahlen nannte
der Staatssekretär nicht. Die Op-
positionsanträge wurden von der
CSU abgelehnt. rm

In zehn Minuten am Brandort
Wenn es nach Plan geht werden die Freiwilligen Feuerwehren in
Bayern künftig nicht auf die Gemeindegrenze beschränkt sein.
Das ist nur ein Aspekt des vom Kabinett Ende Januar beschlos-
senen neuen Feuerwehrgesetzes, das optimale Lösungen anstel-
le starrer Regelungen setzen soll. Unter diesem Aspekt hat die
CSU im Landtag den von der SPD eingebrachten Gesetzentwurf
abgelehnt, der sich auf die Zulassung von Feuerwehrzweckver-
bänden und zwar zunächst in der Erprobung beschränkte. 

Eine solche Detailregelung
vorzuziehen, sei nicht sinnvoll,
erklärte für die CSU-Fraktion
Herbert Ettengruber zum SPD-
Feuerwehr-Zweckverbandser-
probungsgesetz (FwZVEG) im
Plenum. Sinnvoll sei eine Über-
arbeitung des gesamten Feuer-
wehrrechts. Der Kabinettsbe-
schluss geht zunächst in die An-
hörung. Ettengruber nannte
Stichworte: Der „abwehrende
Brandschutz“ und der technische
Hilfsdienst können auf Zweck-
verbände übertragen werden;
dies bei Bestandsgarantie für
Ortsfeuerwehren. Personen, die
nicht in ihrer Heimatgemeinde
arbeiten, können am Arbeitsort
zusätzlich oder alternativ Mit-
glied der Feuerwehr sein. Auf
Antrag kann man bis zum 63.
Lebensjahr Feuerwehrmann
bzw. -frau sein.

Die Befugnisse der Einsatzlei-
tungen werden neu geregelt. Ins-
gesamt soll jede Feuerwehr vor
Ort binnen zehn Minuten am
Einsatzort sein. 

Die SPD hatte ihr FwZVEG
im September letzten Jahres 
im Landtag eingebracht. Ihre 
kommunalpolitische Sprecherin
Helga Schmitt-Bussinger wollte
den Entwurf nicht zurückzie-
hen. Die Kabinettsvorlage ma-
che deutlich, dass rascher Hand-
lungsbedarf bestehe. Der Ge-
meindetag habe sich positiv
zum FwZVEG geäußert. 

Innenstaatssekretär Georg
Schmid begrüßte den Ansatz
des SPD-Entwurfs. Es gehe um
ein gemeinsames Anliegen.
Man könne aber ruhig noch ei-
nige Monate warten, bis die An-
hörung aller Beteiligten gelau-
fen sei. rm

LBS-Geschäftsleitungssprecher Dr. Franz Wirnhier (li.) über-
reichte dem Vorsitzenden des „Bündnis für Kinder. Gegen Ge-
walt“, Bundespräsident a. D. Prof. Dr. Roman Herzog, und der
Lehrerin Ingrid Roser-Grüter vom Förderzentrum Freising die
ersten beiden Faustlos-Koffer mit Lern- und Spielmaterial der
neuen Serie von LBS-Patenschaften zur Gewaltprävention.
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GZ-Interview mit MdLAlfons Zeller:

Der ländliche Raum bietet
großartige Chancen!

Die Entwicklung des ländlichen Raumes in Bayern, der rund 80
Prozent der Fläche und 60 Prozent der Bevölkerung umfasst, ist
derzeit in aller Munde. Demnächst soll ein soeben erstellter Text-
entwurf des Bayerischen Wirtschaftsministeriums mit einem
ähnlichen Konzept der Arbeitsgruppe um Markus Sackmann
im Landtag sowie mit den Gebietskörperschaften abgestimmt
werden. Welche Maßnahmen nötig sind, um die Eigenständig-
keit des ländlichen Raumes zu bewahren, seine Entwicklung
nachhaltig zu gestalten und seine Zukunftsfähigkeit zu sichern,
darüber sprach die GZ mit Alfons Zeller, CSU-Landtagsabge-
ordneter und Vorsitzender des Tourismusverbandes Allgäu-
Bayerisch-Schwaben. 

Betrachtet man die demografi-
sche Entwicklung, so ist Zeller
zufolge bis zum Jahr 2050 „ein
nicht unerheblicher Bevölke-
rungsrückgang in Deutschland“
zu erwarten. Während dieser in
Bayern mit nur 0,8 Prozent ver-
gleichsweise gering ausfallen
dürfte, werde für Nordrhein-
Westfalen ein Rückgang von 11
Prozent prognostiziert. Im Klar-
text bedeute dies: „Der Freistaat
wird die Problematik ländlicher
Raum nicht so stark zu spüren
bekommen wie andere Flächen-
länder in Deutschland.“

Natürliche 
Intelligenz fördern

Zeller zeigte sich dennoch da-
von überzeugt, „dass wir gerade
die auch durch den Menschen
vorgegebenen Ressourcen im
ländlichen Raum noch stärker
nutzen müssen“. Es gelte, die
natürliche Intelligenz zu fördern;
gerade Pragmatiker müssten mit
Naturwissenschaft und Technik
noch stärker in Verbindung ge-
bracht werden. „Es muss uns ge-
lingen, den ländlichen Raum so
attraktiv zu gestalten, dass junge
Leute nach Ausbildung bzw.
Studium wieder in ihre Heimat
zurückgehen, damit Arbeitsplät-
ze geschaffen und neue Entwick-
lungen in Gang gesetzt werden“,
betonte der Abgeordnete. Wich-
tig erscheint ihm in diesem Zu-
sammenhang der „schnelle Auf-
bau einer perfekten Infrastruktur
für die Informations- und Kom-
munikations-Technologien“. Die
Globalisierung mache auch vor
dem ländlichen Raum nicht Halt,
weshalb weltweite Verbindun-
gen benötigt würden. Zeller:
„Globalisierung beiseite zu
schieben, wäre Protektionismus
und ginge letztlich mit einer ne-
gativen Entwicklung für den
ländlichen Raum einher. Es geht
jetzt darum, die Herausforderun-
gen anzunehmen und zu bewälti-
gen.“ Deutschland habe als Ex-
portweltmeister sehr deutlich un-
ter Beweis gestellt, dass es die
Globalisierung bisher gut bewäl-
tigt hat; jedoch seien noch große
Anstrengungen nötig.

„Ob dieser Entwicklung wer-
den wir künftig sicherlich nicht
jeden landwirtschaftlichen Be-
trieb aufrechterhalten können“,
fuhr der Allgäuer Landtagsabge-
ordnete fort. Um ehemalige An-
wesen einer sinnvollen Nutzung
zuzuführen, regte Zeller an, „mit
einer entsprechenden Bauleitpla-
nung und Bauordnung darin
High-Tech-Unternehmungen zu
entwickeln“. Dies könnten die
bereits erwähnten qualifizierten
jungen Rückkehrer leisten. So-
mit seien diese Gebäude für den
ländlichen Raum wertsteigernd
zu nutzen.

Standortfrage 

„Gerade die Standortfrage
spielt also eine große Rolle“, be-
merkte der CSU-Politiker, der
jedoch gerade auch in der Zu-
sammenarbeit kleiner mittelstän-
discher Unternehmen auf enge-
rem Raum noch Verbesserungs-
bedarf sieht. Es gebe Firmen, die
ihre Vorfertigprodukte und Nach-
fertigungen oft am Ende der
Welt erstellen ließen, „obgleich

in der Nachbarschaft Unterneh-
men angesiedelt sind, die mögli-
cherweise eine Wertsteigerung
des Produktes ohne weiteres be-
werkstelligen und somit auch
das wirtschaftliche Wachstum

diesem Zusammenhang wies der
MdL darauf hin, dass vor allem
im kulturellen Bereich grenzüber-
schreitende Zusammenarbeit sehr
erfolgreich praktiziert werde. Be-
stes Beispiel sei das qualitativ
hochwertige Euregio Blasorche-
ster, dem Musiker aus Vorarlberg,
Tirol und Bayern angehören.

Zusammengehörigkeit

Die Tatsache, „dass ein Dorf
alles andere als ein Raum der
Anonymität ist“, möchte Zeller
künftig mehr in den Mittelpunkt
gestellt wissen. Menschen fühl-
ten sich auf dem Land weitaus
mehr zusammengehörig, „was
gerade unter dem Gesichtspunkt
einer älter werdenden Bevölke-
rung von Nutzen sein kann“ -
Stichwort gegenseitige Hilfe.
Diese Bürgeraktivität stelle ei-
nen nicht weg zu diskutierenden
Anziehungspunkt dar, „weshalb
sich so mancher gut überlegen
wird, ob er sein Leben in der
Großstadt oder im ländlichen
Raum verbringen will“. Hinzu
komme die Möglichkeit, das
Modell Mehrgenerationenfami-
lie leben zu können - „eine Rie-
senchance, die die Stadt letzten
Endes gar nicht bieten kann“.
Hier wird es laut Zeller auch dar-
auf ankommen, „wie stark die
Kommunalpolitik in der Bauleit-
planung derlei Überlegungen ge-
recht wird“. Möglicherweise sei
hier ein Umdenken nötig. 

Lebensfreude 
im eigenen Garten

„Lebensfreude pur“ bedeutet
für viele Menschen auch der ei-
gene Garten, der den Menschen
auf dem Lande viel unkompli-
zierter geboten werden kann.
Dabei muss es sich nicht immer
um große Grundstücke handeln.
Schrebergärten dienen dem glei-
chen Zweck. Selbst in ländlichen
Gebieten sei es gerade für jene
Menschen, die in Wohnungen le-
ben, etwas Besonderes, wenn sie

Nein, glücklich kann man
nicht sein, wenn ein erfolgrei-
cher Ministerpräsident und
Parteivorsitzender sich selbst
ein Bein gestellt hat und des-
halb unter der Attacke einer
profilierten, medienwirksam
agierenden Kommunalpoliti-
kerin inzwischen die ganze
Partei leidet. Und es nützt
auch wenig, aus der ganzen
Misere zu lernen, dass man
auch in der CSU Frauen nicht unterschätzen
sollte, schon gar nicht, wenn sie aus dem frän-
kischen Zirndorf kommen und Pauli heißen. 

Ich teile weder den Stil eines Herrn Höhen-
berger, aus der Staatskanzlei heraus unliebsa-
me Kritiker durch Ausspionieren des Privatle-
bens mundtot machen zu wollen, noch den der

Fürther Landrätin, die über das Internet jedem
des Schreibens kundigen CSU-Hasser die Mög-
lichkeit bot, sein Mütchen zu kühlen. Personelle
Kritik und Forderungen innerparteilicher Art
gehören meiner Meinung nach auch nicht in
den Medien ausgetragen. Mit allen von ihr und
anderen Kritik-Epigonen vorgetragenen Zitaten
und Meinungen werden wir alle an der Basis
uns in den kommenden Monaten mit dem politi-
schen Gegner herumschlagen müssen - ob sie
stimmen oder nicht. Die genüssliche Aufzäh-
lung der Zitate durch SPD-Fraktionschef Ma-
get am 30. Januar im Bayerischen Landtag
sprach Bände. Die SPD, die in Bayern bisher
durch Nichtleistung aufgefallen ist, kann sich
jetzt rein auf unsere Kosten profilieren. 

Was mich und viele, mit denen ich gespro-
chen habe, von Anfang an wurmte, war die 

Ignoranz mit der man explizit
sogar im Parteivorstand Unter-
schiede machte zwischen wich-
tigen und unwichtigen Mitglie-
dern, also zwischen einer Par-
teivorstandsober- und unter-
klasse, und zur letzteren Kate-
gorie scheinen offensichtlich
Kommunalpolitiker zu gehören.
Sie sind „nicht wichtig“. 

Kommunalpolitiker sind
nicht so unwichtig. Täglich
müssen sie vor Ort den Kopf
hinhalten für eine Politik, die
nicht immer auf Wohlgefallen

stößt. Kommunalpolitiker, ob im Ehrenamt oder
im Hauptamt, sind auch nicht zu unwichtig, um
tausendfach bis in den kleinsten Ort für die
Partei täglich das zu leben, was Slogan der
CSU seit vielen Jahren ist: „Näher am Men-
schen“. 

Da liegt der Hund begraben. Die vier Säulen
unserer Arbeit und die darin wirkenden Man-
datsträger in Kommune, Land, Bund und Euro-
pa müssen sich gleichwertig artikulieren und
darstellen dürfen und sie müssen ernst genom-
men werden. 

Ob es nur ein Ausrutscher des doch zweifel-
los überaus erfolgreichen Parteivorsitzenden
Dr. Edmund Stoiber war, sei dahingestellt, aber
sein Nachfolger kann aus diesen Fehlern ler-
nen: Jede und jeder in unserer Partei, die, bzw.
der, bereit ist ihr zu dienen, ist mit ihrer/seiner
Kritik, Meinung und Arbeit gleichermaßen
wichtig. Richtig verstandene und auch für unse-
re Partei notwendige Loyalität darf dabei keine
Einbahnstraße sein. 

KolumneGZ Maximilian Gaul

Kommunalpolitiker 
sind nicht unwichtig!

Alfons Zeller, MdL. 

im ländlichen Raum und in der
Wirtschaft belassen könnten“.

Regionalmanagement

Regionalmanagement sei das
Gebot der Stunde, betonte Zeller.
Darunter verstehe man derzeit
weitestgehend, wie man regiona-
le Produkte vermarkten kann.
Dies sei allerdings „bei weitem
nicht ausreichend, um den länd-
lichen Raum auf einer einiger-
maßen hohen wirtschaftlichen
Basis halten zu können“. Um ei-
ne bessere Verknüpfung herzu-
stellen, seien Persönlichkeiten,
die die Unternehmen und deren
Innenleben kennen, gefragt. 

Ein ganz entscheidender
Punkt für den ländlichen Raum
ist die Entwicklung des Touris-
mus, „der allerdings heute ohne
Professionalität nicht mehr zu
bewerkstelligen ist“. Fremden-
verkehr wird Zeller zufolge rund
um den Globus angeboten. Das
Angebot sei ungeheuer vielfäl-
tig, „weshalb wir uns auch wei-
terhin sehr anstrengen müssen,
den ländlichen Raum als optima-
len Ort für die schönsten Tage
des Jahres zu präsentieren“. Zur
breiten Angebotspalette zähle u.
a. der gesamte Bereich WellVi-
tal, die 2002 erfolgreich im
Markt eingeführte Dachmarke
für Gesundheits- und Wellness-
urlaub in Bayern. Geothermi-
sche Bäder könnten u. a. attrakti-
ve Erholungsmöglichkeiten bie-
ten. „Hier ist sicherlich noch
nicht jede Möglichkeit ausge-
schöpft“, bemerkte der MdL. 

Heimatbezogene Kultur

Wo Tourismus draufsteht, ist
auch Kultur drin. „Natürlich
wird man zwangsläufig nicht in
jedem Dorf ein Nationaltheater
aufbauen können“, meinte Zel-
ler, doch sei offensichtlich, „dass
gerade die heimatbezogene Kul-
tur wieder eine besondere Nach-
frage erfährt“. „Unwahrschein-
lich vielfältig“ seien die Mög-
lichkeiten, auch auf sehr hohem
Niveau Kultur zu erlernen - sie-
he Musikschulen. Kulturvermitt-
lung und -pflege gäben den Gäs-
ten Heimat auf Zeit und den Ein-
heimischen echte Heimat. In

am Wochenende die reine Natur
erleben können, sagte Zeller.
„Und wenn die Leute dann noch
in der Lage sind, ihre Lebensmit-
tel selbst anbauen zu können, ist
das eine Riesenbestätigung“, er-
gänzte der CSU-Politiker. 

Neue Chancen 
für die Landwirtschaft

Im Übrigen eröffneten sich hier
neue Chancen für die Landwirt-
schaft: Der Landwirt könnte we-

nige Hektar als Schrebergarten-
fläche ausweisen, für die er eine
entsprechende Pachtzahlung
bekäme. Zwar hätten die Kom-
munen dann planerische Vorlei-
stungen in Form von Entsor-
gungseinrichtungen zu erbringen;
doch gibt es Zeller zufolge Berei-
che, in denen diese Möglichkei-
ten vor Ort bereits vorhanden
sind, „und wo es nur noch um re-
lativ geringe Beträge geht“. Auch
könnte man das Thema Umwelt-
schutz mit einbeziehen. DK

Deutscher Landkreistag:

Starke Kreise braucht das Land!
Landkreisversammlung in Berlin forderte mehr Handlungsspielräume für Kommunen

Für eine Stärkung der Eigenverantwortung der kommunalen
Ebene hat sich der Deutsche Landkreistag (DLT) auf seiner
Landkreisversammlung in Berlin ausgesprochen. Vor knapp
700 Repräsentanten aus allen 323 deutschen Landkreisen wies
DLT-Präsident Hans Jörg Duppré darauf hin, dass Politik für
die Bürger kein undurchschaubares Dickicht von Interessen sein
dürfe. Vielmehr müsse sie für die Menschen wieder stärker fühl-
bar werden. Für die Kommunen bedeute dies, „verlässliche und
beständige Entscheidungen treffen zu können, die das Leben der
Menschen vor Ort verbessern und die akzeptiert werden“.

Der Deutsche Landkreistag
feierte im Rahmen seiner dies-
jährigen Landkreisversammlung
das 90jährige Verbandsjubiläum.
Im Beisein von Bundeskanzlerin
Dr. Angela Merkel benannte
Verbandspräsident Duppré eini-
ge Politikfelder, die für die Land-
kreise von zentraler Bedeutung
sind. Dazu gehört u. a. die bevor-
stehende zweite Stufe der Fö-
deralismusreform, in der es gel-
te, kommunale Belange ange-
messen zu berücksichtigen. „Die
Kommunen müssen unbedingt
an Entscheidungen beteiligt sein,
die sie und ihre Finanzen unmit-
telbar betreffen. Der Deutsche
Landkreistag geht von seiner
Mitwirkung in der Kommission
aus und erwartet, selbst bestim-
men zu können, durch wen er in
dem Gremium vertreten sein
wird“, betonte der Präsident. 

Konkret müsse in der Kom-
mission offen über eine Stärkung
der Eigenverantwortung bei der
Einnahmegestaltung der Land-
kreise, Städte und Gemeinden

gesprochen werden. Aktuell hät-
ten die Landkreise Kassenkredi-
te in Höhe von 5 Mrd. Euro und
schleppten mittlerweile über 20
Mrd. Euro an Schulden mit sich
herum. „Weitergehen kann es je-
denfalls so nicht, das sollte klar
sein“, machte Duppré deutlich.
Die Landkreise forderten in die-
sem Zusammenhang eine eigene
Beteiligung an einer Wachs-
tumssteuer, wobei sich die Um-
satzsteuer anbieten würde.

Erhebliche Aufgaben 

Darüber hinaus ging der Ver-
bandspräsident auf die besonde-
re Lage des ländlichen Raums
ein. Er führte aus, dass in den
nächsten Jahren auf die Land-
kreise erhebliche Aufgaben zu-
kämen. „Unser besonderes Au-
genmerk müssen wir auf die pe-
ripheren dünn besiedelten, öko-
nomisch schwachen Regionen
richten und diese nach Kräften
unterstützen. Nur durch die
Schaffung und Erhaltung von

Arbeitsplätzen - in der Ernäh-
rungswirtschaft und darüber hin-
aus - kann es gelingen, den Wan-
derungsbewegungen zulasten
des ländlichen Raumes entge-
genzuwirken und auch diese Ge-
biete attraktiv zu halten“, so
Dupprés eindringlicher Appell.
Dafür werde eine vernünftige öf-
fentliche Infrastruktur benötigt.

Zukunftsorientierte
Energiepolitik

Zur Verbesserung der Perspek-
tiven der Menschen auf dem
Lande gehörten auch die Chan-
cen einer zukunftsorientierten
Energiepolitik. Der Ausbau nach-
wachsender Rohstoffe wie Raps,
Mais, Holz könne helfen, alter-
native Brennstoffe zu fördern
und im ländlichen Raum Er-
werbsquellen zu schaffen. Dane-
ben verschafften Biogasanlagen
der Landwirtschaft neue Per-
spektiven. 

Vor dem Hintergrund der Ent-
wicklung der regionalen Wirt-
schaft sind nach Auffassung
Dupprés zudem die kommuna-
len Sparkassen von enormer Be-
deutung, um die wirtschaftlichen
Selbstgestaltungskräfte in der je-
weiligen Region zu stärken. Die
öffentlich-rechtlichen Kreditin-
stitute stellten Finanzdienstleis-
tungen für den gewerblichen
Mittelstand bereit und seien der

Förderung der regionalen Wachs-
tumspotenziale und damit der
Entstehung neuer Arbeitsplätze
verpflichtet. Das öffentlich-recht-
liche Sparkassensystem müsse in
Deutschland flächendeckend er-
halten bleiben. Deshalb unterstüt-
ze der DLT nachdrücklich einen
Antritt der Sparkassenorganisati-
on im Bieterverfahren um die
Landesbank Berlin Holding.“

Kommunalblindheit
bei der EU

Verbesserungsbedarf sah der
Präsident allerdings mit Blick
auf die Europäische Union. Der
nunmehr beigelegte Streit der
Kommission mit der Bundesre-
publik um den Namensschutz
der kommunalen Sparkassen ha-
be gezeigt, dass es Brüssel noch
immer schwer fällt, mit den be-
währten deutschen Aufgaben-
strukturen umzugehen und diese
als erfolgreich zu akzeptieren.
„Wir wünschen uns ein besseres
Verständnis für unsere Belange
und die der Menschen vor Ort
und fordern, dass Europa seine
Kommunalblindheit überdenkt
und ablegt. Anderenfalls nimmt
man die Bürger der Europäi-
schen Union nicht hinreichend
auf dem gemeinsamen Weg in
die Zukunft mit und verfestigt
letztlich die um sich greifende
Europaverdrossenheit.“ Die EU
müsse als Partner der Menschen
und nicht als bürokratischer
Hemmschuh agieren.

Darüber hinaus machte der
DLT-Präsident deutlich, dass die
Gesundheitsreform 2006 die
Landkreise insbesondere als Trä-
ger von Krankenhäusern und des
Rettungsdienstes treffe. „Die
Kreise stellen trotz des Privati-
sierungsschubs im Kliniksektor
mehr als die Hälfte der Kranken-
hausbetten. Daher müssen die
Folgen der Gesundheitsreform
für den kommunalen Bereich
sehr genau in den Blick genom-
men werden. Gerade bei einer
älter werdenden Gesellschaft
sollte das Augenmerk der Bun-
desregierung darauf gerichtet
sein, dass die Versorgung mit 

(Fortsetzung auf Seite 4)
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(Fortsetzung von Seite 1)
ein uneinheitliches Bild abge-
ben“. In diesem Zusammenhang
verwies Söder auf die „ungeheu-
re Wichtigkeit der kommunalen
Ebene“ als eine der tragenden
Säulen der Partei. Der repräsen-
tative Querschnitt liege eindeutig
bei den Kommunalpolitikern. 

Gestaltungsarbeit

In den nächsten Wochen und
Monaten sei es vonnöten, „sich
nicht nur mit sich selbst zu be-
schäftigen“, sondern inhaltliche
Gestaltungsarbeit zu leisten, be-
tonte Söder. Vor dem Hinter-
grund der politischen Gesamt-
konstellation und der Tendenz zu
einer sinkenden Wahlbeteiligung
- vorläufiger „Höhepunkt“ dürf-
te die OB-Wahl in Frankfurt mit
einer 30 Prozent-Beteiligung
sein - müsse die CSU dafür Sor-
ge tragen, „ihre Zielgruppe,
sprich Stammklientel, stärker im
Auge zu behalten“. Tatsache sei,
„dass die Wahlen des Jahres
2008 nicht in erster Linie über
Wechselwähler entschieden wer-
den“. Die Österreichische Volks-
partei ÖVP beispielsweise habe
dies im vergangenen Jahr offen-
bar nicht zur Kenntnis genom-
men und folglich eine ebenso
überraschende wie schmerzliche
Niederlage hinnehmen müssen. 

Wenngleich es in Ballungsräu-
men noch schwieriger als im
ländlichen Raum sei, die Men-
schen zum Urnengang zu bewe-

gen, sei der Trend zu einer ge-
wissen Politikverdrossenheit
doch unverkennbar, meinte der
„General“. Die Ursachen hierfür
seien unzureichendes Interesse
sowie mangelnde Erkennbarkeit
von Unterschieden. Notwendig
sei es deshalb, eine „kulturell-
emotionale Botschaft“ zu ver-
mitteln. Höchste Sensibilität im
Umgang mit dem Wähler sei das
Gebot der Stunde. 

Charakter der Volkspartei 

„Die CSU muss eine liberale,
aber auch konservative Partei
bleiben“, bilanzierte der Gene-
ralsekretär. „Unsere Anhänger
sehnen sich danach, nicht wie in
der Großen Koalition sich nur im
bürokratischen-operativen Detail
zu verlieren, sondern sie erwar-
ten von uns eine Grundbotschaft,
damit sie wieder Heimat finden
können.“ Der Charakter der
Volkspartei CSU müsse unter-
mauert werden. Eine solide Un-
terstützung der Landespolitik für
die Kommunalpolitik sei ebenso
Grundlage für den Erfolg wie
überzeugende Kandidaten und
Geschlossenheit vor Ort. Was ge-
rade letztere bewirken kann, hät-
ten im vergangenen Jahr u. a. die
OB-Wahlen in Bayreuth gezeigt:
Hier gewann der CSU-Kandidat,
dem zunächst kaum Chancen ein-
geräumt wurden. Dagegen ging
die zunächst als Favorit gehandel-
te CSU in Bamberg aufgrund in-
terner Querelen leer aus. DK

Botschaften vermitteln ...
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Markt oder an der Energiebörse
zu Preisen ankaufen, die im Jahr
2006 durchschnittlich um 20 bis
30 Prozent gestiegen sind.“ 

Der Städtetagsvorsitzende wies
darauf hin, dass die staatliche
Genehmigung der Stromtarife
zum 1. Juli 2007 wegfallen müs-
se. Darüber hinaus seien einige
in der bayerischen Gemeinde-
ordnung enthaltenen Wettbe-
werbsbeschränkungen für die
Stadtwerke zu eliminieren. 

Stadtwerke 
müssen Geld verdienen

Wie der Verbandschef wohl-
wollend feststellte, habe Huber
viel Verständnis für die Belange
der Kommunen gezeigt. Dem
Minister sei klar, dass die Stadt-
werke mit ihren Leitungsnetzen
auch Geld verdienen müssten.

Die Überschüsse würden
schließlich dazu dienen, die Defi-
zite städtischer Bäder und des öf-
fentlichen Nahverkehrs auszu-
gleichen, was wiederum im Inter-
esse des Bürgers sei. Im Übrigen
seien die Strompreise eines Groß-
teils der Stadtwerke bayerischer
Kommunen günstiger als jene der
regionalen Stromversorger.

Schneller Ausbau der
Ganztagshauptschulen

Weiteres Thema der Städte-
tags-Pressekonferenz war die
Forderung nach einem schnellen
Ausbau der Ganztagshauptschu-
len. „Wenn es nicht schnell ge-
lingt, die Hauptschule wieder at-
traktiv zu machen, wird sie zu ei-
ner ‘Schule der Übriggebliebe-
nen’verkommen“, warnte Schai-
dinger. Der Vorstand des Städte-
tags begrüße es deshalb, dass die
Staatsregierung endlich die
Hauptschulen in den Mittelpunkt
stellt und einen flächendecken-
den und bedarfsgerechten Aus-
bau zu rhythmisierten Ganztags-
schulen plant. Unzufrieden sei
man allerdings mit dem einge-
schlagenen Tempo, das der Staat
dabei an den Tag legt: „Im staat-
lichen Doppelhaushalt für
2007/08 ist lediglich Geld für 20
zusätzliche (echte) Ganztags-
schulen eingeplant. Damit sind
wir auf absehbare Zeit meilen-
weit davon entfernt, den Bedarf
an Ganztagsschulen decken zu
können“, so der Vorsitzende. 

Die Städte drängen den Frei-
staat Bayern, nicht auf Zeit zu
spielen: „Hier darf der Freistaat
nicht kleckern, sondern muss
klotzen, denn diese Reform ist
die letzte Chance für die Haupt-
schule“, betonte Schaidinger. Er
forderte den Freistaat auf, Perso-
nalstellen bei den Hauptschulen
nicht weiter abzubauen, sondern
freiwerdende Lehrkräfte für den
Ganztagsbetrieb zur Verfügung
zu stellen. Zugleich erwarteten
die Städte, dass der Staat ihnen
die Kosten für den Ausbau der
Schulhäuser erstattet. Die im
kommunalen Finanzausgleich
bereitgestellten Schulbaumittel
reichten mit dem niedrigen Förd-
ersatz von 35 Prozent bei weitem
nicht aus. Daher sei ein staatli-
ches Kofinanzierungsprogramm
mit 90-prozentigem Fördersatz
wie beim IZBB vonnöten.

Der Städtetag ist sich mit dem
Bayerischen Elternverband, dem
Bayerischen Lehrerinnen- und
Lehrerverband sowie mit dem
Verband der Bayerischen Wirt-
schaft darin einig, dass die echte,
rhythmisierte Ganztagshaupt-
schule ein wesentlicher Beitrag
für die Zukunftsfähigkeit der
Hauptschule ist. Dazu benötige
die Hauptschule aber ausrei-
chend Lehrkräfte und Sozial-
pädagogen.

Um auf dem schwierigen Weg
zur erfolgreichen Hauptschule
weiterzukommen, bietet der
Spitzenverband eine offensive
Mitwirkung der Städte an.
Schaidinger: Die Städte erwarten

sich dadurch mehr Flexibilität,
etwa bei der Kooperation von
Schulen. Nur mit größerer Flexi-
bilität könne es gelingen, eine
möglichst wohnortnahe Schul-
landschaft auch bei weiter sin-
kenden Schülerzahlen zu erhal-
ten.

Jahrgangsstufe 13 
an Fachoberschulen

Als wichtigen Beitrag zur Ver-
besserung der Durchlässigkeit
im bayerischen Bildungssystem
begrüßt der Städtetag die 
Einführung der Jahrgangsstufe
13 an Fachoberschulen. 

Stichwort Verlagerung der
Hilfe zur Pflege auf Städte und
Landkreise: Verbandsvorsitzen-
der Schaidinger wies darauf hin,
dass die kreisfreien Städte und
Landkreise aufgrund ihrer Orts-
kenntnis und ihrer Erfahrungen
in der ambulanten Hilfe zur Pfle-
ge am besten in der Lage sind,
das notwendige Netz in der Pfle-
gehilfe vor Ort auf- bzw. auszu-
bauen. Deshalb fordert der Städ-
tetag, die ambulante und die sta-
tionäre Hilfe zur Pflege bei den
Städten und Landkreisen zu kon-
zentrieren. Gegenwärtig sind die
Bezirke für die Pflege in den
Heimen und die kreisfreien Städ-
te und Landkreise für die ambu-
lanten Pflegeleistungen vor Ort
zuständig.

Zusammenlegung 
der Hilfeformen

Die Zusammenlegung der bei-
den Hilfeformen käme vor allem
den Betroffenen zu Gute, erklär-
te der Vorsitzende: „Wer heute
pflegebedürftig wird, möchte in
seiner vertrauten Umgebung
bleiben, möglichst in den eige-
nen vier Wänden oder zumindest
in seinem bisherigen Wohnort.
Es macht auch Sinn, wenn Pfle-
gebedürftige, die das Haus oh-
nehin kaum mehr verlassen kön-
nen, nur mit einem Amt zu tun
haben. Gerade diesem Personen-
kreis fällt jeder Gang zu einer
Behörde schwer.“ Die für die
pflegebedürftigen Menschen
notwendigen Hilfsangebote
könnten die Städte aber nur ent-
wickeln, wenn sie auch für die
Organisation dieser Angebote
wie mobiler Pflegedienst, am-
bulant betreute Wohngruppen, 
Kurzzeit- und Tagespflege bis
zum stationären Pflegeheim zu-
ständig sind.

Mit der Zusammenlegung der
Zuständigkeit von ambulanter

und stationärer Hilfe könnten
auch Synergieeffekte verwirk-
licht und unwirtschaftliche Struk-
turen vermieden werden. Bei-
spielsweise sei es auch möglich,
teure Heimplätze einzusparen,
wenn die ambulanten Pflegehil-
fen ausgebaut werden. Vorausset-
zung sei allerdings, dass die Ein-
sparungen bei den Städten und
Landkreisen ankommen. Schai-
dinger: „Gerade wegen der un-
ausweichlichen Kostensteigerun-
gen durch den demografischen
Wandel müssen wir versuchen,
die verschiedenen Hilfsangebote
in einer Hand zusammenzufas-
sen. Damit wird der Verschiebe-
bahnhof zwischen den einzelnen
Kostenträgern vermieden.“ 

Der Städtetag erwartet, dass
die CSU-Landtagsfraktion jetzt
das Signal zur Zusammenlegung
der Hilfen zur Pflege bei den
Städten und Landkreisen gibt. In
Baden-Württemberg und vielen
anderen Bundesländern sind die-
se bereits seit Jahren für die am-
bulante und stationäre Hilfe zur
Pflege zuständig. Das hat sich
sowohl aus Sicht der Sozialpoli-
tiker als auch in finanzieller Hin-
sicht bewährt. Die Kostenent-
wicklung ist seitdem moderater
ausgefallen. 

Finanzieller Ausgleich

Voraussetzung für die Zustän-
digkeitsverlagerung in Bayern
sei allerdings, dass ein gerechter
finanzieller Ausgleich zwischen
den Kostenträgern gefunden
wird. Eine solche Regelung kön-
ne aber erst ermittelt werden,
wenn die Bezirke belastbare
Zahlen über die Kosten der sta-
tionären Hilfe zur Pflege vorge-
legt haben. Diese waren bereits
für Januar 2007 zugesagt, liegen
aber immer noch nicht vor.

Der immer wieder vorge-
brachte Einwand, dass künftig
96 örtliche Sozialhilfeträger (25
kreisfreie Städte und 71 Land-
kreise) mit den Pflegeheimen
die Entgeltverträge verhandeln
müssten, bezeichnete Schaidin-
ger als „reine Panikmache“. Be-
reits in der stationären Jugend-
hilfe (Entgeltverträge mit Kin-
der- und Jugendheimen) hätten
die Kommunen im Jahr 2000
Aufgaben der Bezirke übernom-
men und in bayernweit vier re-
gionalen Jugendhilfekommis-
sionen konzentriert. 

Diese vier Verhandlungsteams
kämen mit sieben Vollzeitkräften
aus. Der Vorsitzende: „Wer hier
vom Aufbau zusätzlicher Büro-
kratie oder einem neuen Kommu-
nalverband spricht, setzt bewusst
eine Schimäre in die Welt.“ DK

Vermögen im Zangen...

Sorge um 
Stadtwerke ...

(Fortsetzung von Seite 1)
lich über die sprudelnde Gewer-
besteuer seien, andere, gerade
kleine Kommunen aber nichts
davon hätten. Weitere Gewerbe-
und Bevölkerungsabwanderung
sei die Folge. 

Bei aller Kritik lobten die Vor-
sitzenden den aktuellen kommu-
nalen Finanzausgleich in Bay-
ern. Gleichwohl blieben manche
Forderungen offen. Es geht um
die kommunale Mehrbeteiligung
an der Verbundmasse. 

Zur Haupt- und Ganztags-
schule - die im Landtagsplenum
gerade wieder kontrovers zwi-
schen CSU und Opposition dis-
kutiert wurde war die einhellige
Meinung der drei betroffenen
Spitzenverbände, dieser Schul-
typ müsse so ausgestaltet wer-
den, dass seine Abschlüsse so-
wohl den Übergang in weiter-
führende Schulen als auch in das
Berufsleben leichter ermöglich-
ten. Gefordert werden mehr Leh-
rer, damit die Ganztagsschule
nicht nur der Betreuung sondern
auch der Bildung diene. 

Höherer Staatszuschuss

Auf jeden Fall müsse der
Staatszuschuss für die Schüler-
beförderung von jetzt etwa 60%
wieder auf 80% erhöht werden.
Man hofft, dass den Ankündi-
gungen der Staatsregierung Ta-
ten folgen. 

Für die SPD-Fraktion beton-
ten Vorsitzender Franz Maget
und die kommunalpolitische
Sprecherin Helga Schmitt-Bus-
singer vor der Presse die sehr
kollegiale Atmosphäre des inter-
nen Gesprächs mit den Spitzen-
verbänden. Sie sahen sich in
weitgehender bis voller Überein-
stimmung in vielen Punkten.
Auch der Forderung nach Er-
höhung des allgemeinen Steuer-
verbundes von jetzt 11,6% auf
15% will sich die SPD weiter an-
nehmen. Das müsse binnen vier
Jahren erreicht werden. rm

(Fortsetzung von Seite 1)
beitslosenquote vermutlich unter
die Sechs-Prozent-Marke fallen,
erklärte der Wirtschaftsminister.
Die Menschen im Freistaat seien
somit „Gewinner des Auf-
schwungs“.

Die gesamtwirtschaftliche Leis-
tung, gemessen am realen Brut-
toinlandsprodukt habe um 2,5 %
zugenommen, fuhr der Minister
fort. Damit rangiere Bayern un-
ter den alten Ländern auf Rang
3, insgesamt allerdings nur im
Bundesdurchschnitt. Huber führ-
te dies in erster Linie auf das un-
terdurchschnittliche Abschnei-
den des bayerischen Einzelhan-
dels (trotz Fußball-WM leichter
Umsatzrückgang von 0,9 %) und
des Gastgewerbes zurück. Ursa-
che hierfür seien Verluste durch
den grenznahen Tanktourismus.

Binnenkonjunktur zieht an

Erfreulich sei, dass im Gegen-
satz zu den vergangenen Jahren
der Funke der Exportnachfrage
endlich auf die Binnenkonjunk-
tur übergesprungen sei, betonte
Huber. Das Verarbeitende Ge-
werbe war erneut Konjunkturlo-
komotive, auch im Handwerk
sind die Geschäfte mit einem er-
warteten Umsatzplus von gut 
4 % wesentlich runder gelaufen
als vor Jahresfrist und selbst die
Bauwirtschaft, die jahrelang im
Konjunkturschatten stand, hat
sich stark erholt. 

Nominal sei bei der bayeri-
schen Wirtschaftsleistung erst-
mals die Schallmauer von 400
Mrd. Euro durchbrochen wor-
den, sagte der Minister. Nach
jahrelanger Aufholjagd gehöre
Bayern heute zu den produktiv-

sten und reichsten Regionen
Deutschlands. Getragen wurde
der bayerische Aufschwung von
einem neuen Exportrekord, der
erstmals 140 Mrd. Euro über-
schreiten dürfte und sowie von
lang erwarteten Steigerungen in
der Binnenkonjunktur.

Strategische Schwerpunkte

Als strategische Schwerpunk-
te auf landespolitischer Ebene
nannte Huber Politik für den
Mittelstand, eine offensive Inno-
vations- und Technologiepolitik,
die Stärkung der ländlichen Räu-
me sowie den Ausbau der Infra-
struktur. Wie sich die landeswei-
te Clusterförderung mit der Re-
gionalpolitik verzahnen lässt,
zeigten zwei Beispiele: So wird
zusammen mit Schwaben der
Masterplan Mechatronik erar-
beitet, um die Stärken der Regi-
on auf diesem Gebiet gezielt zu
entwickeln. In Berchtesgaden
wiederum wird mit Bundesmit-
teln die GALILEO-Test- und Si-
mulationseinrichtung GATE er-
richtet. Mit ihr können Anwen-
dungsentwicklungen im Bereich
der Satelliten-Navigation schon
vor dem Start von GALILEO
getestet werden. 

Programm für Bayerns
ländlichen Raum

Als Beitrag zur Sicherung der
nachhaltigen Entwicklung der
ländlichen Räume wird im ersten
Halbjahr 2007 das „Programm
für Bayerns ländlichen Raum“
verabschiedet. Derzeit wird es
mit den kommunalen Spitzen-
verbänden, den Kammern und
Fachverbänden abgestimmt. In
der Gemeinschaftsaufgabe „Ver-
besserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur“ erhält Bayern
Huber zufolge künftig 11,2 %
(rd. 9,4 Mio. Euro) statt bisher
7,7 % des Mittelvolumens für
die alten Länder. Damit gibt es
an der tschechischen Grenze von
diesem Jahr an ein durchgängi-
ges Fördergebiet. Es erhält den
für westdeutsche Gebiete besten
Förderstatus (C-Fördergebiet).
Das Fördergefälle zur Tschechi-
schen Republik wird auf maxi-
mal 20 % begrenzt. Für die Tou-
rismusförderung stellt der Frei-
staat in den nächsten drei Jahren

zinsverbilligte Darlehen von ins-
gesamt 100 Mio. EUR zur Ver-
fügung, um die Qualität des Be-
herbergungsangebots systema-
tisch zu verbessern. 

Ausbau der Infrastruktur

Was den Ausbau der Infra-
struktur anbelangt, wird im
Frühjahr mit dem Bau des ersten
Doppelspurabschnitts für die
DB-Strecke München - Mühl-
dorf - Freilassing als Ertüchti-
gungsmaßnahme für die TEN-
Verbindung Paris - Wien - Brati-
slava begonnen. Mitte 2007 wird
Bayern laut Huber selbst die Pla-
nungen für die Verbesserung der

Schienenanbindung zum Flug-
hafen München II, u. a. zum Er-
dinger Ringschluss, in Angriff
nehmen. Noch in diesem Jahr
will die Flughafen München
GmbH die Einleitung des luft-
rechtlichen Planfeststellungsver-
fahrens für die 3. Startbahn be-
antragen und bis Herbst wird mit
der Erteilung des Baurechts für
den Transrapid vom Münchner
Hauptbahnhof zum Flughafen
gerechnet. 

Aufschwung 
auf breiter Front

Huber geht davon aus, dass
der Aufschwung sich über 2007
hinaus auf breiter Front fortset-
zen wird. Zu erwarten sei auch
eine Konsumbelebung. Die
Mehrwertsteuererhöhung dürfte
„lediglich eine kleine Wachs-
tumsdelle auf dem Weg nach
oben“ verursachen. Der erwarte-
te Preisschock zu Jahresbeginn
sei jedenfalls ausgeblieben. 

Wirtschaftsperspektiven
„insgesamt günstig“

Huber zufolge sind die Wirt-
schaftsperspektiven demzufolge
„insgesamt günstig“. Summa
summarum ergebe sich für 2007
in Bayern eine Zielmarke beim
realen Wachstum von 2 Prozent.
Bayern bleibe Wachstums-, Be-
schäftigungs- und Chancenland:
„Unsere Position im internatio-
nalen Standortwettbewerb wird
stärker. Wir werden dafür sor-
gen, dass alle Regionen im
Freistaat an der wirtschaftlichen 
Aufwärtsentwicklung teilhaben. 
Wir fahren weiter in der Erfolgs-
spur“, so der Minister ab-
schließend. DK

Weiter auf der Erfolgs...
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medizinischen, pflegerischen
und Betreuungsleistungen im
ländlichen Raum gesichert bleibt
und dem Trend der Abwande-
rung nicht noch Vorschub gelei-
stet wird. Der ländliche Raum
muss insofern auch unter diesem
Gesichtspunkt attraktiv bleiben.“

Duppré sieht keine Chance, die
im Rahmen der Gesundheitsre-
form vorgesehenen Einsparungen
der kommunalen Krankenhäuser
in Höhe von 500 Mio. Euro als
Quersubventionierung der Kran-
kenkassen zu realisieren. „Offen
gesagt haben wir keine reelle
Möglichkeit, bei den Kranken-
häusern den geforderten Betrag
zu erwirtschaften. Klar ist, dass in
dünner besiedelten Räumen die
Vorhaltekosten für ortsnahe Ver-
sorgung in kleinen Krankenhäu-
sern höher sind als in Ballungs-
zentren. Dies müssen wir zur
Kenntnis nehmen. Eine medizini-
sche Grundversorgung ist zwin-
gend vorzuhalten und auch von
der Solidargemeinschaft der Ver-
sicherten zu bezahlen.“

Zudem wies Duppré auf die
neuesten Zahlen der Grundsiche-
rung im Alter und bei Erwerbs-
minderung hin, die Menschen
vom Kreis erhalten, die dauer-

haft keiner Erwerbstätigkeit
nachgehen können oder älter als
65 Jahre sind, wenn eigene Mit-
tel für den Lebensunterhalt nicht
ausreichen. „Gerade bei der pro-
gnostizierten Veränderung in der
Altersstruktur und den zuneh-
mend unterbrochenen Erwerbs-
biografien werden die staatli-
chen Leistungen für Ältere im-
mer bedeutsamer. Seit der Ein-
führung der Grundsicherung im
Jahr 2003 hat sich die Zahl der
Leistungsempfänger um fast die
Hälfte auf über 600.000 erhöht,
die Kosten haben sich im glei-
chen Zeitraum auf knapp 3 Mrd.
Euro mehr als verdoppelt“, zeig-
te der Präsident auf. Auf dieser
Kostenexplosion dürften die
Kreise nicht sitzen bleiben.

Dupprés Fazit: „Die Leute
verlangen vom Staat, also von
Bund, Ländern und Kommunen,
mehr Verlässlichkeit im Umgang
mit ihren Belangen, Ängsten und
Nöten. Daher müssen Bund und
Länder die Lebensbedingungen
der Menschen in den Kommu-
nen ständig im Auge behalten
und alles dafür tun, dass Politik
an der Basis wieder als eine
Kraft begriffen wird, die Positi-
ves für die Menschen vor Ort ge-
staltet.“ DK

Starke Kreise braucht ...



Diese Stadt wird nicht verwaltet.

Wie wird aus einer traditionellen Stadtverwaltung eine bürgernahe und serviceorientierte Be-

hörde? Viele Städte haben dafür ehrgeizige Pläne entwickelt, die sie mit IBM als Partner realisie-

ren. Dabei nutzen sie Ultrabreitbandnetze und straffere Verwaltungsprozesse, um öffentliche

Dienstleistungen effizienter zu machen. Und diese neue Effizienz macht sich bezahlt: Als

Standortvorteil fördert sie die wirtschaftliche Entwicklung der Städte. Und wo mehr Geld in die

kommunalen Kassen fließt, kann die Verwaltung eben gestalten, statt nur zu verwalten. Zum

Beispiel den Zugang zu Bildung vereinfachen, die Infrastruktur ausbauen und vielseitige Freizeit-

angebote schaffen. Interessiert an Innovation für Ihre Stadt? Sprechen Sie mit jemandem, der

Innovative auf Ideen bringt: mit IBM. Mehr dazu unter ibm.com/de/solutions/public

Was macht Sie so besonders?

IBM, das IBM Logo und „Was macht Sie so besonders?“ sind Marken oder eingetr. Marken der International Business Machines Corp. in den Vereinigten Staaten und/oder anderen Ländern.

Andere Namen von Firmen, Produkten und Dienstleistungen können Marken oder eingetr. Marken ihrer jeweiligen Inhaber sein. © 2006 IBM Corp. Alle Rechte vorbehalten. O&M IBM GS 7/07



EDV .  TECHNIK FÜR DIE KOMMUNALVERWALTUNG6 GZ15. 02. 2007

Public Sector Parc auf der CeBIT 2007:

Marktplatz Kommune
Eingebunden in die weltgrößte Informations- und Kommunika-
tionstechnik-Messe CeBIT in Hannover vom 15. bis 21. März in-
formiert der Public Sector Parc seit 20 Jahren darüber, welche
Trends und Dienstleistungen im öffentlichen Sektor zu erwarten
sind. Hier wird eGovernment lebendig - von der digitalen Signa-
tur bis hin zum Einsatz von RFID in Ausweisdokumenten und
Bibliotheken. 

Der Public Sector Parc steht
unter der Schirmherrschaft des
Bundesministers des Innern. Je-
des Jahr nutzen ca. 200 Ausstel-
ler und 50.000 Fachbesucher aus
Städten, Gemeinden, Ländern,
Bund und EU-Mitgliedsstaaten
seine Plattform.

Ein besonderer Fokus des PSP
im Jahr 2007 liegt auf dem Ange-
bot „Marktplatz Kommune“. Auf
einer Sonderfläche im Zentrum
des Public Sector Parc werden
dann innovative Produkte und
Lösungen vorgestellt, die sich
speziell auf die Anforderungen
des kommunalen Bereichs kon-
zentrieren. 

Dank interessanter neuer Ko-
operationen mit kommunalen
Verbänden, Kommunalgruppie-
rungen, Fachverbänden und Me-
dienpartnern bietet der „Markt-
platz Kommune“ zudem eine
ideale Kommunikations- und In-
formationsplattform für Anbieter
und Interessenten. In Kooperation
mit der Zeitschrift „Der Neue
Kämmerer“ findet am 20. März
im Public Sector Parc ein „eKäm-
merertag“ statt; erwartet werden
150 Kämmerer aus dem gesamten
Bundesgebiet. 

Studie „Virtuelles Rathaus“

„Der Neue Kämmerer“ nimmt
die CeBIT zum Anlass, um die
Kämmerer, Bürgermeister, Land-
räte sowie die IT-Verantwortli-
chen auf kommunaler und Lan-
desebene zu versammeln. Ge-
meinsam soll über neueste Pro-
jektbeispiele diskutiert werden.
Welche Erfahrungen hat bei-
spielsweise die Stadt Mülheim an
der Ruhr bei der Einführung von
Linux gemacht? Besteht das
Open-Source-Betriebssystem
den Test im Alltag? Prof. Dr. Jörg
Becker, Geschäftsführender Di-
rektor des Instituts für Wirt-
schaftsinformatik an der Westfä-
lischen Wilhelms-Universität in
Münster und Geschäftsführender
Direktor des ERCIS, stellt die Er-
gebnisse seiner Studie „Virtuelles
Rathaus“ und darauf aufbauende
Forschungsergebnisse vor. Ziel
ist es, auf den Ebenen der Infor-
mation, Kommunikation, Trans-
aktion und Integration ein Destil-
lat aus den vielfältigen Erfahrun-
gen zu bilden. 

„Tag der Kommunen“

Der Public Sector Parc wird
darüber hinaus durch ein beglei-
tendes Forum ergänzt, in dessen
Mittelpunkt täglich wechselnde
Themenschwerpunkte wie zum
Beispiel der „Tag der Kommu-
nen“, der „Tag des Bundes und
der Länder“ oder der „Tag des
Gesundheitswesens“ stehen.

Die Geoinformationswirt-
schaft gewinnt zunehmend an
Bedeutung, weil immer mehr
politische und verwaltungstech-

nische Entscheidungen von
Bund, Ländern und Kommunen
künftig auf raumbezogenen Da-
ten basieren werden. Auf dem
Gemeinschaftsstand „Geoinfor-
mationswirtschaft“ im Public
Sector Parc wird eine zentrale
Plattform geschaffen, die Her-
stellern, Interessenten und An-
wendern eine umfangreiche Prä-
sentations- und Kommunikati-
onsfläche bietet. Gezeigt wird
das gesamte Spektrum von der
Datengewinnung, Bereitstellung
und Verarbeitung bis hin zur Da-
tenintegration in die Unterneh-
mensinfrastruktur. 

Nutzungsmöglichkeiten
von Geoinformationen

Geoinformationen helfen den
Menschen, ihre Umwelt zu orga-
nisieren, zu erhalten und zu ma-
nagen. Öffentliche Geoinforma-
tionen im Internet ersparen sogar
manchen Gang ins Rathaus, be-
eindrucken durch hohe Qualität
und Transparenz und beschleu-
nigen Genehmigungsverfahren.
Neben innovativen Lösungen
und praxisbezogenen Anwen-
dungen werden branchenüber-
greifende Nutzungsmöglichkeiten
von Geoinformationen gezeigt. 

Auch der LinuxPark auf der
CeBIT hat klein aber fein begon-
nen, sich aber in den vergange-
nen Jahren als feste Größe sei-
nen Platz erobert. Umfrageer-
gebnissen zufolge sind mittler-
weile Lösungen mit Open Sour-
ce das wichtigste Thema mit
dem größten Informationsbedarf
für die Besucher der CeBIT.

LinuxForum

Die Veranstalter des Linux-
Parks, Hannover Messe Interna-
tional und Linux New Media AG
wollen den Besuchern deshalb
2007 einen besonderen Event mit
inhaltlichem Konzept bieten.
Umgeben von hochkarätigen und
erfahrenen Firmen aus dem
OpenSourceUmfeld, wird auch
dieses Jahr das LinuxForum den
Mittelpunkt des LinuxParks bil-
den. Traditionell berichten auf
dem LinuxForum internationale
Schwergewichte der Linux- und
OpenSourceBranche von ihren
Erfahrungen und Plänen, aber
auch Behörden und Kommunen
haben kommunale Fachanwen-
dungen unter Linux im Gepäck.

Die Vorträge werden praxis-
nah und verständlich konzipiert
sein, so dass die Besucher von
einem hohen Nutzwert ausgehen
können, wenn sie ihre Zeit im
LinuxPark verbringen. Entgegen
der allgemein weiten Fußwege
wird der LinuxPark durch das
Konzept von Vorträgen und der
integrierten Ausstellungsfläche
eine hervorragende Infrastruktur
für einen erfolgreichen Messebe-
such bieten. DK

Jürgen Schömig und seine Kollegen von der unterfränkischen Ge-
schäftsstelle der Anstalt für Kommunale Datenverarbeitung in
Bayern (AKDB) tüfteln ständig an neuen eGovernment-Lösun-
gen für Unterfrankens Kommunen. Text und Bild: Pat Christ

Seit Januar sind
Briefe verboten

Alle Meldeämter tauschen sich im neuen Jahr
elektronisch aus 

Hinter den Kulissen der öffentlichen Verwaltung in Bayern voll-
zieht sich derzeit eine kleine Revolution. Seit Januar tauschen al-
le Meldebehörden im Freistaat ihre Daten mit anderen Mel-
deämtern in der Bundesrepublik elektronisch aus. Dieser elek-
tronische Datenaustausch ist Pflicht, Briefe zwischen den Mel-
deämtern sind nicht mehr erlaubt, erklärt Jürgen Schömig von
der unterfränkischen Geschäftsstelle derAnstalt für Kommuna-
le Datenverarbeitung in Bayern (AKDB) in Würzburg. 

Die AKDB ist das IT-Dienst-
leistungsunternehmen der Ba-
yerischen Kommunalen Spitzen-
verbände. Aufgabe der Anstalt
ist es, Software für die Kommu-
nen im Freistaat zu entwickeln.
An der Software für die Mel-
deämter arbeiteten die AKDB-
Mitarbeiter seit eineinhalb Jah-
ren, so Gerhard Albert, AKDB-
Sachbearbeiter für das Ein-
wohnermeldewesen: „Das war
ein unglaublicher Aufwand.“ 

Bisher konnten Behörden in
Deutschland ihre Daten noch
nicht untereinander elektronisch
austauschen. Hierfür musste eine
eigene Infrastruktur zur Daten-
fernübertragung geschaffen wer-
den, so Albert. Daten im Melde-
wesen wie Namen, Titel, Staats-
zugehörigkeiten, Geburtsjahr
und Familienstand dürften kei-
nesfalls via Mail versandt wer-
den, separate Leitungen für die
verschlüsselte Übersendung der
Daten seien aus Datenschutz-
gründen ein unbedingtes Muss. 

Viele Schulungen hat die
AKDB inzwischen angeboten,
um die Mitarbeiter in den Ein-
wohnermeldeämtern für die Um-
stellung fit zu machen. Für die
Mitarbeiter der Meldeämter am
Bayerischen Untermain fand im
Herbst vergangenen Jahres eine
Schulung in Miltenberg statt.
Dort erfuhren die Sachbearbeiter,
was künftig zu tun ist, wenn sich
ein Würzburger Bürger, der an
den Untermain zog, in Aschaffen-
burg oder Miltenberg als Neubür-
ger meldet.

Bayerisches Melderegister

Zentral gesammelt werden
Meldedaten von Bürgern im
Freistaat schon länger. So schuf
die AKDB im staatlichen Auf-
trag in ihrem Rechenzentrum in
Bayreuth einen Datenbestand
aus den bayerischen Melderegi-
stern, auf den die Polizei in Bay-
ern rund um die Uhr zugreifen
kann. Laut Innenstaatssekretär
Georg Schmid fragt die Polizei
über das Bayerische Landeskri-
minalamt in jährlich mehr als
fünf Millionen Fällen die-
se Daten ab. Dass erstmals Ver-
waltungsbehörden miteinander
vernetzt sind, wurde durch die 
1. Bundesmeldedatenübermitt-
lungsverordnung möglich. Die-
se trat im Juni 2005 in Kraft. 

Zahlreiche Vorteile

Vor dem Startschuss am 1. Ja-
nuar 2007 probierten bereits die
Städte Passau und Regensburg
die neue Software aus. Die ge-
setzliche Neuerung bringt laut
Albert viele Vorteile mit sich. So
konnte es bisher Wochen dauern,
bis die Kommune X die Kom-
mune Y schriftlich darüber infor-
mierte, dass ein Bürger in der
Kommune X neu zugezogen war
und die Kommune Y diesen Bür-
ger deshalb aus ihrem Meldere-
gister löschen muss. Nun ist ge-
setzlich vorgeschrieben, dass
dieser Vorgang innerhalb von
drei Tagen zu geschehen hat. 

Der Bürger merkt von diesem

Baustein im deutschlandweiten
Projekt „eGovernment“ nichts. In
anderen Feldern, so Jürgen Schö-
mig, profitiert er allerdings schon
von moderner Software für die
Kommunen. In der Stadt Aschaf-
fenburg zum Beispiel sei es seit
längerem möglich, Briefwahlun-
terlagen elektronisch zu bestellen. 

Noch wenig bekannt ist den
Bürgern laut Gerhard Albert
die Tatsache, dass im Januar
diesen Jahres das Bundeszen-
tralamt für Steuern neu ge-
gründet wurde. Diese Behörde
wird in den kommenden Mo-
naten damit beginnen, jedem
Steuerpflichtigen eine Identifi-
kationsnummer zu geben. Die

Meldebehörden sollen dem
Zentralamt alle nötigen Daten
zur erstmaligen Zuteilung der
Identifikationsnummer liefern
und später die gespeicherten
Daten laufend fortschreiben.

Der gläserne Mensch

Einigen Menschen, erfährt Al-
bert bei seinen Besuchen in
Behörden, macht die zentrale
Speicherung ihrer Daten Angst.
Sie befürchten, immer gläserner
zu werden. Die meisten Bürger
sähen allerdings die wirtschaftli-
chen und sicherheitspolitischen
Vorteile des elektronischen Da-
tenaustauschs.

Der User im Zentrum
der Verwaltungsreform

Staatsminister Eberhard Sinner über
E-Government-Strategie

Die Einbindung der Anwenderinnen und Anwender in die 
E-Government-Strategie des Freistaates Bayern ist ein wesentli-
ches Anliegen von Staatsminister Eberhard Sinner. Der Leiter
der Bayerischen Staatskanzlei, ging in seiner Keynote „E-Go-
vernment - Strategie im Freistaat Bayern“ auf dem Fabasoft
egovday 07 in München auf die menschlichen Aspekte von E-
Government ein. Durch E-Government können oftmals der
Gang zur Behörde sowie Wartezeiten in Ämtern entfallen. Dar-
über hinaus steigt die Standortattraktivität des Wirtschaftsrau-
mes Bayern für nationale und internationale Investoren. 

Es sei für ihr Unternehmen ei-
ne besondere Freude und Ehre
gewesen, dass Staatsminister 
Eberhard Sinner auf dem egovday
in München die Keynote hielt ,
betonten Dipl.-Ing. Helmut Fall-
mann und Leopold Bauernfeind,
Vorstände der Fabasoft AG. Die
Teilnahme des Staatsministers
habe die Innovationsfreudigkeit
des Freistaats Bayern bei dem
Thema E-Government unterstri-
chen. Diese Innovationsfreudig-
keit zeige das in Europa richtung-
weisende Projekt ELDORA, bei
dem bereits die ersten Behörden
in Bayern ein medienbruchfreies
Vorgangsbearbeitungssystem im
Einsatz haben.

Projekt ELDORA

Der Freistaat Bayern hat mit
dem Projekt ELDORAvor einem
Jahr eines der größten E-Go-
vernment Vorhaben in Bayern ge-
startet. Im Vollausbau werden
100.000 Benutzerinnen und Be-
nutzer mit der Standardsoftware
Fabasoft eGov-Suite+Bayern ar-
beiten. 

Die Bayerische Staatskanzlei

unterstützt - jeweils unter Mitwir-
kung der beteiligten Ministerien -
den Ministerpräsidenten bei der
Bestimmung der Richtlinien sei-
ner Politik. Sie koordiniert die
Tätigkeit der Ministerien und 
bereitet Beschlüsse der Staatsre-
gierung vor. Dies gilt auch für E-
Government. Den Grundstein
für E-Government legte die
Bayerische Staatsregierung im
Jahr 1994 im Rahmen der Bay-
ernOnline-Initiative. 

Über Fabasoft

Fabasoft ist ein führender Her-
steller von Standardsoftware für
die schnelle und sichere Umset-
zung von Digitalen Geschäftspro-
zessen bei großen privaten Kun-
den und Auftraggebern der Öf-
fentlichen Hand. Das Unterneh-
men ist über Tochtergesellschaf-
ten vor Ort in Deutschland, Öster-
reich, der Schweiz, Großbritanni-
en, der Slowakei, Italien und
Rumänien tätig. Der Marktzu-
gang erfolgt über eine eigene Ver-
triebs- und Dienstleistungsorgani-
sation und über ausgewählte Part-
nerunternehmen.



15. 02. 2007 EDV . TECHNIK FÜR DIE KOMMUNALVERWALTUNGGZ 7

www.datev.de/kommunal, Telefon 0800 0114348

Der sichere Weg zur Doppik führt über die DATEV.
Unsere Einstellung zur Umstellung lässt sich so beschreiben: partnerschaftliche, sichere Wegbegleitung mit

kommunalem Know-how und mit unseren bewährten Doppik-Programmen. Gemeinsam mit ihrem steuerlichen

Berater bieten wir Städten und Gemeinden ein maßgeschneidertes Paket aus Dienstleistung, Fachwissen und

flexibler Software, auf Wunsch mit einem leistungsstarken Rechenzentrum. Das ermöglicht ausgefeilte Detail-

lösungen für die speziellen Anforderungen Ihrer Kommune oder des Eigenbetriebs. Und genau das schätzen

Kämmerer. Denn im scheinbar Kleinen liegen die größten Herausforderungen bei der Doppik-Umstellung.

Sie sehen, der Weg zur Doppik lässt sich gemeinsam meistern. Es kommt nur auf die richtige Umstellung an.

Wir denken schon mal vor.

Doppik-Einführung mit Steuerberater
und DATEV bewährt sich

Positive Bilanz beim Anwendertreffen in Nürnberg
Beim Umstieg auf das doppische Rechnungswesen haben
Kommunen festen Halt, wenn Steuerberater und DATEV ge-
meinsam im Team das Projekt betreuen. Diese Einschätzung
lässt sich als Fazit eines Anwendertreffens ziehen, das bei der
DATEV eG in Nürnberg stattfand. Vertreter von Kommunen
und kommunalen Unternehmen aus verschiedenen Teilen der
Bundesrepublik nutzten die Gelegenheit, ihre Erfahrungen im
Bereich der kaufmännischen Buchführung auszutauschen.

Einmal mehr wurde dabei be-
kräftigt, dass verlässliche Part-
ner das A und O für eine erfolg-
reiche Doppik-Umstellung sind.
Insbesondere auf die Zuverläs-
sigkeit ihrer Projekt-Partner le-
gen die Anwender großen Wert.
Das gilt sowohl im Hinblick auf
die Beratungskontinuität als
auch bezüglich der Software-In-
vestitionssicherheit.

Das große Plus

Die Aufkäufe von Anbietern,
die in den vergangenen Mona-
ten Bewegung in den kommu-
nalen Software-Markt gebracht
haben, verstärken demnach den
Wunsch nach Beständigkeit.
Diese Kontinuität in Kombina-
tion mit kompetenter Beratung

und erstklassigem Service se-
hen die Anwender als großes
Plus der DATEV. 

Synergieeffekte

„Die Entscheidung, das Neue
Kommunale Finanzmanage-
ment (NKF) mit der ebenfalls
neuen DATEV-Software einzu-
führen, hat sich für uns definitiv
ausgezahlt“, bringt es Lothar
Tertel, Kämmerer der nord-
rhein-westfälischen Gemeinde
Aldenhoven, auf den Punkt.
„Die positiven Erfahrungen der
- deutlich größeren - Modell-
kommune Brühl haben sich
auch bei uns voll bestätigt“, er-
klärt er. Seine Gemeinde, die
von Januar 2007 an kaufmän-
nisch buchen wird, hat sich

beim Einführungsprojekt mit
der benachbarten Stadt Nideg-
gen zusammengetan und so von
Synergien profitiert.

Wichtiger
Erfahrungsaustausch

Als bedeutenden Faktor
schätzen die Anwender den Er-
fahrungsaustausch mit Vertre-
tern anderer Kommunen ein.
„Schon in der Umstellungspha-
se haben wir immer wieder
feststellen können, wie wichtig
der Dialog mit anderen Kom-
munen ist, die die gleiche Soft-
warelösung einsetzen“, erklärt
Klaus Kowalke, Kämmerer der
Gemeinde Hürtgenwald. „In
Nürnberg konnten wir nun den
Kontakt zu Städten und Ge-
meinden intensivieren, die
ebenfalls mit DATEV auf die
Doppik umgestellt haben oder
gerade umstellen.“

Persönlicher Kontakt

Neben diesem hilfreichen
Austausch mit anderen Anwen-
dern zeigte sich Lothar Tertel
auch erfreut darüber, seine An-
sprechpartner von der DATEV-
Hotline einmal persönlich zu
treffen: „Gerade in den ersten
Phasen der Doppikumstellung
ist ein hoher Abstimmungsbe-
darf vorhanden“, so der Käm-
merer. Dass er sich in dieser
Phase auf die Kompetenz und
Hilfsbereitschaft seiner An-
sprechpartner bei DATEV stets
verlassen konnte, hat ihm und

seinen Mitarbeitern sehr gehol-
fen. „Diese Freundlichkeit und
Verbindlichkeit waren wir von
unserem vorherigen Anbieter so
nicht gewohnt, dabei ist genau
dieser persönliche Kontakt ex-
trem wichtig“, bekräftigt er.

Leistungsschau für den
kommunalen Bereich

Neben dem Kennenlernen
und dem Erfahrungsaustausch
hatten die Teilnehmer des DA-
TEVkommunal-Anwendertref-
fens außerdem Gelegenheit, das
gesamte Leistungsspektrum der
DATEV kennen zu lernen -
auch jenseits der Doppik und
des speziell auf kommunale 
Belange ausgerichteten Soft-
warepakets. Die Bandbreite der
Präsentationen reichte von Lö-
sungen für die Lohn- und Ge-
haltsabrechnung in der Kom-
mune, über digitales Belegbu-
chen und effizientes Dokumen-
tenmanagement bis hin zur
Qualitätsmanagement-Software
ProCheck, mit der sich die Ar-
beitsabläufe in der Kommune
verbessern lassen.

Klarer Favorit

Obwohl alle diese Themenfel-
der auf großes Interesse der
Zuhörer stießen, gab es für Klaus
Kowalke einen eindeutigen Fa-
voriten der DATEV-Leistungs-
schau. „Besonders beeindru-
ckend war die Führung durch den
Druck- und Versandbetrieb, der
sowohl von den angebotenen
Möglichkeiten, aber vor allem
auch im Bereich der Sicherheit
seinesgleichen sucht“, betont der
Kämmerer.

PS: Auf der CeBIT in Han-
nover ist DATEV in Halle 1,
Stand K61 anzutreffen.

Gefahren der mobilen Arbeitswelt unterschätzt:

Unbewusstes Fehlverhalten 
gefährdet IT-Sicherheit

Die IT-Sicherheit wird für viele Unternehmen eine der wich-
tigsten Baustellen der nächsten Jahre bleiben. „Weltweit wach-
sen die Etats“, schreibt die Financial Times Deutschland und
bezieht sich auf eine Erhebung von PricewaterhouseCoopers
http://www.pwc.com. „46 Prozent der befragten Firmen gaben
an, mehr Geld für Sicherheit ausgeben zu wollen.“ 

Außerdem, so das Blatt, ha-
be das Marktforschungsunter-
nehmen Gartner herausgefun-
den, dass auch das Geschäft
mit Sicherheitssoftware welt-
weit erneut Zuwächse ver-
zeichne. Gesetzliche Vorgaben
und neue Richtlinien zur Kre-
ditvergabe wie Basel II be-
fördern diese Investitionen.
Außerdem würden die Angrif-
fe von Kriminellen professio-
neller. „Waren es früher Com-
puterfreaks, die ihr Können
unter Beweis stellen wollten,
sind es heute Banden mit wirt-
schaftskriminellem Hintergrund“,
so Martin Wülfert, Vorstandsvor-
sitzender des Safewareunterneh-
mens Utimaco.

Unterschätzte Gefahr

Hinzu komme, dass viele
Unternehmen die Gefahren der
mobilen Arbeitswelt unter-
schätzen. Schreibtischtätigkei-
ten würden von unterwegs er-
ledigt. „Gleichzeitig öffnen die
Unternehmen ihre IT-Syste-me
für Kunden, Lieferanten und
Partner.“ Daher forderte Udo
Helmbrecht, Präsident des
Bundesamtes für Sicherheit in
der Informationstechnik, ver-
stärktes Engagement der Un-
ternehmen für ihre IT-Sicher-
heit. „Mit der global vernetz-
ten Wirtschaft wird Sicherheit
virtuell und endet nicht mehr
am Werkstor. Geschützte und
vertrauliche Datenübermitt-
lung muss weltweit dort ge-
währleistet sein, wo sich ein
Firmen-Laptop befindet“, so
Helmbrecht.

Unbewusstes Fehlverhalten

Eine Studie des IT-Konzerns
Cisco Systems besagt, dass es
einen eklatanten Unterschied
zwischen dem Sicherheitsbe-
wusstsein der mobilen Mitar-
beiter eines Unternehmens und
ihrem tatsächlichen Verhalten
gibt. Dabei seien es häufig
ganz banale Dinge, die die IT-
Sicherheit von Firmen gefähr-
den. So ließen nach der Cisco-
Studie 21 Prozent der Befrag-

ten regelmäßig Freunde und
Bekannte an ihren Firmen-
Computern arbeiten, schreibt
das Handelsblatt. Immer noch
würden „die meisten Angriffe
erst durch in der Regel unbe-
wusstes Fehlverhalten verur-
sacht.“ 

Was vielen Experten Sorge
bereitet, ist weniger der Faktor
„Technik“ als der Faktor
„Mensch“. „Pishing, das Aus-
spähen oder Erschleichen von
Passwörtern und Codes, ist
durch Technik alleine nicht in
den Griff zu kriegen“, erläutert
Massimiliano Mandato, Net-
work Security Consultant des
Stuttgarter Systemintegrators
Nextiraone. Auch das Be-
wusstsein in der Unterneh-
mensführung für die Belange
der IT-Sicherheit müsse ver-
stärkt werden. „Denn diesel-
ben technologischen Errun-
genschaften, die den Erfolg ei-
nes Unternehmens vorantrei-
ben, bringen auch Gefahren
mit sich“, so Mandato. 

Weltweite Studie

„Investitionen in die Infor-
mationstechnik eines Unter-
nehmens zielen nach wie vor
meist darauf ab, das tägliche
Geschäft abzuwickeln und Kos-
ten zu reduzieren, anstatt sie
an Produktinnovationen und
Ertragssteigerungen zu mes-
sen“, sagt Dirk Buchta, Vice
President bei der Manage-
mentberatung A.T. Kearney,
die in einer Studie weltweit
200 Vorstände, Führungskräf-
te und IT-Leiter befragt hat.
Nur ein Drittel der Unterneh-
men bezeichnet die eigene IT-
Planung demnach als klar 
an der Unternehmensstrategie
ausgerichtet. 

Oftmals reines Flickwerk

Die Sicherheitsstrukturen
vieler Unternehmen seien oft
reines Flickwerk. Das resul-
tiert laut Mandato daraus,
„dass der strategische Ansatz
fehlt und der Überblick über
das Sicherheitssystem verloren

geht.“ Daher benötige man eine
Strategie aus einem Guss und
Abwehrsysteme, die flexibel
seien. Er unterscheidet dabei
zwischen kleinen und mittleren
Unternehmen auf der einen und
Großunternehmen auf der ande-
ren Seite. Besonders bei kleinen
Betrieben spiele der lokale Be-
zug eine wichtige Rolle.

Großer Bedarf an
maßgeschneiderten Lösungen

„Viele Kunden im Mittel-
stand greifen auf lokale Anbie-
ter von Sicherheitssystemen
zurück. Diese sind aber meis-
tens produktorientiert und ken-
nen viele Sicherheitsmechanis-
men nur oberflächlich.“ Dann
werde beispielsweise ein Fire-
wallsystem verkauft und in-

stalliert, obwohl eigentlich
mehr Antivirenschutz nötig
sei. Dagegen fehle bei Großun-
ternehmen eine Strategie aus
einem Guss, weil Unterneh-
mensteile auf unterschiedliche
Anbieter von Sicherheitslösun-
gen setzen und diese in den
seltensten Fällen aufeinander
abgestimmt sind. Der Bedarf
an maßgeschneiderten Sicher-
heitslösungen sei daher groß,
meint Mandato. 

Mit einer Security-Roads-
how, die am 23. Januar in
Hamburg begann und Station
in sechs weiteren Großstädten
machen wird, wolle Nextirao-
ne daher in Kooperation mit
Cisco Systems dazu beitragen,
dass die IT-Sicherheit nicht
länger fünftes Rad am Wagen
bleibt.

Online-Durchsuchungen:

Beate Merk fordert
gesetzliche Grundlage

Nach der Entscheidung des Bundesgerichtshofs (BGH) in
Karlsruhe, dass so genannte „Online-Durchsuchungen“
mangels ausreichender Grundlage im geltenden Recht der-
zeit unzulässig sind, hat die bayerische Justizministerin Dr.
Beate Merk die baldige Schaffung einer eindeutigen ge-
setzlichen Grundlage gefordert. „Wir brauchen dieses In-
strument dringend“, so Merk in München.

„Zur effektiven Strafverfolgung sind solche Ermittlungs-
maßnahmen für bestimmte Fälle insbesondere im Bereich der
Schwerkriminalität erforderlich.“ Nach geltendem Recht ist es
im Rahmen einer entsprechenden richterlich angeordneten
Wohnraumdurchsuchung zulässig, vor Ort auch den Inhalt der
Festplatte eines Computers zu überprüfen. In bestimmten Fäl-
len ist es aus ermittlungstaktischen Gründen aber erforderlich,
die entsprechenden Erkenntnisse ohne Wissen des Tatverdäch-
tigen zu erlangen, um weitere Ermittlungen nicht zu gefähr-
den. Dies gilt z.B. bei der Aufdeckung von Kinderpornogra-
phie-Netzwerken oder bei der Bekämpfung des Terrorismus.
Hier kann die Online-Durchsuchung dazu beitragen, die Straf-
verfolgung zu effektivieren. 

„Selbstverständlich bedarf es jedoch stets einer sorgfältigen
Abwägung, wann ein solcher verdeckter Eingriff in Grund-
rechte zulässig sein soll“, so Merk. „Der Verhältnismäßig-
keitsgrundsatz muss gewahrt bleiben. Diese Voraussetzungen
können aber durch eine klare gesetzliche Regelung sicherge-
stellt werden.“ 

Staatsministerin Merk: „Es ist ein wesentlicher Auftrag un-
seres Rechtsstaates, insbesondere schwere Straftaten auch bei
schwieriger Beweislage aufzuklären. Wir brauchen eine
Rechtsgrundlage für die Online-Durchsuchung, um gerade in
Fällen der Schwerkriminalität nicht gegenüber Straftätern ins
Hintertreffen zu geraten. Die technische Fortentwicklung, de-
rer sich Straftäter vielfach und mit großer Raffinesse bedienen,
muss auch den Ermittlungsbehörden zur Verfügung stehen. Im
Rahmen der geplanten Neuregelung der Telekommunikations-
überwachung und anderer heimlicher Ermittlungsmaßnahmen
sollte in der Strafprozessordnung eine entsprechende Rechts-
grundlage geschaffen werden.“

Killerspiele nur noch mit Ausweis
Nach dem Vorstoß der CSU in Bayern, den Verkauf von Killer-
spielen ganz zu verbieten, plant die EU-Kommission nun zumin-
dest strengere Kontrollen beim Verkauf von Gewalt verherrli-
chenden Videospielen an Minderjährige unter 16. EU-Kommissar
für Justiz, Franco Frattini, wolle hierfür Ausweiskontrollen beim
Kauf von Videospielen einführen. Händler, die Personen beim
Kauf von Gewaltspielen nicht kontrollieren, sollen bestraft wer-
den, sagte er gegenüber Reuters. Frattini beabsichtige außerdem
eine EU-weite Harmonisierung des Strafausmaßes für Händler.

Hingegen soll es den Mit-
gliedstaaten überlassen blei-
ben, welche Videospiele als
Gewalt verherrlichend einge-
stuft werden. Die entsprechen-
de Gesetzesvorlage wolle Frat-
tini bis Ende März vorlegen. Er
sei zuversichtlich den Entwurf
durchzubringen, da bereits acht
Staaten den Vorschlag unter-
stützen. Losgetreten wurde die
Initiative nach dem Vorfall im
deutschen Emsdetten, wo im
November 2006 ein Schüler

Amok lief, elf seiner Mit-
schüler verletzt und sich selbst
umgebracht hatte. 

Die Debatte um Killerspiele
hat die bayerische Staatsregie-
rung dazu veranlasst, das Ju-
gendschutzgesetz zu verschär-
fen. Sie plant nun das generel-
le Verkaufsverbot von solchen
Spielen. Heftige Kritik an die-
sem Vorhaben hat indes der Bun-
desverband der Entwickler von
Computerspielen (G.A.M.E.)
geübt.
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Verwaltung von PCs und anderen IT-Ressourcen

�

�

Mehr Überblick durch eine systematische Verwaltung von
Hardware, Software, Anwendern, Räumen, Lieferanten, Ver-
trägen und Problemfällen.

�

�

�

�

�

Informationen zu Hardware-Eigenschaften und auf den PCs
installierten Softwarelizenzen werden automatisch ermittelt.

User HelpDesk zur Verwaltung von Störfällen, optional unter
Nutzung des hauseigenen Intranet

Diagramme zur Veranschaulichung von Daten aus Listen und
Statistiken

Übersichtliche und umfassende Verwaltung von Garantielauf-
zeiten und Wartungsverträgen

Auch einsetzbar als Inventarverwaltung für Büromöbel, Ein-
richtungsgegenstände und sonstige Ressourcen

Die Option Quadriga-Mobile macht den Pocket PC zum mo-
bilen Informationssystem für IT-Ressourcen. Verbunden mit
einem handlichen Barcode-Scanner dient er auch als Hilfs-
mittel für Bestandskontrollen, Wareneingänge und Umstel-
lungen.

VoIP überholt klassische Telefonie:

Öffentliche Hand investiert
stärker in neue Technik

Konvergenz bleibt einer der Schlüsselbegriffe auf dem Tele-
kommunikationssektor. Das geht aus der aktuellen Studie
„TMT Trends 2007“ des Beratungshauses Deloitte hervor, wo-
nach in Technologie, Medien und Telekommunikation auch
Benutzerfreundlichkeit ein Trend des laufenden Jahres sein
wird. „Aber vor allem schreitet die Verschmelzung der drei
klassischen Sektoren in großen Schritten voran - Konvergenz
ist und bleibt weiterhin das Motto der TMT-Branche“, sagt
Deloitte-Berater Andreas Gentner. 

Kaum eine Branche ent-
wickelt sich derzeit schneller als
die Telekommunikation. Be-
schleunigt wird die Entwick-
lung unter anderem durch die
Verbreitung der Telefonie über
das Internet Protokoll (IP).
„VoIP wird zur treibenden Kraft
im Wachstumsmarkt Breit-
band“, meldete Arthur D. Little
in seinem weltweiten Breit-
band-Report. „Selten zuvor hat
eine neue Technologie die Tele-
kommunikations-Branche so
verändert, wie es die Internet-
Telefonie getan hat“, berichtete
der Stern. 

Mit der Umstellung auf mo-
derne IP-Telefonie beschäftigt
sich auch die öffentliche Hand.
Über die Hälfte der rund 2.000
Telefonendgeräte sind bei der
Stadt Hamm in Westfalen mitt-
lerweile moderne IP-Telefone.
Das konvergente System brach-
te schon im ersten Nutzungsjahr
erhebliche Einsparungen, be-
richtet Klaus Dieter Poppe, zu-
ständiger Abteilungsleiter Infor-
mationstechnik und Kommuni-
kationsservice der Stadt. 

Benutzerfreundlichkeit

Die Universität Stuttgart hat
im vergangenen Jahr eine IP-
basierte Alcatel-Telefonanlage
in Betrieb genommen. Das bis
dahin separate Telefonnetz ist
entfallen. „Die besondere Her-
ausforderung bei der Realisie-
rung des Projekts lag in der He-
terogenität: Knapp 150 Institute
in 130 Gebäuden an den ver-
schiedenen Uni-Standorten galt
es auszurüsten, unterschiedliche
Anforderungen der Nutzer zu
berücksichtigen“, berichtet Pro-
jektleiter Walter Wehinger vom
Rechenzentrum der Universität,
die damit über die größte IP-Te-
lefonanlage an einer deutschen
Hochschule verfügt. Insgesamt
seien etwa 10.000 Telefone an-
geschlossen, davon über 6 000
IP-Telefone. 

Durch die Zusammenlegung
von Sprach- und Datennetz
ließen sich alle Kommunikati-
onswege wie Telefon, Voice-
mail, E-Mail und Fax in einer
einheitlichen und benutzer-
freundlichen Form zusammen-
führen, so Wehinger. Außerdem

werde sich die Investition von
3,3 Millionen Euro in jedem
Fall auszahlen, weil Wartungs-
und Betriebskosten gesenkt
würden. Axel Schnell, Service
Director des Stuttgarter ITK-
Systemintegrators Nextiraone,
unterstreicht die Bedeutung der
Internet-Telefonie: „Die Ver-
schmelzung von Daten und
Sprache über das Internet Proto-
koll wird die Kommunikations-
welt von Unternehmen, öffent-
lichen Institutionen und Pri-
vatkunden grundlegend verän-
dern.“ Die Konvergenz von
Sprache und Daten ermögliche
die Verwendung eines einzigen
Netzwerks für alle nur denkba-
ren Medienformate. 

Zeiten des Umbruchs

Das Stuttgarter Unternehmen,
das die Modernisierung der Tele-
fonanlage für die Universität
durchführte, rechnet damit, dass
schon kurzfristig der Punkt er-
reicht sein wird, wo die IP-Tele-
fonie die klassische Telefonie
überholen könnte. Zwar gebe es
bereits verschiedene Endgeräte
des digitalen Zeitalters, virtuelle
Assistenten, die Anrufe weiter-
leiten, SMS oder Instant Messa-
ges, PC und PDA. Die IP-
Kommunikation jedoch sei der 
Garant für Zusammenführung 
der verschiedenen Kommunika-
tionsformen, so Schnell.

Viele Unternehmen stehen
angesichts der IP-Ausbreitung
vor einem Umbruch. Schlüs-
selfaktoren für den Übergang
zur IP-Telefonie sind die Be-
triebskostenreduktion und die
Wahrnehmung von IP-Telefonie
als zeitgemäße Alternative auf-
grund erweiterter Funktionen
wie Videokonferenzen, so die
Erkenntnis von Nathan Brumby,
Geschäftsführer IP-Telefonie bei
Integrated Research.

Erleichterte
Arbeitsabläufe

Für die Stuttgarter Hochschu-
le sieht Axel Schnell eine Er-
leichterung der Arbeitsabläufe:
„Das Medium für die Sprache
ist das IP-Netz der Universität.
Die Endgeräte werden einfach
an eine normale IP-Dose ange-

schlossen und die Sprache wird
dann verschickt.“ 

Bevorzugte Behandlung

Damit technisch auch alles
einwandfrei laufe, werden die
Sprachpakete gegenüber Daten-
paketen bevorzugt behandelt.
Denn bei einem Datenpaket,
beispielsweise einer E-Mail, sei
es nicht weiter tragisch, wenn

sich eine minimale Zeitverzöge-
rung ergibt. Die Sprachpakete
müssen allerdings sofort ver-
sendet werden, um ein Nachhal-
len oder Stocken des Ge-
spräches zu vermeiden. 

Einheitliche Form

Mit der neuen Anlage werde
gewährleistet, dass alle Kommu-
nikationswege auf einem Apparat
enden. „Dann ist es möglich, dass
Faxe, Anrufbeantworter, SMS
und E-Mail in einer einheitlichen
und benutzerfreundlichen Form
dargestellt werden können. Über
das IP-Telefon sind die Unimitar-
beiter über wichtige Nachrichten
stets auf dem Laufenden“, so Pro-
jektleiter Wehinger.

Bessere Orientierung mit
REGISAFE IQ 2.3
Hans Held GmbH präsentiert zur CeBIT

neues Release seines Schriftgutmanagementsystems

Stuttgart - REGISAFE IQ Nutzer können sich schon auf Win-
dows Vista freuen. Die aktuelle Version 2.3 des Informations-
und Schriftgutmanagementsystems REGISAFE IQ unter-
stützt nicht nur das neue Betriebssystem der Redmonder, son-
dern bietet auch zahlreiche Schnittstellen sowohl zum neuen
Microsoft Office 2007 als auch zu Open Office oder Corel
Word Perfect. Zur kommenden CeBIT präsentiert die Hans
Held GmbH das neue Release im Public Sector Parc auf dem
„Marktplatz Kommune“ in Halle 9, Stand-Nr. B 76.

Die Hans Held GmbH zeich-
net sich seit Jahren durch ihr 
hohes Innovationstempo aus.
Auch die neue Version 2.3 von
REGISAFE IQ enthält wieder
eine Vielzahl neuer Funktionen
und Verbesserungen sowie etli-
che zusätzliche Programm-Mo-
dule. So wird neben der voll-
ständigen Windows-Kompatibi-
lität der E-Mail-Verkehr noch
komfortabler durch die Nutzung
des XDOMEA-Formates, eines
standardisierten XML-Schemas
zum Austausch von Dokumen-
ten, Vorgängen und Akten. Mit
den E-Mails lassen sich dadurch
automatisiert zusätzliche Infor-
mationen mitschicken. Nutzt
der Empfänger ebenfalls REGI-
SAFE oder M.A.U.S., kann er
die E-Mail komfortabel able-
gen, da die mitgeschickten Da-
ten nicht neu erfasst werden
müssen.

Komfortables Verwalten

Mehr Überblick haben REGI-
SAFE IQ-Nutzer nun durch die
Möglichkeit, Dateien in der
Voransicht oder gescannte Do-
kumente in einer Bildschirm
füllenden Großansicht zu be-
trachten. Einzelne Eingabefel-
der lassen sich in der neuen Ver-
sion vergrößern und mit der
überarbeiteten „Adressverwal-
tung mit Ansprechpartner-
Adressen“ beliebig viele An-
sprechpartner einer Adresse
komfortabel verwalten. Auch

die Orientierung wird mit RE-
GISAFE IQ 2.3 einfacher: Ein
Mausklick reicht und die Land-
karte oder das Satellitenbild zu
einer markierten Adresse wird
angezeigt. Viele weitere Neu-
heiten runden das Release ab.

Neues Modul

Begutachten können CeBIT-
Besucher/innen auch das neue
Modul „KommunalPLUS Sit-
zungsgeld“, welches Mitglie-
dern der Gremien eine Sit-
zungsgeldabrechnung nach den
unterschiedlichsten Kriterien
und Regelungen ermöglicht.
Das Tool ist eine Erweiterung
für „KommunalPLUS - Sit-
zung“, eine Software für den
Sitzungsdienst, mit der sich
Gremien samt Vor- und Nach-
bereitung auf ein Minimum
komprimieren lassen.

Produktpaket

Mittlerweile gibt es acht ver-
schiedene Module des Kommu-
nalPLUS-Produktpaketes: Ob
KommunalPLUS Baugenehmi-
gung, Bautagebuch, Belegungs-
plan, Gewerbe, Gestattung,
Stellenbesetzung, Sitzung oder
Friedhof - jede der einzelnen
Anwendungen bildet exakt die
Vorgänge eines Verwaltungsbe-
reiches ab und ist mit gleicher
Programmstruktur und Ober-
fläche vollständig in das REGI-
SAFE IQ integriert. Ein Ge-
samtkonzept, dass die intelli-
gente Verwaltung und Archivie-
rung sämtlicher Dokumente aus
Fachverfahren in einem zentra-
len System ermöglicht.

Die Hans Held GmbH gilt
bundesweit als eines der führen-
den System- und Beratungshäu-
ser im Gesamtbereich Büroor-
ganisation. Eine anerkannte
Pionierleistung des Unterneh-
mens ist die Synchronisation
von papierbasierter mit EDV-
gestützter Verwaltung. Davon
profitieren insbesondere öffent-
liche Verwaltungen: Sie können
nahtlos elektronische Lösungen
einführen und ihre Geschäfts-
prozesse optimieren. Zum An-
wendungsstandard entwickelte
sich das integrierte Informati-
ons- und Schriftgutmanage-
mentsystem REGISAFE IQ.
Gegründet wurde die Hans Held
GmbH 1952. Der Stammsitz
der Firma Held ist in Stuttgart,
Niederlassungen befinden sich
in Ulm, Dresden, München und
Lübeck. Vertriebspartner sind
im gesamten Bundesgebiet ver-
treten.

Quadriga Informatik:

PCs besser verwalten
In nahezu allen Unternehmen und Verwaltungen unterliegt
die IT-Landschaft einem ständigen Wandel. Neue techni-
sche Möglichkeiten und interne organisatorische Verände-
rungen zwingen zu Neuanschaffungen, Erweiterungen und
Umstellungen. Nur eine systematische Verwaltung der IT-
Ressourcen erlaubt es, mit den ständigen Veränderungen
Schritt zu halten. 

Vielerorts fehlt es aber an den hierfür erforderlichen Werk-
zeugen. Häufig verwalten IT-Abteilungen ihre PCs in einer Ta-
bellenkalkulation oder einer selbst entwickelten Datenbank, die
immer wieder notdürftig erweitert wird, obwohl der Alltagsbe-
trieb dafür eigentlich keine Zeit lässt. Die Folge ist, dass oft der
Überblick fehlt, wie viele Geräte und Softwarepakete vorhan-
den sind, wo welcher PC steht, wie viele Lizenzen für ein Up-
date nun wirklich benötigt werden oder welche Garantiefristen
demnächst auslaufen. 

Eine Alternative bietet die auf der CeBIT vorgestellte Soft-
warelösung Quadriga-IT, mit der sich PCs und andere IT-Res-
sourcen umfassend verwalten lassen. Die Software umfasst ei-
nen User HelpDesk mit Intranet-Anbindung und liest eine Viel-
zahl von Daten aus PCs, Druckern und anderen Geräten mit
Netzanschluss aus. Außerdem macht die Software Angaben zu
den IT-Ressourcen auf dem Pocket PC verfügbar und unter-
stützt den Einsatz eines kabellosen Barcode-Scanners.

Am Stand von Quadriga Informatik haben Besucher die
Möglichkeit, sich bei einer persönlichen Präsentation einen
Eindruck von Quadriga-IT zu verschaffen. Sie erfahren unter
anderem, wie einfach es mit der Software ist, den Umzug eines
PC-Arbeitsplatzes abzubilden, via Intranet Problemfälle an den
integrierten HelpDesk zu melden oder mit dem Pocket PC eine
Bestandskontrolle durchzuführen.

Quadriga Informatik GmbH: Auf der CeBIT in Halle 6,
Stand A47. www.quadriga.de

Der elektronische
Handel boomt

Privater E-Commerce wächst 2006 um 44 Prozent auf
46 Milliarden Euro

Die Umsätze im elektronischen Handel wachsen in Deutsch-
land rasant. Im Jahr 2006 kauften private Verbraucher per In-
ternet Waren und Dienste im Wert von 46 Milliarden Euro.
Das entspricht einem Plus von 44 Prozent im Vergleich zum
Vorjahr, teilte der Bundesverband Informationswirtschaft, Te-
lekommunikation und neue Medien (BITKOM) mit. 

„Das Wachstumstempo im
Online-Handel bleibt unvermin-
dert hoch“, sagte BITKOM-Vi-
zepräsident Jörg Menno Harms.
„Dank attraktiver Angebote und
hoher Sicherheitsstandards wird
das Internet bei den Konsumen-
ten immer beliebter. Neben dem
stationären Handel und dem tra-
ditionellen Versandgeschäft hat
sich das Internet als dritte Säule
fest etabliert.“ Bis zum Jahr
2010 wird der Umsatz im elek-
tronischen Handel mit Privat-
kunden auf 145 Milliarden Euro
zulegen. Die jährliche Wachs-
tumsrate liegt bei durchschnitt-
lich 33 Prozent.

Bücher - Tickets - Kleidung

Die beliebtesten Produkte im
Internet bei Privatkunden sind
Bücher, gefolgt von Tickets für
Veranstaltungen und Beklei-
dung. „Online-Kunden kaufen
zunehmend höherwertige Pro-
dukte und Dienste wie Elektro-
artikel oder Reisen“, sagte
Harms. Der durchschnittliche
Wert eines Einkaufs steige kon-
tinuierlich an. Immer häufiger
laden sich die Verbraucher in
Deutschland Musik, Hörbücher,
Spiele, Videos oder Software
aus dem Internet direkt auf den
heimischen Computer. Im Jahr
2006 stieg der Umsatz mit lega-
len Downloads nach BITKOM-
Schätzung um 20 Prozent auf
rund 120 Millionen Euro.

Business-to-Business

Der weitaus größte Teil des
elektronischen Handels entfällt
mit fast 90 Prozent auf Geschäf-
te zwischen Unternehmen (Bu-
siness-to-Business), ergab die
aktuelle Untersuchung des
Marktforschungsinstituts EITO
im Auftrag des BITKOM. Im
Jahr 2006 stieg der Online-Um-
satz mit gewerblichen Kunden
in Deutschland um 36 Prozent
auf 392 Milliarden Euro. Für

das Jahr 2010 liegt die Progno-
se bei 636 Milliarden Euro. Sei-
ne Spitzenposition in Europa
beim elektronischen Handel hat
Deutschland im vergangenen
Jahr gefestigt. 30 Prozent aller
in Westeuropa über das Internet
gehandelten Waren und Dienst-
leistungen wurden 2006 hier zu
Lande verkauft. Es folgt Groß-
britannien mit einem Anteil von
18 Prozent.

Stadt Erlangen:

Neuer Online
Dienst

Zum internationalen Tag
des Ehrenamtes stellten das
Büro für aktive Bürgerinnen
und Bürger und das Webbüro
des eGovernment-Centers der
Stadt Erlangen die Web-An-
wendung Ehrenamt online!
vor. Damit kam die Stadt dem
Wunsch der ehrenamtlichen
Gruppen, Vereine und Institu-
tionen nach, eine Internetplatt-
form zu schaffen, auf der sie
sich mit ihrer Arbeit präsentie-
ren können, auf der sie mit an
ehrenamtlicher Arbeit Interes-
sierten in Kontakt treten und
sich untereinander noch besser
vernetzen können, und die ih-
nen die Möglichkeit bietet, ih-
re Veranstaltungen zu publi-
zieren. OB Dr. Siegfried Ball-
eis: „Für die Stadt Erlangen,
aber auch für mich persönlich,
hat die Förderung ehrenamt-
lichen Engagements einen
sehr hohen Stellenwert. Rund
20.000 Erlangerinnen und Er-
langer engagieren sich Tag für
Tag für Andere oder für die
Gemeinschaft. Sie sind frei-
willig und unentgeltlich aktiv.
Sie tun dies aus Überzeugung
und mit viel Motivation. Ohne
sie wäre Erlangen ärmer und
weniger menschlich.“
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… Kommunale Fachverfahren
■ Einwohnermeldewesen
■ Finanzwesen, NKF
■ Gewerbewesen
■ Friedhofswesen
■ Dokumentenverwaltung
■ Sitzungsdienst
■ Wahlauswertung

… Service + Support
■ IT-Dienstleistung
■ Installations-Service
■ Schulungskonzepte
■ Betreuungskonzepte
■ Fachhotline

… Online-Services
■ Rathaus Service Portal
■ Transportplattform komuna.NET
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Neue Wege im Meldeamt
Der bundesweite elektronische Austausch der Einwohnermeldedaten

ist seit 1. Januar 2007 Pflicht
Das Melderechtsrahmengesetz (MRRG) des Bundes schreibt
vor, dass ab 01.01.2007 nur noch elektronisch zwischen den
Meldebehörden kommuniziert werden darf. Zudem sind weite-
re Neuerungen wie die Online-Auskunft über Anschriften der
Bürger, die Online-Auskunft für Behörden und einiges mehr
nun gesetzlich möglich und geregelt. Die Länder haben ihre je-
weiligen Landesmeldegesetze und die daraus resultierenden
Verordnungen weitgehend bereits dem MRRG angepasst. 

Dass ein derartiges Projekt
für die Verwaltung eine enorme
Herausforderung darstellt, ist
allen Beteiligten seit langem
klar. Unzählige Arbeitsgruppen
wurden gebildet und tagten zum
Teil über Jahre hinweg. Insbe-
sondere die Spezifikation des
Kommunikationsstandards, da-
mit sich alle rund 5.400 Mel-
debehörden in Deutschland
auch verstehen, gestaltete sich
zum Teil schwierig. So wurde
ein eigener Standard für die Da-
tenkommunikation erfunden:
OSCI - hervorgegangen aus ei-
nem Produkt der bremen online
services GmbH & CoKG (bos),
einer Tochter der Stadt Bremen,
entstanden im Rahmen der 
Teilnahme am Projekt me-
dia@kom. Der Koordinierungs-
auschuss Bund Länder Kom-
munen für allgemeine Daten-
verarbeitung, kurz KoopAADV,
hat beschlossen, OSCI zum
Standard der Verwaltung in
Deutschland zu machen. Da
aber auf OSCI-basierende Pro-
dukte bisher nur in einzelnen,
überschaubaren Projekten im
Praxiseinsatz waren, steht die
Nagelprobe für OSCI eigentlich
noch bevor. 

Praxis seit drei Jahren

Obwohl sich in Bayern die
Anpassung der entsprechenden
Verordnung des Innenministeri-
ums noch weiter verzögert - das
neue Meldegesetz ist dort erst
zum 15.12.2006 in Kraft ge-
treten - ist die elektronische
Kommunikation der bayeri-
schen Meldeämter seit drei Jah-
ren Praxis. Die mittelständische
komuna GmbH, IT-Dienstlei-
ster für Kommunen, und die
Anstalt für kommunale Daten-
verarbeitung (AKDB), der öf-
fentlich rechtliche Dienstleister
für Kommunen und Mitbewer-
ber der komuna, vernetzten be-
reits sehr früh ihre Kunden. Auf
Basis der Transportplattform
komuna.NET wurden inzwi-
schen über 2 Mio. Rückmeldun-
gen der Meldebehörden fehler-
frei verschlüsselt und signiert
ausgetauscht. Doch die bewähr-
te Plattform kann so nicht wei-

terverwendet werden, der Ge-
setzgeber schreibt OSCI vor. 

Die Vorbereitungen auf die
Umstellung auf OSCI begannen
früh. Aber beim ersten flächen-
deckenden Einsatz von OSCI in
Bayern, seit dem 18. Dezember
2006, zeigten sich schnell die
Schwachstellen. Insbesondere
die Verfügbarkeit der zentralen
Komponenten, wie dem Ver-
zeichnisdienst der deutschen
Verwaltung, ließ die ersten Da-

erhofft, läuft es überall da, wo
das Land eine zentrale Clea-
ringstelle per Verordnung oder
Gesetz eingerichtet hat. Beauf-
tragt wurden damit natürlich,
wie so oft, öffentlich-rechtliche
Einrichtungen des Landes oder
kommunale Datenzentralen.

Zum Teil gibt es sogar einen
regelrechten Anschlusszwang
für die Kommunen. Offenbar
trauen manche Länder ihren
Kommunen nicht zu eigenver-
antwortlich zu handeln und zu
kommunizieren. Dass damit die
Sicherheitsprinzipien von OSCI
ad absurdum geführt werden,
scheint niemand zu stören. 

In Baden-Württemberg bei-
spielsweise verwenden rund
1000 Meldebehörden ein ge-

meinsames Postfach und ein ge-
meinsames Verschlüsselungs-
und Signierzertifikat, betrie-
ben durch den Zweckverband
Kommunale Datenverarbeitung

Raum Stuttgart. Ob aber ohne
Wettbewerb die geplante Kos-
teneinsparung realisierbar ist,
scheint mehr als fraglich. Am
Beispiel Baden-Württemberg
ist erkennbar, dass die jährli-
chen Kosten für die Datenkom-
munikation über das zentrale
Portal für die Kommunen höher
sind, als für Betrieb und Pflege
des Fachverfahrens für das ge-
samte Meldeamt. 

Theorie und Praxis
Stephan Hauber, Geschäfts-

führer der HSH GmbH: „Die
vergaberechtliche Bewertung ei-
nes solchen Vorgehens in eini-
gen Ländern ist eine Sache.
Aber die Ergebnisse zeigen
doch immer wieder, dass bei
Ausschluss des Wettbewerbs
zu hohe Kosten entstehen und es
eben auch keinen Wettbewerb
um die technisch beste Lösung
gibt. Die Innenministerien soll-
ten sich auf die ver-
waltungsrechtlichen Vorschrif-
ten konzentrieren und techni-
sche Lösungen dem Wettbewerb
überlassen.“ 

Es wird noch einiges zu tun ge-
ben in 2007 für die Koordinie-
rungsgremien auf allen Verwal-
tungsebenen, um die in der Praxis
zu Tage tretenden kleinen und
vielleicht auch größeren Proble-
me zu beheben. Aber das ist be-
kanntlich der Unterschied zwi-
schen Theorie und Praxis.

ten noch holprig laufen. Dieser
Verzeichnisdienst (kurz DVDV)
wurde durch den KoopA ADV
in Auftrag gegeben. Jetzt steht
der DVDV-Master beim Bun-
desverwaltungsamt. In den Län-
dern werden Replikate betrie-
ben, auf die zur Abfrage der
Zieladressen zugegriffen wer-
den muss. Aber die DVDVs
sind nicht immer so erreichbar,
wie es für eine fehlerfreie Kom-
munikation rund um die Uhr
nötig wäre. Nicht alle Melde-
behörden in Deutschland sind
bereits richtig im DVDV einge-
tragen. Auch die vom Auftrag-
geber geplante Redundanz der
DVDVs ist nicht gegeben; man-
che Länder halten ihr Replikat
geheim. 

Echtbetrieb hat begonnen

Aber trotz aller Widrigkeiten
hat der Echtbetrieb begonnen
und läuft. Die HSH GmbH,
Berlin, als Softwarelieferant 
für Meldebehörden Marktfüh-
rer, hat rechtzeitig dafür ge-
sorgt, dass rund 2.000 Mel-
debehörden OSCI sprechen.
Insgesamt melden damit die
Kunden der HSH und der ko-
muna Vollzug der neuen Vor-
schriften. Mehrere Tausend OS-
CI-Nachrichten wurden bereits
erfolgreich empfangen bzw.
versandt. 

Nicht ganz so problemlos wie
seitens des jeweiligen Landes

Elektronische Gewerbemeldungen:

Neue Schnittstellen-
Version migewa

Seit 1. Februar steht allen kreisangehörigen Städten und Gemein-
den mit migewa bereits die 2. Version der Schnittstelle WS-Ge-
werbe zur Verfügung. Viele Verwaltungen haben schon seit Sep-
tember 2005 mit der ersten Version ihre Gewerbemeldungen elek-
tronisch weitergeleitet, jetzt wurde nach umfangreichen Tests die
weiterentwickelte Version freigegeben (Link zur Freigabeer-
klärung).

migewa erfüllt als einzige der
in Bayern eingesetzten Gewerbe-
amtslösungen die Vorausset-
zungen zur Bedienung dieses
Webservices und hat damit wie-
der einmal eindrucksvoll seine
Rolle als bayerischer und auch
bundesweiter Marktführer bewie-
sen. Vielleicht war auch das ein
Entscheidungsgrund für die vie-
len Verwaltungen, dass komuna
und ihre Softwarehersteller mit
ihren Lösungen immer einen
Schritt voraus sind.

Wichtigste Neuerung

Grundlage der Weiterentwick-
lung waren die Erfahrungen der
Anwender und Betreiber beim
Betrieb der ersten Schnittstellen-
version. Die wichtigste Neuerung
aber ist die Integration von Ver-
waltungsgemeinschaften, die ab
jetzt auch ihre Gewerbemel-
dungen elektronisch übermitteln
können. Im ersten Schritt haben
bereits die „Altanwender der
Schnittstelle WS-Gewerbe“ das
Update erhalten. In den kommen-
den Wochen erhalten alle weite-
ren migewa-Anwender, die den
Web-Service nutzen können, oh-
ne besondere Aufforderung das
entsprechende Update. Alle An-
wender bekommen dieses Upda-
te ohne zusätzliche Lizenzkosten
im Rahmen der Softwarepflege
und werden mit entsprechenden
Schulungen zur zuverlässigen
Bedienung dieses neuen Baustei-
nes unterstützt.

komuna, mit mehr als 350 mi-
gewa-Anwendern Marktführer
autonomer Gewerbeamtssoft-
ware in Bayern, trägt somit ganz
erheblich zur Vereinfachung für
alle in den Verteildienst einge-
bundenen Fachstellen bei. Die
Weiterleitung der zahlreichen
Ausdrucke in Papierform entfällt
und somit auch unnötiger Verwal-
tungsaufwand durch die mehrfa-
che Erfassung der immer glei-
chen Daten. 

migewa verbindet alle Vorteile

einer lokalen Anwendung wie 
die permanente Verfügbarkeit mit
schnellstem Zugriff auf die eige-
nen Daten, die Anbindung an lo-
kale Verfahren wie Word oder
Excel für individuelle Ausdrucke
oder Auswertungen und natürlich
die Anbindung an lokale Fach-
verfahren wie das Einwohnerre-
gister. Nicht zu vergessen der On-
line-Client von migewa, der es
dem Bürger ermöglicht, die erfor-
derlichen Daten dialoggeführt,
bequem und mit sehr wenigen
Fehlerquellen selber zu erfassen.

komuna konnte hiermit erfolg-
reich einen weiteren Baustein für
das eGov in Bayern setzen. Aber
auch die nächsten Schritte sind
bereits in Vorbereitung und ste-
hen kurz vor der Vollendung:
Landkreise und kreisfreie Städte,
die migewa einsetzen, sollen
ebenfalls bald an den Verteil-
dienst angeschlossen werden.

Elektronische Datenkommunikation:

OSCI endet nicht
am Drucker

Gute Erfahrungen in der täglichen Praxis bei den 
Anwendern des Fachverfahrens MESO

Seit dem 1. Januar 2007 ist die elektronische Datenkommuni-
kation im Meldewesen gesetzliche Pflicht. Doch die elektroni-
sche Kommunikation darf nicht am Drucker enden; erst die
medienbruchfreie Verarbeitung bringt in der Praxis wirklich
einen Gewinn für alle Beteiligten. Über durchweg positive Er-
fahrungen berichten die Sachbearbeiter der Meldebehörden,
die das Fachverfahren MESO einsetzen, in den derzeit laufen-
den Erfahrungsworkshops.

Insbesondere die medien-
bruchfreie Verarbeitung der 
eingehenden Rückmeldungen
funktioniert. Da sich der Bürger
nicht mehr bei der Wegzugs-
meldebehörde abmelden muss,
erfährt diese erst durch die elek-
tronisch eingehende Rückmel-
dung der Zuzugsmeldebehörde
von dessen Wegzug. Beim Ein-
treffen einer elektronischen Rück-
meldung wird die Sachbearbei-
tung durch das Verfahren umfas-
send unterstützt. Der im Melde-
register korrespondierende Da-
tensatz wird automatisch zur
Bearbeitung vorgeschlagen und
alle nötigen Meldungsvorgänge
im Melderegister nach Bestäti-
gung durch den Sachbearbeiter
freigegeben. „Wir müssen nur
noch entscheiden, und das soll
auch bitte so bleiben,“ meinte
eine Sachbearbeiterin im Work-
shop, „aber das lästige Abtippen
eingehender Nachrichten konn-
ten wir uns Dank komuna.NET
bereits seit Jahren ersparen.“

Funktionalität

Rund 40.000 elektronische
Meldungen haben die 481
bayerischen Meldebehörden,
die MESO einsetzen, versandt
und ca. 34.000 erhalten. Die
auffallende Diskrepanz zwi-
schen ausgehenden und einge-
henden Meldungen erklärt sich
durch die umfangreiche Funk-
tionalität in MESO. So konnte
bisher festgestellt werden, dass
offenbar nicht alle Meldeämter
die Berichtigung bzw. Bestäti-
gung (Meldungsart 0203) auf
die Rückmeldung, wie in OSCI-
XMeld nun mal vorgesehen,
versenden. 

Mehrere hundert Sachbearbei-
ter aus Meldebehörden haben
sich in letzter Zeit bei den Erfah-
rungsworkshops der komuna
GmbH getroffen. Da die meisten
davon auf die OSCI-Provider-Lö-
sung der komuna setzen, haben
sie von den technischen und orga-
nisatorischen Unzulänglichkeiten
in der Startphase von OSCI-
Transport nichts mitbekommen.
Bei diesen Workshops hat sich
schnell die hohe Zufriedenheit
der Anwender herauskristalli-

siert. Die elektronische Kom-
munikation via OSCI darf eben
nicht am Drucker enden, denn
dann wäre nur der Papierver-
sand eingespart. „Mit der um-
fassenden elektronischen Kom-
munikation zwischen Behörden
müssen auch die internen Pro-
zesse neu definiert und die Ab-
läufe optimiert werden,“ meint
dazu Ferdinand Beer, Vertriebs-
leiter der komuna.

Öffentliche Verwaltung:

Digitalisierung
schreitet voran
Innerhalb der öffentlichen

Verwaltung schreitet die Di-
gitalisierung weiter voran.
Vor kurzem hat die priva-
tisierte Bundesdruckerei
GmbH die 5.000ste Kom-
mune als DIGANT-Teilneh-
mer begrüßt. DIGANT ist
das digitale Antragsverfah-
ren der Bundesdruckerei für
Reisepässe und Personalaus-
weise. Damit beantragen in-
zwischen knapp 90 Prozent
der Kommunen in Deutsch-
land die Personaldokumente
digital. „Mit DIGANT kön-
nen die Kommunen Geld
sparen und effizienter arbei-
ten und die Bürger erhal-
ten ihre Personaldokumente
schneller“, betont Ulrich Ha-
mann, Vorsitzender der Ge-
schäftsführung der Bundes-
druckerei. Diese bietet be-
reits seit dem Jahr 2000 das
Software-Modul DIGANT
an. Verbunden damit sind
zahlreiche Einsparpotenzia-
le: Die Meldestellen müssen
die Anträge für Personalaus-
weise und Reisepässe nicht
mehr per Post zur Bundes-
druckerei schicken. Außer-
dem können die Daten digi-
tal archiviert werden. Sind
die Daten via sicherer Daten-
leitung an die Bundesdrucke-
rei übermittelt worden, brau-
chen sie auch dort nicht mehr
digitalisiert zu werden, was
eine weitere Zeitersparnis
bedeutet.

www.stmugv.bayern.de:

Ab sofort barrierefreies
Online-Angebot

Das Prädikat „sehr gut zugänglich’’ verliehen unabhängi-
ge Tester dem neuen, barrierefreien Internet-Auftritt des
Ministeriums. Dies erklärte Bayerns Umwelt, Gesund-
heits- und Verbraucherschutzminister Werner Schnapp-
auf bei der Freischaltung der Homepage www.stmugv.
bayern.de.

Schnappauf: „Der Internet-Auftritt des Ministeriums ver-
zeichnet monatlich bis zu 3 Millionen Seitenaufrufe und
gehört damit im Behördenbereich zu den meistfrequentierten
Adressen. Mit dem neuen barrierefreien Auftritt können sich
jetzt beispielsweise auch sehbehinderte Menschen über Um-
welt, Gesundheit und Verbraucherschutz besser informieren.“
Menschen mit Behinderungen seien statistisch gesehen über-
durchschnittlich häufig im Internet: Blinde Nutzer lassen sich
Webseiten durch eine Software vorlesen oder in Braille-Schrift
ausgeben. Deswegen ist es nach dem Worten des Ministers be-
sonders wichtig, Internetangebote zu schaffen, die den beson-
deren Bedürfnissen behinderter Menschen gerecht werden. 

Das neue Online-Angebot des Ministeriums wurde nach der
seit Jahresbeginn geltenden bayerischen Verordnung zur
Schaffung barrierefreier Informationstechnik (BayBITV) von
einer externen Firma getestet. Ergebnis: Die Homepage erfüllt
mit 96 von 100 möglichen Punkten nahezu alle Vorgaben aus
52 Einzeltests, die ein barrierefreier Internetauftritt nach aktu-
ellen Standards erfüllen muss. So benötigen z.B. Sehschwa-
che, insbesondere ältere Menschen, eine vergrößerbare Schrift
und kontraststarke Farben.
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Outsourcing und ÖPP:

Zwei Seiten einer Medaille?
Von Peter A. Vorgel, Geschäftsführer tsm total-sourcing-management

Dienstleistungen in hoher Qualität und mit der gebotenen Effi-
zienz zu erbringen, ist eine der berechtigten Hauptforderungen
öffentlicher Auftraggeber. Dabei kommen immer wieder Be-
griffe wie Outsourcing (Privatisierung) und ÖPP (Öffentlich
Private Partnerschaft) in die Diskussion. Genauso schnell wer-
den dann aber Risiken aufgezeigt und aufgrund fehlender Er-
fahrung diese, an und für sich gerade für die öffentliche Hand
geeigneten Vorgehensmodelle wieder verworfen.

Beiden Modellen, Outsour-
cing und ÖPP gemeinsam ist,
das ein „externer Partner“ seine
unternehmerische Freiheit ent-
weder in einer gemeinsamen,
privatrechtlich orientierten Ge-
sellschaft (ÖPP) oder im Rah-
men eines Dienstleistungsvertra-
ges zugunsten des öffentlichen
Auftraggebers einsetzt. Wesent-
licher Unterschied ist die Auftei-
lung von Risiko und Erfolg -
ÖPP ist dabei die Mischform
zwischen staatlicher Eigenlö-
sung und vollständiger Privati-
sierung (Outsourcing).

Neueste Datenverarbeitung

Vor allem Kommunen und
Landkreise können sich dadurch

auf Verwaltungsprozesse und
den Service gegenüber ihren
Bürgern konzentrieren. Die dazu
notwendige Datenverarbeitung
wird äußerst wirtschaftlich und
mit neuester Technik zur Verfü-
gung stehen.

Kommunale Motive

Was sind die Motive der Kom-
munen für solche Modelle? Hier
ist vor allem die Auflösung des
meistens vorhandenen Investiti-
onsstaus, die Nutzung von Know
How eines erfahrenen Partners,
die Planbarkeit  der Kosten und
Ausgaben über einen langen
Zeitraum, aber auch die Stei-
gerung der Wirtschaftlichkeit
durch mehr Leistung für das vor-

handene Budget zu nennen. Die
von allen Seiten auf sie zukom-
menden Modernisierungsanfor-
derungen im Zusammenhang
mit eGovernment und die Nut-
zung neuester Technologien
sind weitere, werthaltige Grün-
de. Aber auch „organisatorische“
Veränderungen wie z.B. das Zu-
sammenlegen von IT Einheiten
sind in einer solchen Konstrukti-
on leichter und schneller umzu-
setzen. 

Die anfängliche Skepsis der
„betroffenen“ Mitarbeiter ist
übrigens in allen uns bekannten
Fällen durch die deutlich verbes-
serten Weiterbildungsmöglich-
keiten, die leistungsgerechte Be-
zahlung und die Übernahme von
mehr Verantwortung in Motiva-
tion für die neue Aufgabe und
ein neues Selbstwertgefühl um-
geschlagen. 

Risiken

Wo aber liegen die Risiken?
Sind wir doch mal ehrlich - die
Gestaltung eines Outsourcing
oder ÖPP Vertrages ist für die
Verantwortlichen in den Land-
kreisen und Kommunen nicht
gerade das, was sie in ihrer tägli-
chen Arbeit zu erledigen haben.

Wenden sie sich dann an eta-
blierte Anbieter der nachgefrag-
ten Leistung, dann werden sehr
schnell Modelle entwickelt, bei
denen die „Vorteile“ mehr auf
Seiten des Anbieters liegen.

Kommt dazu dann auf dessen
Seite noch fehlendes Verständnis
für die Belange einer Verwal-
tungsbehörde, mangelndes Inter-
esse an der Förderung regionaler
Wirtschaft und regionaler Ar-

beitsplatzbeschaffung hinzu, ist
der Misserfolg des Vorhabens
garantiert. Aber auch, wenn ihr
Ziel lautet: „Nichts verändern -
nur billiger“ wird sich der ge-
wünschte und erreichbare Erfolg
nicht einstellen.

Wie sollten Sie vorgehen?
Diskutieren Sie im Vorfeld aus-
führlich mit Fachleuten über ihr
Vorhaben. Setzten Sie klare Zie-
le und legen fest, was in wel-
chem Zeitraum erreicht werden
soll. Erörtern Sie die verschiede-
nen Möglichkeiten mit Speziali-
sten, die seriös und garantiert un-
abhängig (nicht einseitig orien-
tiert) sind. Sichern Sie ihr Vorha-
ben bei allen Beteiligten im Vor-
feld ab und beziehen Sie auch
die Personalvertretungen mit ein.

Alternativen beachten

Entscheiden Sie erst dann,
welche „Gestaltung“ der IT die
für ihre Kommune oder ihren
Landkreis die Richtige ist. Be-
trachten Sie dabei auch immer
den Eigenbetrieb oder die kom-
munale GmbH als Alternative.

Erst dann sollten Sie eine ge-
eignete Ausschreibung und ent-
sprechende Verhandlungsverfah-
ren anstoßen. Bereits zu diesem
Zeitpunkt ist die Kommunikati-
on gegenüber allen Betroffenen
und Beteiligten ein absolutes
Muss. 

Fazit: Privatisierung oder Öf-
fentlich Private Partnerschaft ist
ein Erfolg versprechendes Vor-
gehen zur Stärkung der Innovati-
onsfähigkeit und zur Sicherung
der Investitionen. Mit den richti-
gen Partnern, nachweisbar in
den uns bekannten Fällen, ist
dies ein richtiger Schritt zur
Bündelung des Wissens und der
vorhandenen Ressourcen beider
Seiten. Einer langfristigen „Part-
nerschaft“ zur Freude aller Be-
teiligten steht damit nichts mehr
im Wege.

Wie der Vorsitzende der Geschäftsführung, Franz Reisbeck,
auf der Jahrespressekonferenz in München berichtete, mach-
ten die Handwerksmessen mit 4621 Ausstellern und 585.000
Besuchern einen deutlichen Sprung nach vorne. „Damit hatte
sich die GHM als Veranstalterin für kleine und mittlere Unter-
nehmen im gewerblichen Mittelstand ein außergewöhnliches
Arbeitspensum aufgeladen“. 

Das Flaggschiff der IHM, die Internationale Handwerks-
messe, hatte im Frühjahr 2006 ein neues Konzept zu bestehen.
Zusammen mit der „Garten“ München, die erstmals über die
volle Laufzeit von sieben Tagen mit der IHM parallel veran-
staltet wurde, habe man mit exakt 206.000 Besuchern erstmals
wieder die magische Schwelle von 200.000 Besuchern über-
sprungen. Die neue Gliederung in die Sektoren Profi und Pri-
vat habe, so Reisbeck, die erhoffte Entflechtung der Besucher-
ströme gebracht. 

Zu den „Super-Stars“ unter den Messen des Jahres 2006
zählte im April in Nürnberg die IHF/Intherm mit einem Besu-
cherzuwachs um 14 Prozent auf 490.000. Mitverantwortlich
für den großen Sprung nach vorne war aber vor allem die
Backmesse „iba“, die nur alle drei Jahre stattfindet. Ein natio-
nal wie international voll auf Investitionen eingestellter Markt-
kompass, eine Fülle von Neuentwicklungen auf Seiten der fast
1000 Aussteller aus 49 Staaten, eine Zunahme der Angebots-
und Nachfrageseite um jeweils rund sieben Prozent und ein
aufgeschlossenes Fachpublikum aus aller Welt trugen zum Ge-
lingen der „iba“ bei. 

Die letzten Messeveranstaltungen im vergangenen Jahr, die
Heim + Handwerk sowie FOOD & LIFE 2006 zogen rund 
120.000 Besucher an und blieben damit unter der Besucher-
zahl des Vorjahres. Der Grund: das Fehlen der internationalen
Modellbahn-Ausstellung, die alle zwei Jahre in München ga-
stiert. 

Erste Signale, so abschließend Reisbeck, wohin die Reise im
gewerblichen Mittelstand gehen wird, erwartet sich die GHM
vom Messedreigespann im März. Fast gleichzeitig gehen an
den Start die „neue metall“ München, die Internationale Hand-
werksmesse und die „Garten“ München. E. Scholl

IBM auf der CeBIT 2007:

„Ideas for Innovators
- Get inspired“

Der Messeauftritt von IBM auf der CeBIT 2007 vom 15. bis zum
21. März steht unter dem Motto „Ideas for Innovators - Get in-
spired“. Zusammen mit Business Partnern zeigt IBM auf einer
Ausstellungsfläche von über 2.000 Quadratmetern in Halle 1 ak-
tuelle Entwicklungen aus den IBM Labors, neue Business und
Technology Services sowie Branchen- und Mittelstandslösungen
wie auch neue Software- und Hardware-Produkte.

Zu den Höhepunkten zählen
unter anderem ein Smart Sur-
veillance System für die automa-
tische Videoanalyse in Echtzeit,
neue Engineering-Anwendun-
gen für den Cell-Prozessor, eine
Containermanagement-Lösung
bei Daimler-Chrysler sowie der
Launch von IBM FileNet P8 4.0
und die neue Version von Lotus
Notes. In Halle 9 präsentiert sich
der Geschäftsbereich Öffentli-
cher Dienst mit drei Schwer-
punkten. In Halle 1 (Stand F41/F51)
konzentriert sich der IBM Mes-
seauftritt auf fünf Schwerpunkte,
sogenannte Future Windows:

„A Better Planet“ präsentiert
Lösungen für Umwelt & Ener-
gie, Verbraucherschutz und Ge-
sundheit.

„Mid Market“ zeigt IT Servi-
ces für den Mittelstand und Ex-
press Advantage Angebote von
IBM und Partnern.

„Transportation & Commer-
ce“ veranschaulicht Tracking-
Technologien und Lösungen aus
den Bereichen Automotive, Fi-
nance und Distribution.

„Future Enterprise“ visuali-
siert innovative, zukunftsorien-
tierte Geschäftsmodelle und
zeigt Lösungen aus den Berei-
chen Sicherheit, Kommunikati-
on und Arbeitsplatzmobilität für
alle Unternehmensgrößen.

„SOA & Infrastructure“ macht
deutlich, wie mit Hilfe von Ser-
viceorientierten Architekturen
Infrastrukturen und Prozesse
besser gemanagt und optimal
verzahnt werden können.

Darüber hinaus beteiligt sich
IBM an dem Innovationsportal
„CeBIT next“ der Messe AG.
Besucher können dort innova-
tive Ideen vorschlagen, bewer-
ten und vernetzen. Themen
von „CeBIT next“ sind „Futu-
re Fair“, „Future Work & Life“
und „Future Health“. Eingabe-
terminals befinden sich auf
dem IBM Stand und an promi-
nenten Plätzen auf dem Messe-
gelände.

A Better Planet

Im Public Sector Parc in Halle
9 zeigt der IBM Geschäftsbe-
reich Öffentlicher Dienst unter
anderem Anwendungen aus dem
Bereich Dokumentenmanage-
ment sowie die Lösung von IBM
zur Einführung der elektroni-
schen Gesundheitskarte mit ei-
ner innovativen Telemedizinlö-
sung als integralem Bestand-
teil. Letztere ist auch in Halle 1

auf dem Hauptstand zu sehen.

Mid Market

Im Bereich Mid Market zeigt
der IBM Geschäftsbereich Mit-
telstand in Halle 1, Stand Nr. 11
bis 16, IT-Lösungen für kleine
und mittlere Unternehmen.
Schwerpunkte bilden hier das
Thema Services für den Mittel-
stand sowie die gemeinsam mit
Business Partnern präsentierten
branchenspezifischen Geschäfts-
lösungen, die unter dem Label
Built on IBM Express Advantage
die Anforderungen mittelständi-
scher Kunden adressieren.

Transportation & 
Commerce

IBM präsentiert im Bereich
Transportation & Commerce
neuartige Anwendungsbeispiele
auf dem Cell-Blade QS20 aus
dem Engineering-Umfeld. Der
Cell-Chip setzt aufgrund seiner
herausragenden Rechenleistung,
großen Speicherbandbreite und
seines ungewöhnlichen Designs
neue Maßstäbe in der Mikropro-
zessoren-Entwicklung.

Future Enterprise

Im Bereich Future Enterprise
zeigt IBM mit dem Smart Sur-
veillance System (S3) eine Si-
cherheitstechnologie, die eine
automatische Datenanalyse von
Videosequenzen in Echtzeit er-
möglicht. Das von IBM For-
schern aus dem Watson Rese-
arch Lab entwickelte System
verfügt über Möglichkeiten, Vi-
deosequenzen in Echtzeit oder in
Form von Archivmaterial auszu-
werten und zu analysieren. 

SOA & Infrastructure

Im IBM Fokusbereich Servi-
ceorientierte Architektur (SOA)
präsentiert IBM mit der SOAFo-
undation ein komplettes Ange-
bot aus Hardware, Software,
Services, Methoden und Best
Practices und zeigt anhand eines
Modellunternehmens die Vision
eines durchgängig serviceorien-
tierten Unternehmens sowohl im
Geschäftsbereich, als auch in der
IT. Zudem zeigt IBM auf der
Messe neun individualisierbare
Einstiegspunkte für Unterneh-
men, die die Umsetzung einer
SOA vereinfachen und dabei
vorhandene Prozesse und Syste-
me integrieren.

BITKOM-Stellungnahme:

Für fairen Wettbewerb um
die besten eGov-Lösungen

Der Bundesverband Informationswirtschaft, Telekommunikati-
on und neue Medien e.V. BITKOM, der mehr als 1.000 Unter-
nehmen, davon 750 Direktmitglieder mit 120 Milliarden Euro
Umsatz und 700.000 Beschäftigten vertritt, hat elf Thesen zum
Verhältnis zwischen öffentlichen und privaten IT-Dienstleistern
veröffentlicht. Darin vertritt der Verband die Ansicht, dass nur
Wettbewerb zu innovativen und wirtschaftlichen Angeboten
führt. Ein klarer Irrweg sei es aber, wenn Gemeinden, Gebiets-
rechenzentren, Landes- oder Bundesverwaltungen eigene Pro-
dukte anbieten.

Die Forderungen im einzel-
nen:
1. Keine Eigenentwicklungen
der öffentlichen Hand ohne
Wirtschaftlichkeitsbetrachtun-
gen
2. Für einen fairen Wettbewerb
um öffentliche Aufträge 
3. Netzwerke verhindern fairen
Wettbewerb
4. Politischer Auftrag des Dritt-
geschäfts ist eine Fehlentwick-
lung
5. Keine erweiterten Vertriebs-
rechte für öffentliche Auftragge-
ber
6. Bündelung der ITK-Kompe-
tenzen nur bei Einspareffekten
sinnvoll
7. Eigenrealisierungen gefähr-
den Exportchancen für Soft-
warelösungen
8. Kompetente öffentliche Auf-
traggeber, nicht kompetente öf-
fentliche Auftragnehmer
9. Aufgabenkritik muss ernst ge-
nommen werden
10. Umsatzsteuerprivilegierung
bei Inhouse-Lösungen
11. Preisregulierung über Selbst-
kostenerstattungspreise verhin-
dern.

In Deutschland besteht dem
BITKOM zufolge ein ordnungs-
politischer Grundkonsens, weite
Teile der so genannten Daseins-
vorsorge wie Rundfunk, Tele-
kommunikation oder die Ener-
gieversorgung in private Hände
zu legen und auch dort zu belas-
sen. Ausdrückliche Regelungen

über die Grenzen der erwerbs-
wirtschaftlichen Betätigung der
öffentlichen Hand finden sich et-
wa in den Gemeindeordnungen:
Demnach ist die erwerbswirt-
schaftliche Betätigung der Kom-
mune nur zulässig, wenn der be-
absichtigte Zweck nicht ebenso
gut und wirtschaftlich durch ei-
nen anderen (ein privatwirtschaft-
liches Unternehmen) erfüllt wird
oder erfüllt werden kann. 

Ordnungspolitische Wertung 
der Rechtsordnung

Weit über den Bereich der
konkret betroffenen kommuna-
len Behörden hinaus wird hier-
mit nach Auffassung des BIT-
KOM eine grundlegende ord-
nungspolitische Wertung der
Rechtsordnung deutlich: Die
Verwaltung soll verwalten und
ihre Aufgaben mit Steuermitteln
erfüllen, weitere erwerbswirt-
schaftliche Betätigung muss die
Ausnahme bleiben. 

Diese grundlegende ordnungs-
politische Vermutung zugunsten
der Privatwirtschaft gelte aber
nur noch eingeschränkt bei in-
formations- und telekommuni-
kationstechnischen Dienstlei-
stungen (ITK-Dienstleistungen),
denn diese Aufgaben würden
immer häufiger in Form von Ei-
genrealisierungen durch Behör-
den, Einrichtungen oder Abtei-
lungen innerhalb der öffentlichen
Verwaltung erbracht. Mehr noch:

Die öffentliche Hand biete ver-
stärkt IT-Integrations-, Bera-
tungs- und sonstige Dienstleistun-
gen - auch bei öffentlichen Aus-
schreibungen im Wettbewerb zu
privatwirtschaftlichen Unterneh-
men - an.

Make or Buy?

Die Kernfrage der künftigen
Aufgabenkritik müsse daher lau-
ten: Make or Buy. Der BITKOM
hat hier eine klare Position: Kern-
aufgabe der öffentlichen Hand
sollte die Entwicklung gemeinsa-
mer Standards sein. Auf dieser
Basis kann sich in der Privatwirt-
schaft ein reger Wettbewerb ent-
wickeln. Eigenentwicklungen
dürfen nur angestrebt werden,
wenn für eine Lösung ein Markt
der Lösungen nicht besteht und
auch nicht über Forschungsförde-
rung entwickelt werden kann.
Dieser Ansatz sollte gerade auch

im Interesse der öffentlichen
Hand liegen.

Dramatische Folgen

Zusammenfassend stellt BIT-
KOM fest, dass ein manifester
Aufbau von IT-Beratungs-und
Dienstleistungskompetenz über
alle Ebenen der öffentlichen
Verwaltung erfolgt. Mit den
Forderungen nach einer Sen-
kung der Staatsquote und Auf-
gabenkritik lasse sich diese Ent-
wicklung nicht vereinbaren.
Dieser Trend habe mittel- bis
langfristig dramatische Folgen
für den Wettbewerb und auch
für die Wirtschaftlichkeit der
Lösungen innerhalb der Verwal-
tung, denn nur durch Wettbe-
werb kann sichergestellt blei-
ben, dass auch die öffentliche
Hand dauerhaft mit qualitativ
hochwertigen, zeitgemäßen und
sicheren Produkten arbeitet.

Gesellschaft für Handwerksmessen (GHM):

Umsatz verdoppelt 
München. Mit acht Veranstaltungen am Messestandort
München, in Nürnberg und Shanghai hat die Gesellschaft
für Handwerksmessen (GHM) im letzten Jahr ihren Um-
satz auf 34 Millionen Euro nahezu verdoppelt. 
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E.ON Bayern
Umweltpreis 2007

E.ON Bayern fühlt sich dem Umweltschutz
und insbesondere einer umweltgerechten
Energieversorgung verantwortlich. Daher
fördern wir ökologische Leistungen von
Kommunen, Kirchen,Vereinen, Initiativen
und Unternehmen in Bayern. Ziel ist es,
innovative, energiesparende und umwelt-
schonende Projekte zu unterstützen.

Unter der Schirmherrschaft des Bayeri-
schen Staatsministers für Umwelt, Ge-
sundheit und Verbraucherschutz vergibt
E.ON Bayern den mit 250.000 Euro dotier-
ten Umweltpreis 2007.

Einsendeschluss ist der 28. Februar 2007.

Bewerbungsunterlagen und weiterfüh-
rende Informationen finden Sie unter
www.eon-bayern.com.

ten Koppelung mit dem eBe-
gleitschein-System zur Auswahl.
Die Einführung der digitalen
Signatur für das Internet Portal
ist für Mitte 2007 vorgesehen;
die Einführung der erweiterten
Möglichkeiten im Zusammen-
hang mit dem Austausch der Da-
ten über das zentrale bundesein-
heitliche System erfolgt, sobald
verlässliche Strukturen für den
Austausch zur Verfügung ge-
stellt werden. Mit dem vollstän-
digen Ausbau des Systems ist bis
Ende 2008 zu rechnen.

Kostenlose Teilnahme

Die Teilnahme am eBegleit-
schein-System ist nach Farnys
Angaben für Erzeuger und Be-
förderer kostenlos. Derzeit bietet
sich für Mitglieder des VBW,
des VBS oder der ATAB die
Möglichkeit, am eBegleitschein-
System auch als Entsorger ko-
stenneutral teilzunehmen. Der
für Entwicklungspartner er-

LfU-Fachtagung zur Nachweisführung für Sonderabfälle: 

Aktuelle Entwicklungen
Zum Februar 2007 werden neue Regelungen zur Nachweis-
führung für Sonderabfälle in Kraft treten. Die neuen Rege-
lungen haben zum Ziel, die abfallrechtliche Überwachung
effizienter und zugleich kostengünstiger zu gestalten. Erstes
Ziel ist die Einführung moderner Kommunikationstechni-
ken. Auf einer Informationsveranstaltung des Bayerischen
Landesamts für Umwelt in Kulmbach wurden die neuen
rechtlichen Regelungen im Überblick vorgestellt und Hin-
weise zur praktischen Nachweisführung sowie zur Abgren-
zung gefährlicher und nicht gefährlicher Abfälle gegeben.

Tagungsleiter Dr. Wolfgang
Güntner (LfU) betonte eingangs,
die formalisierte Überwachung
der Abfallentsorgung in Form
von Nachweisen und Registern
stelle sowohl die Vollzugsbehör-
den als auch die nachweispflich-
tigen Unternehmen der Wirt-
schaft vor besondere Probleme.
So fielen in Deutschland jährlich
bis zu 20 Mio. Tonnen gefährli-
cher Abfälle pro Jahr an. Da die-
se Abfälle ganz überwiegend
nicht dort entsorgt würden, wo
sie anfallen, erstreckt sich die ab-
fallrechtliche Überwachung in
diesem Bereich auf eine entspre-
chend hohe Zahl von Abfallver-
bringungen im Bundesgebiet.

2,5 Mio. Begleitscheine

In diesem Zusammenhang sei-
en in Deutschland jährlich ca.
120.00 Entsorgungsnachwei-
se den zuständigen Behörden
vorzulegen und zu prüfen, ob die
Zulässigkeit und Umweltverträg-
lichkeit des jeweils vorgesehenen
Entsorgungsweges bestätigt wer-
den kann. Jährlich ca. 2,5 Mio.
Begleitscheine müssten geführt
und den zuständigen Behörden
vorgelegt werden, um im Nach-
hinein die Einhaltung dieser Ent-
sorgungswege nachzuweisen.

Effizientere Ausgestaltung

Die Neuregelungen eröffneten
die Option, die abfallrechtliche
Überwachung für alle Beteilig-
ten zu vereinfachen und gleich-
zeitig ohne Abstriche an Um-
weltstandards effizienter auszu-
gestalten, sagte Güntner. Die
Standardisierung der Nachweis-
verfahren, verbunden mit mög-
lichst wenigen Ausnahmen oder
Modifizierungen, erleichtere im
Massengeschäft der abfallrecht-
lichen Nachweisführung das
Verfahren sowohl für die betrof-
fenen Unternehmen der Wirt-
schaft als auch für die Vollzugs-
behörden.

Alexander Farny, Bayerisches
Institut für Angewandte Um-
weltforschung und -technik , BI-
fA GmbH (Augsburg), verwies
darauf, dass nach der Verab-

schiedung der Verordnung zur
Vereinfachung der abfallrechtli-
chen Überwachung im Jahr 2006
der Gesetzgeber die letzte Hürde
zur Einführung elektronischer
Abfallnachweisverfahren (eANV)
genommen hat. In Bayern wer-
den online Begleitscheine bereits
seit dem Start des eBegleit-
schein-Systems Anfang 2003
flächendeckend angeboten. Seit
Februar 2006 gilt dabei eine Ge-
meinverfügung, die innerhalb

Bayerns jedem am Nachweis-
verfahren Beteiligten eine Teil-
nahme am eBegleitschein-Sy-
stem ohne gesonderte Freistel-
lung erlaubt. Für außerbayeri-
sche Teilnehmer wird eine sol-
che Befreiung noch immer
benötigt.

ASYS System

Über das eBegleitschein-Sy-
stem wurden bereits mehr als
35.000 Begleitscheine erfolgreich
abgewickelt. Die Anbindung an
das behördeninterne Bayerische
ASYS System erfolgt seit Anfang
2004 vollautomatisch.

Der eBegleitschein kann laut
Farny einfach in betriebliche
Software integriert werden. Da-
bei stehen verschiedene Mög-
lichkeiten bis hin zu einer direk-

Beispiele für Sonderabfall.

mäßigten Gebühr in Höhe von
1 Euro je abgeschlossenem
Schein steht eine Ermäßigung
der Bearbeitungsgebühr in glei-
cher Höhe seitens des LfU ge-
genüber. Damit bietet sich

bayerischen Unternehmen die
Chance, ohne Kostenrisiko den
Einstieg in den online Begleit-
schein bereits heute durchzu-
führen und betriebliche Abläufe
frühzeitig anzupassen. DK

Waldpflegeverträge:

Ideal für private
Waldbesitzer

Was die Kirche mit ihren
Wäldern macht, kann für priva-
te Waldbesitzer nicht schlecht
sein. Viele Kirchenwälder wer-
den mittels Waldpflegevertrag
vor Forstbetriebsgemeinschaf-
ten (FBG) oder Waldbauernver-
einigungen (WBV) betreut. Vor
dem Abschluss eines Waldpfle-
gevertrages bieten FBGen und
WBVen Waldbegänge an, die
dem Privatwaldbesitzer einen
Überblick über die notwendigen
und nützlichen Maßnahmen in
seinem Wald geben. Dafür ste-
hen auch die Förster an den
Ämtern für Land- und Forst-
wirtschaft zur Verfügung. Die
Beratung ist kostenfrei. Wald-
pflegeverträge kosten wenig
und bringen dem Waldbesitzer
viel, auch finanziell. Schließlich
landen die Durchforstungs- und
Holzernteerlöse in vollem Um-
fang auf dem Konto des Wald-
besitzers.

Wer klug ist, erkundigt sich
möglichst rasch, was seine
FBG/WBV an Waldpflegemaß-
nahmen anbietet.
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Bayerische Landessiedlung GmbH

KOMPETENTE
Dienstleistungen für Kommunen

Franken: Herr Grauer Tel. 0911/ 23 20 929
Herr von Imhoff Tel. 0911/ 23 20 920

Oberbayern
und Schwaben: Herr Danninger Tel. 089 / 23 87-0
Niederbayern
und Oberpfalz: Herr Müllner Tel. 0941/ 78 00 116
Regional- und
Standortentwicklung: Herr Streng Tel. 0921/ 78 42-0

Ihre Ansprechpartner:

Gemeinsam
Werte schaffen

Wussten Sie eigentlich, dass bei der BLS
unter anderem Stadtplaner, Architekten,
Landschaftsplaner, Agraringenieure und
Immobilienkaufleute tätig sind? Dieses
kompetente Team bietet Ihnen umfassende
Dienstleistungen �aus einer Hand�!

Regional- und
Standortentwicklung
Immobilienentwicklung
Wohnungsbau /
Einheimischen-Modelle

den Konsequenzen für die vor-
handenen kommunalen Struktu-
ren verbunden und sollte auf je-
den Fall vermieden werden.

Vorschlag

Es wird vorgeschlagen, Arti-
kel 8 der Abfallrahmenrichtlinie
folgendermaßen zu formulie-
ren: „Die Mitgliedstaaten legen
fest, in welcher Weise die Ab-
fallbesitzer ihrer Verantwortung
für die Verwertung oder Beseiti-
gung der Abfälle nachkommen.
Die Festschreibung von eigen-
ständigen Kompetenzen für lo-
kale und regionale Gebietskör-
perschaften zur Erfüllung dieser
Aufgaben ist dabei zulässig. Für
Rückfragen stehen wir gerne je-
derzeit zur Verfügung.“ DK

Abfallwirtschaft in Deutschland :

Befürchteter Rückschritt
Gemeinsames Positionspapier der kommunalen Spitzenverbände,

des VKS im VKU und der ITAD 
Die kommunalen Spitzenverbände, der VKS (Verbund Kom-
munale Abfallwirtschaft und Stadtreinigung) im VKU und die
Interessengemeinschaft der thermischen Abfallbehandlungs-
anlagen in Deutschland (ITAD) haben ein gemeinsames Posi-
tionspapier veröffentlicht. Darin verweisen sie auf die „Not-
wendigkeit der energetischen Verwertung in thermischen Ab-
fallbehandlungsanlagen“ und diskutieren zudem die „Zustän-
digkeit innerhalb der Abfallrahmenrichtlinie“.

Die 67 derzeit in Deutschland
betriebenen Thermischen Abfall-
behandlungsanlagen behandeln
jährlich eine Abfallmenge von
über 17 Millionen Tonnen. Sie
stellen damit die ordnungs-
gemäße und umweltgerechte Ent-
sorgung von rund zwei Drittel al-
ler jährlich anfallenden Sied-
lungsabfälle sicher und bilden das
Rückgrat der Siedlungsabfallent-
sorgung in Deutschland. Könnten
die thermischen Abfallbehand-
lungsanlagen nach der Novelle
der Abfallrahmenrichtlinie keine
Abfälle zur Verwertung mehr be-
handeln, sondern lediglich besei-
tigen, würde dies nach Auf-
fassung der Unterzeichner zu ei-
nem „Rückschritt bei der Ent-
wicklung hin zu einer nachhalti-
gen und umweltgerechten Abfall-
wirtschaft in Europa“ führen.

Drohender Verlust für
die Kommunen

So würden der Mehrzahl
der thermischen Abfallbehand-
lungsanlagen Verwertungsab-
fälle wegbrechen, da diese vor-
rangig in anderen Verwertungs-
anlagen wie insbesondere Sor-
tieranlagen oder Mitverbren-
nungsanlagen zu behandeln
wären. Diese Anlagen haben
grundsätzlich private Eigentü-
mer. Allein in Deutschland dro-
he den Kommunen auf diese
Weise der Verlust von rund 5
Mio. Tonnen Gewerbeabfällen,
was jährlichen Mindereinahmen
von mehr als 750 Mio. Euro
entsprechen würde. Infolge des-
sen wären die meisten thermi-
schen Abfallbehandlungsanla-
gen bei weitem nicht mehr aus-
gelastet und müssten bei großer
Unterauslastung zu deutlich er-
höhten Gebühren betrieben
werden. Die Abfälle zur Ver-
wertung würden stattdessen
über größere Distanzen, auch
grenzüberschreitend in Sortier-
anlagen oder Mitverbrennungs-
anlagen transportiert werden.
Scheinverwertungen würden
wieder zunehmen. Es entstün-
den grobe Wettbewerbsverzer-
rungen zu anderen Behand-
lungsanlagen, die nicht über
denselben Stand der Technik
(Umweltstandards) verfügen
wie thermische Abfallbehand-
lungsanlagen.

Thermische Abfallbehand-

lungsanlagen stünden in der Ab-
fallhierarchie auf derselben nied-
rigsten Hierarchiestufe der Be-
seitigung wie Deponien, wird in
dem Papier weiter vermerkt. Eu-
ropaweit würden kaum noch In-
vestitionen in thermische Ab-
fallbehandlungsanlagen getätigt.
Dies hätte EU-weit gesehen zur
Folge, dass die Ziele der Depo-
nierichtlinie nicht erreicht wer-
den würden. Um derartige rück-
schrittliche Entwicklungen zu
vermeiden, sprechen sich die
kommunalen Spitzenverbände
sowie VKS im VKU und ITAD
für den energetischen Verwerter-
status von thermischen Abfallbe-
handlungsanlagen aus.

Autarkie- und Näheprinzip

Die Steuerung von Abfall-
strömen pauschal an die Klassi-
fizierung einer Anlage zu knüp-
fen, führe zu widersprüchlichen
Einordnungen ein- und dersel-
ben Abfallbehandlung und laufe
dem Umweltschutzprinzip zu-
wider. Sachgerechter sei es des-
halb, das Autarkie- und Nähe-
prinzip als Steuerungskonzept
auch für Abfälle die thermisch
behandelt werden, anzuwenden.
Um den Umwelt- und Gesund-
heitsschutz sicherzustellen und
zugleich Scheinverwertungen
zu vermeiden, sollte - wie be-
reits in der Abfallverbringungs-
verordnung festgeschrieben -
auch in der Abfallrahmenrichtli-
nie eine gesetzliche Grundlage
verankert werden, damit die
sachgerechte Behandlung von
Siedlungsabfällen gewährleistet
ist. Zur Schaffung einer einheit-
lichen Abfallgesetzgebung sei
diese Regelung auch in der Ab-
fallrahmenrichtlinie zu treffen. 

Unklare Rechtssituation

Darüber hinaus wird darauf
hingewiesen, dass der Vor-
schlag der Europäischen Kom-
mission in Artikel 8 zu einer un-
klaren Rechtssituation führt.
Die von der Kommission ge-
wählte Formulierung könne da-
zu führen, dass jeder Bürger
sich selbst einen Abfallsammler
zur Verwertung oder Beseiti-
gung seiner Abfälle suchen
kann. Die in den Mitgliedstaa-
ten vorhandene kommunale
Verantwortung würde so ausge-

hebelt. Diese Gefahr ließe sich
auch durch das Autarkie- bzw.
Näheprinzip nicht ausschließen.
Letztlich wäre dann die Refi-
nanzierung der kommunalen In-
frastruktur nicht mehr zu ge-
währleisten.

Gravierende Konsequenzen

Eine auf diesem Weg herbei-
geführte „Liberalisierung“ der
kommunalen Abfallwirtschaft
wäre demzufolge mit gravieren-

Neujahrsempfang des bvse-Landesverbandes Bayern:

Ressourceneffizienz
ist das Ziel

Mehr als 60 Gäste konnte die bayerische bvse-Landesvorsitzen-
de Christiane Haensch beim Neujahrsempfang des bvse-Lan-
desverbandes Bayern im Münchner Hirschgarten begrüßen. Sie
freute sich darüber, dass auch der 2. Neujahrsempfang des bvse
einen so großen Zuspruch aus Politik, Verwaltung und Branche
gefunden habe und der Vizepräsident des bayerischen Lan-
desumweltamtes, Dr. Bernd Matthes, gekommen sei, um die
Neujahrsansprache zu halten. 

Christiane Haensch bedankte
sich in ihrem Rückblick auf
2006 sehr herzlich für die gute
und enge Zusammenarbeit mit
dem Bayerischen Umweltmini-
sterium. „Denn dies“, so die bv-
se-Landesvorsitzende, „ist von
sehr hohem Stellenwert für den
bvse und die mittelständischen
Unternehmen der Branche.“

In seinem Einstiegsreferat be-
tonte Dr. Thomas Probst von der
bvse-Bundesgeschäftsstelle,
dass sich Bayern durch Konti-
nuität in seiner Politik, die
selbstverständlich auch den
Wandel beinhaltet, auszeichnet
und sich so einen Spitzenplatz in
der Bundesrepublik Deutschland
erarbeitet hat.

Schwerpunkte

Als wichtige Schwerpunkte
des bvse bezeichnete Probst 
das Thema Ressourceneffizienz
durch den Einsatz von Sekundär-
rohstoffen. Er verdeutlichte in
seiner Rede, dass die hochwertige
Sammlung von Abfallmateriali-
en, insbesondere die Getrennthal-
tung der Materialien, die Voraus-
setzung für eine qualitative Auf-
bereitung zur Gewinnung von Se-
kundärrohstoffen ist. 

In diesem Zusammenhang
machte er deutlich, dass der bvse
die Herstellung qualitativ hoch-
wertiger Ersatzbrennstoffe unter-
stützt, da genügend Abfallmate-
rialien für diesen alternativen
Einsatz zur Verfügung stehen.
Nach seinen Worten ermögli-
chen hochwertige Ersatzbrenn-
stoffe vielen Industriebetrieben,
dass sie ihre Abhängigkeit von
Erdöl und Erdgas deutlich redu-
zieren können. Thomas Probst:
„Aber um es klar zu sagen, Er-
satzbrennstoffe ergänzen die
stoffliche Verwertung, sind aber
der stofflichen Verwertung bei
der Erfüllung von Quoten nicht
gleichgestellt.“

Garant für Wettbewerb

Als mindestens ebenso wich-
tig, bezeichnete der bvse-Vertre-
ter die strukturellen Umbrüche
im Entsorgungs- und Recycling-
markt. In Bayern sei die Welt in
dieser Hinsicht zwar noch in
Ordnung, aber er betonte, dass
ausschließlich der gesunde Mit-
telstand den Wettbewerb in Ent-
sorgung und Recycling garan-
tiert. Die Firmenübernahmen
von großen Entsorgern, die nun
auch noch in erheblichem Maß
den Mittelstand aufkaufen, se-
hen wir daher mit großer Sorge,
erklärte Probst. 

In diesem Zusammenhang
warnte er auch vor Rekommuna-
lisierungstendenzen. In Bayern
hätten die Entsorger vor Ort meist
ein gutes Verhältnis zur Kommu-
ne. Er betonte, dass die Kommu-
nen im Rahmen der Daseinsvor-
sorge ihre unbestrittenen Kompe-
tenzen und vielfältige Aufgaben
hätten. Der bvse erteile aber der
Ausweitung der kommunalen
Betätigung in den Bereich der
Gewebeabfallentsorgung oder bei
der Entsorgung von Verkaufsver-
packungen eine klare Absage.

Bayern durch Reformen
stark machen

Der Hauptredner des Abends,
der Vizepräsident des Bayeri-
schen Landesamtes für Umwelt,
Herr Dr. Bernd Matthes, machte

deutlich, dass Bayern hart daran
arbeite durch wichtige Reformen
die Stellung des Freistaates zu
stärken. Als wesentliche Re-
formziele nannte er die Senkung
der Staatsquote und eine Stär-
kung der Eigenverantwortung al-
ler gesellschaftlichen Gruppen.
So sollen bis 2015 20% des
staatlichen Personals außer in
Wissenschaft, Lehre, Bildung
und Polizei abgebaut werden.
Auch das Landesumweltamt sei
hiervon stark betroffen. Der
Standort Augsburg werde als
Zentrale auf ca. 450 Stellen ge-
stärkt, Hof werde auf etwa 300
Stellen neu aufgebaut, in Mün-
chen fünf Dienstorte abgebaut.
Die Umstrukturierungen allein
in diesem Bereich werden mit ei-
nem Stellenabbau von 1070 auf
860 Stellen verbunden sein.

Musterbeispiel für gute
Zusammenarbeit 

Als Musterbeispiel für eine
gute Zusammenarbeit zwischen
Staat, Kommunen und freier
Wirtschaft bezeichnete Matthes
die Gründung der GSB Sonder-
abfallentsorgung Bayern. Viele
Erzeuger von Sonderabfällen
wären nach dem Verursacher-
prinzip nicht in der Lage, ihre
Abfälle ordnungsgemäß und zu
vertretbaren Kosten umweltver-
träglich zu entsorgen. Die ge-
meinsame Gründung der GSB
bot und bietet bis heute die
Chance hierfür in einer moder-
nen Entsorgungsanlage. 

Mittelstand hat viel geleistet

Dr. Matthes rief auch in Erin-
nerung, dass Bayern bereits
1987 das integrierte Abfallwirt-
schaftskonzept entwickelte. Da-
mit setzte man auf diversifizierte
und intelligentere Lösungen. So
wurde die Verwertung von
Grüngut, Papier, Pappe, Kunst-
stoffe, Metalle und Glas fester
Bestandteil der Abfallwirtschaft.
Zudem wurden Hol- und Bring-
systeme für Wertstoffe errichtet,
über ganz Bayern hinweg ent-
standen Wertstoffhöfe und Con-
tainerinseln. Das alles hatte aber
nur Sinn, wenn die gesammelten
Stoffe auch einer Vermarktung
zugeführt wurden. Hier bot sich
für viele mittelständische Unter-
nehmen eine große Chance.
„Diese wurde nicht nur wahrge-
nommen, sondern auf vielfältig-
ste Weise ausgebaut, eine
großartige Leistung der privaten
Unternehmen.“

Bekenntnis zur
getrennten Sammlung

Der Vizepräsident des Lan-
desumweltamtes machte auch
deutlich, dass Bayern seine Hau-
saufgaben bezüglich der vorhan-
denen Verbrennungskapazität
von rund drei Mio. Tonnen pro
Jahr gemacht habe. Er betonte,
dass diese Kapazität ausreichend
sei, wenn im Bereich des Gewer-
bemülls die Abfälle einer ver-
stärkten stofflichen Verwertung
zugeführt werden. Dr. Matthes
führte aus, dass für die stoffliche
Verwertung eine sortenreine
möglichst saubere Ware notwen-
dig sei. Dies sei nur mit getrenn-
ter Sammlung möglich. Eine
mechanische Sortierung sei hin-
gegen nur bei Vermischung von
wenigen verwertbaren Stoffen
zielführend.

Menschen und Müll in
Bayern und Brasilien

Foto-Ausstellung zum Umgang mit Müll im
Augsburger Landesamt 

Die kurzen Texte sind auf Weißblechdosen geklebt, dreißig
Schwarzweiß-Fotos geben einen ungewohnten Blick hinter
die Kulissen: die Foto-Ausstellung „Menschen und Müll“ ist
vor kurzem im Landesamt für Umwelt (LfU) in Augsburg
eröffnet worden.

Fotografen aus Bayern und
aus Brasilien haben eingefan-
gen, wie in den beiden Ländern
mit dem Müll umgegangen
wird. Die internationale Aus-
stellung ist Teil eines Partner-
schaftsprojektes zwischen dem
beruflichen Fortbildungszen-
trum der Bayerischen Wirt-
schaft (bfz) und einem brasilia-
nischen Fachverband beraten-
der Ingenieurfirmen. Das LfU
ist Partner des Projekts und hat-
te bereits mehrmals Abfall-
Fachleute aus Brasilien im Rah-
men des Fachaustauschs zu
Gast. 

Wachstum verstärkt
Umweltprobleme

Brasilien gehört zu den am
höchsten industrialisierten Län-
dern Südamerikas. Das wirt-
schaftliche Wachstum verstärkt
jedoch auch die Umweltproble-
me. Großstädte wie das nord-
brasilianische Recife im Bun-
desstaat Pernambuco stehen
deshalb vor dem Problem wach-
sender Müllberge. Weil es keine
geordnete Müllsammlung gibt,
wird der Müll oft in Pla-
stiksäcken einfach vor die Hau-
stür gestellt - Grundlage für die
Müllsammler, die auf den
Straßen oder auf den Müllhal-
den leben, den Müll nach Wert-
stoffen durchsuchen und an die
Zwischenhändler verkaufen. 

Schattenwirtschaft
der Müllsammler

Schätzungen zufolge leben

200.000 bis 400.000 Brasilianer
von dem, was sie im Müll fin-
den. Ein System, mit dem Bra-
siliens Wirtschaft bislang gut
fährt, sichert doch das mühsame
Geschäft mit dem Müll nicht
nur das Überleben der Müll-
sammler: Weil den Sammlern
kaum etwas entgeht, ist Brasili-
en bei vielen Abfällen Recyc-
ling-Weltmeister, zum Beispiel
bei Getränkedosen aus Alumini-
um. Die Schattenwirtschaft der
sozial wenig anerkannten Müll-
sammler nimmt damit den
Kommunen einen großen Teil
der Sortierung ab und verringert
zugleich die Müllberge. Zuneh-
mend setzen die Kommunen
deshalb inzwischen auf die
Müllsammler als Partner und
stärken die Sammlerkoorpera-
tionen und Genossenschaften.
Die Reststoffe landen dann frei-
lich noch oft genug auf wilden
Müllkippen - eine Situation, wie
sie vor 40 Jahren auch in
Deutschland noch häufig war.

Bayerische Abfallbilanz

Heute gibt es in Bayern mehr
als 1700 Wertstoffhöfe, die Ver-
wertungsquote beim Hausmüll
liegt bei über 71 Prozent. Die
Restabfälle werden zu fast 95
Prozent in einer der 16 hochmo-
dernen Müllverbrennungsanla-
gen verbrannt und die daraus
gewonnene Energie verwertet.
Pro Einwohner und Jahr fallen
nach der neuesten bayerischen
Abfallbilanz des LfU rund 500
Kilogramm Abfälle an, insge-
samt sechseinhalb Millionen
Tonnen. 

Hilfestellung beim
Aufbau der Strukturen

Bayerns Umweltfachleute
und Abfallspezialisten unter-
stützen den Technologietransfer
in der Entwicklungszusammen-
arbeit in dem sechsjährigen
Partnerschaftsprojekt des bfz
mit dem brasilianischen Berufs-
verband beratender Ingenieure
und Architekten und helfen
beim Aufbau der Strukturen für
eine geordnete und umweltver-
trägliche Abfallwirtschaft. Das
LfU ist daran beteiligt und hatte
bereits mehrmals Gäste aus
Brasilien zum Informationsaus-
tausch, außerdem auch eigene
Fachleute in das neu gegründete
Weiterbildungszentrum für In-
genieure nach Brasilien ent-
sandt.

Die Ausstellung „Menschen
und Müll“ kann am Landesamt
für Umwelt in Augsburg-Haun-
stetten im Foyer noch bis Ende
März besichtigt werden, der
Eintritt ist frei.
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akademika 20.06.–21.06.

Altenpflege+ProPflege 20.03.–22.03.

Bayerischer Sicherheitstag 20.06.–21.06.

Berufsbildung 10.12.–13.12.

BioFach° 15.02.–18.02.

BRAU Beviale 14.11.–16.11.

ConSozial 07.11.–08.11.

CRM-expo 07.11.–08.11.

ELTEC 20.06.–22.06.

e_procure & supply 25.04.–27.04.

embedded world 13.02.–15.02.

EUROPEAN COATINGS

SHOW 08.05.–10.05.

FachPack 25.09.–27.09.

HOGA 14.01.–17.01.

IENA 01.11.–04.11.

Internationaler Hörgeräte-

Akustiker-Kongress 17.10.–19.10.

ISGATEC 27.03.–29.03.

IWA & OutdoorClassics° 09.03.–12.03.

Kommunale 10.10.–11.10.

Kongress der Deutschen

Ophthalmochirurgen 17.05.–20.05.

LogIntern 25.09.–27.09.

Mailingtage 13.06.–14.06.

PARTEC 27.03.–29.03.

PCIM 22.05.–24.05.

POWTECH 27.03.–29.03.

SENSOR+TEST

DIE MESSTECHNIK-MESSE 22.05.–24.05.

SMT/HYBRID/PACKAGING 24.04.–26.04.

Spielwarenmesse

International Toy Fair

Nürnberg° 01.02.–06.02.

SPS/IPC/DRIVES 27.11.–29.11.

Stone+tec 06.06.–09.06.

TechnoPharm 27.03.–29.03.

Vivaness° 15.02.–18.02.

Werkstätten:Messe 22.02.–25.02.

Auszug; alle Angaben ohne Gewähr, Änderungen vorbehalten

° Nur für Facheinkäufer mit Legitimation

EUREGIO EGRENSIS-Geschäftsbericht:

Gestärkte Position
„Ohne Übertreibung kann man sagen: Die EUREGIO
EGRENSIS setzt seit ihrem Bestehen durch ihre umfassende
praktische Tätigkeit immer wieder neue Akzente in der grenz-
überschreitenden Zusammenarbeit“, betonte die Präsidentin
der EUREGIO EGRENSIS Arbeitsgemeinschaft Bayern e.V.,
Marktredwitz´ Oberbürgermeisterin Dr. Birgit Seelbinder bei
der Vorlage des Geschäftsberichts für die Jahre 2005 und 2006.

Der Bericht ist zugleich eine
interessante Einstiegslektüre in
die Thematik der deutsch-tsche-
chischen Zusammenarbeit. Er
informiert über die Entstehung,
die Struktur und die konkre-
ten Projekte der EUREGIO
EGRENSIS ebenso wie über
die wichtigsten Veranstaltungen
der vergangenen zwei Jahre so-
wie über die Fördermöglichkei-
ten für grenzüberschreitende
Maßnahmen aus europäischen
Finanzmitteln. 

Kompetenznetzwerk

Das intensive Projektmanage-
ment der EUREGIO EGREN-
SIS ist Seelbinder zufolge „ein
wichtiger Baustein bei der Be-
wusstseinsbildung und Iden-
titätsfindung in der Grenzregi-
on“. Das regionalpolitische En-
gagement - als Beispiel sei nur
die Mitgestaltung der EU-Ge-
meinschaftsinitiative INTER-
REG genannt - habe die Positi-
on der EUREGIO EGRENSIS
als Kompetenznetzwerk und als
Forum in grenzüberschreiten-
den Fragen gegenüber den Bür-
gern in der Grenzregion, aber
auch gegenüber der Verwaltung,
den Verbänden und der Wirt-
schaft in den vergangenen Jah-
ren erheblich gestärkt. 

Zahlreiche Anfragen beleg-
ten, dass der Euregio umfassen-
de grenzüberschreitende Kom-
petenz zugestanden wird. Diese
positive Entwicklung äußere
sich auch in der internen Gre-
mienarbeit: So sei Ende 2005
ein gemeinsamer bayerisch-
tschechischer Ausschuss gebil-
det worden, der über die Verga-
be von EU-Mitteln für Klein-
projekte entscheidet.

„Offenheit und Transparenz
sind Eigenschaften, die die Ar-

beit zwischen den drei Euregio-
Arbeitsgemeinschaften bestim-
men und im Gemeinsamen Prä-
sidium das Klima wohltuend
prägen“, stellte Birgit Seelbin-
der fest. Dies habe u. a. dazu ge-
führt, dass sich die EUREGIO
EGRENSIS im Gemeinsamen
Präsidium drei neue themati-
sche Schwerpunkte gegeben
hat, die auch mit den jeweiligen
regionalen Präsidien abge-
stimmt sind: Verkehr und Gren-
zübergänge (Federführung AG
Sachsen/Thüringen), Kur- und
Bädertourismus (Federführung
AG Böhmen) und Sprachoffen-
sive (AG Bayern). 

Neu daran ist, dass jede Ar-
beitsgemeinschaft die Feder-
führung für die gesamte Eure-
gio übernimmt und nicht nur für
die jeweils eigene Teilregion.
Neu daran ist aber vor allem
auch die „Sprachoffensive“:
Ausgehend von einem ausgear-
beiteten Konzept soll mittel- bis
langfristig die Sprachkompe-
tenz in der Grenzregion gestei-
gert werden.

Handlungsbedarf

Fakt ist, dass die Tschechisch-
Kenntnisse auf deutscher Seite
nach wie vor sehr gering sind.
Hier besteht der größte Hand-
lungsbedarf. Aber auch auf
tschechischer Seite geht die
Zahl der Schüler, die Deutsch
lernen, drastisch zurück. Als
Referenzbeispiel dient das Land
Niederösterreich: Hier ist es
eindrucksvoll gelungen, eine
Sprachenoffensive mit den drei
Nachbarsprachen Tschechisch,
Slowakisch und Ungarisch auf
den Weg zu bringen. Die EU-
REGIO EGRENSIS hat erste
Kontakte zu Verantwortlichen
in Niederösterreich aufgebaut,

um von den dortigen Erfahrun-
gen zu profitieren.

Sprachenoffensive

Folgende Maßnahmen wur-
den in den vergangenen beiden
Jahren bereits durchgeführt:

Auftakt zu einer intensiveren
Zusammenarbeit mit den Volks-
hochschulen im Euregio-Gebiet
und deren Tschechisch-Dozen-
ten mit drei Workshops

Erweiterung der bereits be-
stehenden Internet-Datenbank
„LinguaPorta“ auf die EURE-

tausch und eine schrittweise In-
tensivierung der Kontakte zwi-
schen Behörden, Ämtern und
öffentlichen Stellen im Projekt-
gebiet zu fördern. Aufgeteilt in
sieben Schwerpunkt-Themen-
bereiche trafen sich Behörden-
vertreter und Verwaltungsex-
perten zu Workshops und Fach-
veranstaltungen in den drei
Teilregionen. Die EUREGIO
EGRENSIS war im Rahmen
des CLARA-Projekts verant-
wortlich für den Themenbereich
„Jugend, Bildung, Kultur“ und
hat dazu 2005 und 2006 mehre-
re Fachveranstaltungen an ver-
schiedenen Standorten in Bay-
ern, Sachsen und Tschechien
durchgeführt.

Grenzenlose Gartenschau

Deutlich spürbar beschäftigt
und möglicherweise auch verän-
dert hat die Euregio sowohl als
Region wie auch als Organisati-
on die Grenzenlose Gartenschau
Marktredwitz - Cheb/Eger 2006.
Dieses Großereignis rückte die
Region für vier Monate in den
Mittelpunkt des öffentlichen In-
teresses, nicht allein wegen der
Gartenschau an sich, sondern
vor allem auch wegen des ein-
zigartigen grenzüberschreiten-
den Konzeptes. 

Rückblickend ist laut Ge-
schäftsbericht festzustellen, „dass
dieses Konzept in vielerlei Hin-
sicht voll aufgegangen ist“. Ins-
besondere konnten die Kontakte
zwischen den Städten Marktred-
witz und Cheb/Eger, aber auch
in der gesamten nordostbayeri-
schen und nordwestböhmischen
Grenzregion, sogar bis hinein
nach Sachsen und Thüringen,
intensiviert und ausgebaut wer-
den. Damit waren auch die um-
fangreichen europäischen För-
dermittel aus dem INTERREG-
Programm ohne Zweifel richtig
angelegt. Im Zuge der Garten-
schau wurde mit dem „Wallen-
stein-Radweg“ - ebenfalls mit
INTERREG-Förderung - ein
grenz- und gemeindeüber-
schreitender Radweg zur Ver-
bindung der beiden Städte reali-
siert. 

Musterbeispiel

Wie im Geschäftsbericht ab-
schließend vermerkt wird, „ist
die Gartenschau 2006 ein be-
sonderes Zeichen für die voran-
geschrittene Qualität der bilate-
ralen Beziehungen und wird si-
cherlich als Musterbeispiel für
nachhaltige grenzüberschreiten-
den Regionalentwicklung in Er-
innerung bleiben“. DK

Dr. Birgit Seelbinder.

GIO EGRENSIS Arbeitsge-
meinschaft Bayern

politische Vorstöße gegenü-
ber der Staatsregierung und Ab-
geordneten mit Blick auf ei-
ne stärkere Unterstützung des
Tschechischen an den Schulen

Entwicklung eines Konzep-
tes zur Durchführung von
Sprachanimationen an Schulen

Durchführung eines Spra-
chenfestes in Oelsnitz/Vogtland
am Europäischen Tag der Spra-
che 2006

Einführung der „Sprachani-
mation“ beim Jugendsommerla-
ger 2006

Intensivierung der Berichter-
stattung über das Thema Spra-
che in den Medien.

Projektpartner EUREGIO

Projekte, bei denen die EU-
REGIO EGRENSIS als Pro-
jektpartner beteiligt war, waren
in den vergangenen beiden Jah-
ren das Stipendienprogramm
für tschechische Studierende an
bayerischen Hochschulen sowie
die Behördenkooperation CLA-
RA@eu. Ziel dieses Projektes
war es, den Erfahrungsaus-

Abfallwirtschaft:

Gebrauchtmöbel mit
Qualitätssiegel 

LfU-Fachtagung: Gemeinsamer Dachverband karitativ-
gemeinnütziger Organisationen in Planung

Jährlich wandern in Bayern noch über 50.000 Tonnen gut er-
haltener Gebrauchtmöbel in den Sperrmüll. Hier tun sich für
gemeinnützige Organisationen noch große Betätigungsfelder
auf, damit diese Möbel weitervermittelt und so erneut verwen-
det werden können. Das ist das Ergebnis eines Pilotprojekts
des Bayerischen Landesamtes für Umwelt und der Universität
Augsburg, die den Weg der Gebrauchtmöbel genauer unter die
Lupe genommen haben. Die Ergebnisse wurden jetzt bei einer
Fachtagung des LfU in Augsburg vorgestellt. 

Eine praktische Konsequenz
der Studie: Erstmals in Bayern
planen die karitativ-gemeinnüt-
zigen Organisationen (KGO) im
Augsburger Raum nun die Ein-
richtung eines Dachverbandes
zur besseren Vermarktung von
Gebrauchtwaren. Ein gemeinsa-
mes Qualitätssiegel soll den
Kunden und denen, die ihr Mö-
belstück möglichst als Spende
abgeben möchten, mehr Sicher-
heit geben. LfU-Vizepräsident
Bernd Matthes: „Ein wichtiger
Schritt hin zu einer verstärkten
Wiederverwendung. Vermei-
dung und Verwertung müssen
Vorrang haben vor der Behand-
lung von Abfällen auf dem Weg
zur Beseitigung - das gilt auch
für Gebrauchtmobiliar.“ 

„Ex-und-Hopp“

Im Schnitt nach 15 Jahren
wandert der Wohnzimmer-
schrank oder das Küchenbüffet
als Altmöbel auf den Sperrmüll.

Dabei sind noch mindestens sie-
ben Prozent dieser Altmöbel gut
erhalten. Noch immer aber ran-
giert „Ex-und-Hopp“ deutlich
vor „Secondhand“: Nur etwa
die Hälfte der zur Wiederver-
wendung geeigneten Möbel fin-
den damit den Weg in eine neue
Wohnung.

Neuer Dachverband

Die Augsburger Fachleute
vom Lehrstuhl für Betriebswirt-
schaftslehre, Produktions- und
Umweltmanagement haben im
Pilotprojekt in sechs Land-
kreisen und zwei kreisfreien
Großstädten die Wege genauer
durchleuchtet und detaillierte
Verbesserungsvorschläge ge-
macht. Im Augsburger Raum
wollen die vier dort mit Altmö-
beln handelnden gemeinnützi-
gen Organisationen die Emp-
fehlungen aufgreifen und künf-
tig enger zusammenarbeiten:
Ein neuer Dachverband mit ei-

genem Prüfsiegel soll sicher-
stellen, dass die Qualität stimmt
- von der zuverlässigen Abho-
lung der Altmöbel über den
Aufbau und die Ausstellung im
Laden bis zum Verkauf oder
der Anlieferung. Mit den Ge-
brauchtmobiliarprojekten kön-
nen die gemeinnützigen Orga-
nisationen Langzeitarbeitslose
oder ehemalige Drogenabhängi-
ge beschäftigen und sie wieder
an ein geregeltes Leben gewöh-
nen. Auch neue Ausbildungs-
plätze stehen auf der Haben-
Seite. Und so mancher Hand-
werker findet beim Aufmöbeln
der Gebrauchtmöbel eine Per-
spektive für die Zeit im Ruhe-
stand. Die nordrhein-westfäli-
sche Stadt Hagen macht es vor:
Dort werden rund zwölf Prozent
der Altmöbel wiederverwendet,
die guten alten Stücke können
im Sozialkaufhaus „Möbel &
Mehr“ gekauft werden.

Die Teilnehmer

Das bayerische Umweltmini-
sterium hat das Pilotprojekt des
LfU mit rund 65.000 Euro ge-
fördert. Beteiligt waren der
oberbayerische Landkreis Gar-
misch-Partenkirchen, die schwä-
bischen Landkreise Aichach-
Friedberg und Augsburg sowie
die Stadt Augsburg, Stadt und

Landkreis Würzburg, der Land-
kreis Haßberge in Unterfranken
sowie der oberfränkische Land-
kreis Forchheim. An der Fachta-
gung „Nachhaltigkeitsstrategien
im Gebrauchtmöbelsektor“ nah-
men am LfU in Augsburg um
die 100 Fachleute aus Kommu-
nen und mehr als 40 karitativ-
gemeinnützigen Organisationen
teil.

Bayern baut weiter auf
Umweltbildung

Qualitätssiegel für mittlerweile 72 Einrichtungen

Bayern baut seine außerschulische Umweltbildungsarbeit wei-
ter aus. Dies betonte Umweltstaatssekretär Otmar Bernhard in
Würzburg bei der Auszeichnung von 31 weiteren Umweltbil-
dungs-Einrichtungen; im April wurde das Qualitätssiegel
„Umweltbildung.Bayern“ bereits an die ersten 41 Markenträ-
ger vergeben. 

Bernhard: „Die Bündelung und
Vernetzung der Umweltbildung
in Bayern kommt mit großen
Schritten voran. Das vereinte und
organisierte Auftreten von mitt-
lerweile 72 bayerischen Umwelt-
bildungseinrichtungen ist der bes-
te Garant dafür, Gehör zu finden.
So lassen sich immer mehr Bür-
ger für einen verantwortungsvol-
len Umgang mit der Natur und
den natürlichen Lebensgrundla-
gen begeistern.“ 

Die Umweltbildung hat dem
Staatssekretär zufolge einen un-
vermindert hohen Stellenwert in
Bayern. Das Förderprogramm
Umweltstationen soll daher im
Haushalt 2007/2008, vorbehalt-
lich der Zustimmung des Parla-
ments, um 100.000 Euro auf ins-
gesamt nahezu 1,5 Millionen Eu-

ro erhöht werden. Zudem sollen
aus dem Bayerischen Umwelt-
fonds weitere Umweltbildungs-
maßnahmen finanziert werden. 

Die Marketing-Initiative „Um-
weltbildung.Bayern’’ ist so er-
folgreich, dass sie vom Deut-
schen Nationalkomitee der UN-
Dekade „Bildung für nachhaltige
Entwicklung“ mit der Aufnahme
in den Nationalen Aktionsplan
gewürdigt wurde. Die Marke ist
nach den Worten Bernhards
gleichsam Qualitätssiegel und
Wiedererkennungszeichen. Die
Initiative wird gemeinsam ge-
tragen von Umweltministeri-
um, Forstministerium, Arbeits-
gemeinschaft Natur und Um-
weltbildung, Bund Naturschutz,
Landesbund für Vogelschutz und
Plankstettener Kreis.

Bezirk Schwaben:

Senkung der
Bezirksumlage 

In seiner jüngsten Sitzung ver-
abschiedete der Bezirk Schwaben
seinen Haushalt für das Jahr
2007. Die schwäbischen Bezirks-
räte beschlossen eine Senkung
der Bezirksumlage um 2,4 Punk-
te. Der Umlagesatz liegt damit
bei 21,4 Prozent. Knapp 266,4
Millionen Euro fließen dem Be-
zirk dadurch zur Bewältigung sei-
ner Aufgaben zu, die hauptsäch-
lich im sozialen Bereich liegen.
Darüber hinaus kommen vom
Freistaat 85,4 Millionen Euro in
den schwäbischen Bezirkshaus-
halt. Der Verwaltungs- und Ver-
mögenshaushalt des Bezirks wur-
de einstimmig mit einem Volu-
men von rund 472 Millionen Eu-
ro verabschiedet.
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47 Bürgermeisterjahre
Anläßlich des 65. Geburtstags von Pretzfelds Altbürgermeister
Walter Zeißler trafen sich sein Vorgänger und sein Nachfolger
im Amt gemeinsam mit dem Forchheimer Landrat Reinhardt
Glauber. Gemeinsam verkörpern die vier insgesamt 47 Bürger-
meisterjahre: Unser Bild zeigt (v. l.): Bürgermeister Erhard
Müller (fünf Jahre), Nachfolger im Amt; JubilarAltbürgermeis-
ter Walter Zeißler (18 Jahre), Landrat Reinhardt Glauber (sechs
Jahre Bg. von Pinzberg) sowie den Amtsvorgänger von Bgm.
Zeißler, Altbürgermeister Franz Och (ebenfalls 18 Jahre).

Bild: Eberhard Och

Niederbayerisches Stiftungsforum:

Aktive Bürgergesellschaft lebt
Station für Projekt „Stifterland Bayern“ in Passau geplant

„Allein 50 der in Niederbayern bestehenden 158 Stiftungen wur-
den seit dem Jahr 2000 errichtet und staatlich anerkannt, neun
davon im Jahr 2006“, freute sich Abteilungsdirektor Dr. Werner
Funk, der in der Regierung von Niederbayern zuständige Be-
reichsleiter für die Stiftungsaufsicht und -anerkennung. Rund
70 Stifter und Stiftungsvorstände der niederbayerischen Stif-
tungen und weitere interessierte Gäste hatten die Einladung der
Regierung zu einem Erfahrungsaustausch wahrgenommen. 

Die Veranstaltung machte
deutlich, dass Stiftungen ein zu-
nehmend bedeutsames Element
der aktiven Bürgergesellschaft
sind. Jährlich werden nach
Funks Worten erhebliche Beträ-
ge aus der laufend wachsenden
Zahl gemeinnütziger Stiftungen
für wichtige gesellschaftliche
Anliegen bereitgestellt. Der Di-
rektor stellte den Wert des Stif-
tens und der Stiftungsarbeit her-
aus und dankte den Stiftern und
Verantwortlichen der Stiftungen
für ihr ermutigendes, Beispiel
gebendes Engagement.

Informationen 
aus erster Hand

Im Mittelpunkt standen das
gegenseitige Kennenlernen und
die Gelegenheit, aus erster

Hand etwas über die Arbeit an-
derer Stiftungen zu erfahren.
Der Erfahrungsbericht von
Bernhard Knappe, Vorstand der
größten in Niederbayern ansäs-
sigen, seit 1974 bestehenden
Wilhelm-Sander-Stiftung (Neu-
stadt a. d. Donau), bot dazu
reichlich Gesprächsstoff. Mit
einem Stiftungskapital von rund
300 Mio. Euro gehört diese zu
den 15 größten Stiftungen in
Deutschland und nimmt mit ih-
rer Unterstützung von For-
schungsprojekten der Human-
medizin mit dem Schwerpunkt
Krebsforschung einen führen-
den Rang in der medizinischen
Wissenschaftsförderung in
Deutschland ein.

Neuigkeiten gab es auch vom
Bundesverband Deutscher Stif-
tungen in Berlin, der sich als

„übergreifendes Dach für das
gemeinnützige deutsche Stif-
tungswesen“ versteht. Projekt-
leiterin Kathrin Succow stellte
das Ausstellungs- und Veran-
staltungsprojekt „Stifterland
Bayern“ des Bundesverbandes
vor, das im Oktober 2007 in
München anlaufen soll. Eine
Station in Niederbayern ist En-
de 2008 in Passau vorgesehen.

Wanderausstellung

Von den bundesweit etwa
13.000 rechtsfähigen Stiftungen
haben rund 2.700 ihren Sitz im
Freistaat Bayern, der damit das
„Deutsche Stifterland Nr.1“ ist.
Das Projekt soll insbesondere
mit einer umfangreichen Wan-
derausstellung breitenwirksam
über die reiche Stiftungsland-
schaft Bayerns informieren, den
Stiftungsgedanken noch stärker
in der Öffentlichkeit verbreiten,
die Leistungen der Stiftungen
darstellen und zum Stiften oder
Zustiften, aber auch zum Spen-
den und zur ehrenamtlichen
Mitarbeit anregen. DK

Modelllandkreis
Cham 

Aufgrund seiner „über-
durchschnittlichen Entwick-
lung und auf Grundlage stati-
stischer Auswertungen“ wur-
de der Landkreis Cham für ei-
ne Studie zu „Erfolgsbedin-
gungen von Wachstumsmoto-
ren außerhalb der Metropo-
len“ als Modelllandkreis aus-
gewählt. Dabei sollen die Er-
folgsbedingungen, die für die-
se Entwicklung eine Rolle ge-
spielt haben, genauer analy-
siert und bewertet werden.
Ziel des vom Bundesministe-
rium für Verkehr, Bau und
Stadtentwicklung in Auftrag
gegebenen Projekts ist die
Analyse von Erfolgsfaktoren
und Wachstumsbedingungen
einer positiven Entwicklung
in ausgewählten Landkreisen.
Neben dem Landkreis Cham
nehmen der Landkreis Ems-
land (Niedersachsen), der Oh-
rekreis (Sachsen-Anhalt) so-
wie der Bodenseekreis (Ba-
den-Württemberg) an der em-
pirischen Untersuchung teil.
Landrat Theo Zellner freut
sich, dass sein Landkreis ei-
nen Beitrag zu dieser Studie
leisten darf.

Bürgermeisterwahl
in Neustadt

Bei der Oberbürgermei-
sterwahl in Neustadt bei Co-
burg ist Amtsinhaber Frank
Rebhan (SPD) in seinem
Amt bestätigt worden. Für
den 47 Jahre alten Rebhan,
der bereits seit 1995 an der
Spitze der rund 16.000 Ein-
wohner zählenden Stadt an
der bayerisch-thüringischen
Landesgrenze steht, votier-
ten 67,9 Prozent der Wähler.
Für die Stadt- und Bezirks-
rätin Elke Protzmann von
der CSU gaben 29,4 Pro-
zent, für Martin Hein von
den Grünen 2,7 Prozent ihre
Stimme ab. DK

Die Azubis für Herbst stehen schon fest:

Landkreis setzt auf
Ausbildung

Langfristig angelegtes Personalkonzept 
des Landrats trägt Früchte

Der Personalausschuss des Landkreises Lichtenfels hat unter
Vorsitz von Landrat Reinhard Leutner drei Auszubildende ein-
gestellt, die am 1. September 2007 ihren Dienst antreten. Die
Auswahl erfolgte nach einem umfangreichen Auswahlverfahren
unter 139 Bewerberinnen und Bewerbern.

„Gerade der öffentliche Dienst
muss Vorbild sein, wenn es dar-
um geht, jungen Menschen eine
solide und umfassende Ausbil-
dung zu ermöglichen“, so Land-
rat Reinhard Leutner. Der Land-
kreis Lichtenfels bildet seit Jah-
ren erfolgreich seinen eigenen
Nachwuchsbedarf selbst aus.
Auch im vergangenen Jahr wur-
den Auszubildende für den
Kreisbauhof und die Verwaltung
eingestellt. Die Ausbildung von
qualifizierten und leistungsorien-
tierten jungen Menschen wird in
den kommenden Jahren noch an
Bedeutung gewinnen, da dann
die geburtenschwachen Jahrgän-
ge auf den Arbeits- und Ausbil-
dungsmarkt voll durchschlagen
werden. 

Kontinuierliche 
Personaleinsparungen

Im Rahmen der Personalaus-
schusssitzung wurde deshalb
auch die langfristige Personal-
entwicklung im Landratsamt
Lichtenfels behandelt. Sehr er-
freut ist Landrat Reinhard Leut-
ner über die Tatsache, dass in
den vergangenen Jahren konti-
nuierlich Personaleinsparungen
realisiert wurden, obwohl auf
das Landratsamt Lichtenfels er-
hebliche Aufgabenmehrungen
zugekommen sind, u. a. die 
Heimaufsicht, Grundsicherungs-
gesetz, Betreuungsrecht sowie
zusätzliche Aufgaben im sozia-
len Bereich. Die Bruttopersonal-
kosten des Landkreises im Jahre
2006 bewegen sich mit 7,19
Mio. Euro nahezu in der glei-
chen Größenordnung wie im

Jahr 2000 und lagen auch im
Jahr 1996 knapp unter 7 Mio.
Euro. Das bedeutet eine deutli-
che Effizienzsteigerung in den
zurückliegenden 10 Jahren. Die-
se erfreuliche Entwicklung ist
auch bedeutsam für die ange-
strebte Senkung der Kreisumla-
ge, weil die Personalkosten ne-
ben der Bezirkumlage den zweit-
größten Ausgabeposten im
Kreishaushalt darstellen.

Arbeitsabläufe mit 
modernem 
EDV-Einsatz optimiert

Besonders hob Landrat Rein-
hard Leutner hervor, dass die ge-
troffenen personellen Maßnah-
men der vergangenen Jahre sozi-
alverträglich abgewickelt wur-
den. Sehr frühzeitig wurde auf
die Altersfluktuation reagiert und
alle Entscheidungen wurden mit
den betroffenen Bediensteten
und dem Personalrat abge-
stimmt. Beim Ausscheiden von
Mitarbeitern wurden nicht alle
Stellen wieder besetzt, sondern
Arbeitsabläufe mit modernem
EDV-Einsatz optimiert und Syn-
ergieeffekte genutzt. 

Niedrige Personalquote

Im Ergebnis kann der Land-
kreis Lichtenfels heute eine der
niedrigsten Personalquoten in
Oberfranken vorweisen. Dies zu
erreichen, ist für ein kleineres
Landratsamt wie Lichtenfels
deutlich schwieriger, als für
größere Ämter, weil das gesamte
Leistungsspektrum eines Land-
ratsamtes vom Bauamt über die
Kfz-Zulassungsstelle bis zum
Umweltzentrum, dem Kreisju-
gendamt, der Gesundheits- und
Veterinärabteilung in gleicher
Weise vorgehalten werden muss.

Qualität eines modernen
Dienstleistungsbetriebs

„Wir stehen vor großen Her-
ausforderungen,“ so der Landrat
„weil natürlich die Qualität des
modernen Dienstleistungsbe-
triebs Landratsamt Lichtenfels
nicht leiden darf.“ Der Landrat
ist stolz darauf, dass auch die
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
seiner Verwaltung die Zeichen
der Zeit erkannt haben und diese
Veränderungsprozesse mittra-
gen. Nur so war es möglich, die-
se langfristig angelegte Personal-
strategie umzusetzen. 

„Eltern-Check“-Seminare der Kommunalen Jugendarbeit:

Abschalten und Kräfte sammeln 
für erzieherische Aufgaben 

Landkreis Schweinfurt. Spaß und Freude an
der Erziehung sowie Information und Aus-
tausch stehen im Mittelpunkt bei den „El-
tern-Check“-Seminaren der Kommunalen
Jugendarbeit des Landkreises Schweinfurt.
Diese Tagesseminare sind im Erzieherischen
Kinder- und Jugendschutz fest etabliert und
finden einmal im Jahr statt.  

In entspannter Atmosphäre können sich die
Teilnehmer bei den Seminaren austauschen, vie-
le praktische Anregungen und Ideen zu immer
wieder stark diskutierten erziehungs- und ent-
wicklungsrelevanten Themen einholen, wie u.a.
zu „altersgerechte Konfliktbewältigung und
Kommunikation“ oder zu dem Thema „Grenzen
setzen“. Des Weiteren werden je nach Alter der
Kinder unterschiedliche Referentinnen und Re-
ferenten aus der Praxis zu speziellen Themen re-
den, darunter beispielsweise „kindliche Pflege“,
„Kinderkrankheiten und Co.“, Spielpädagogik,

Ernährung sowie Übergang vom Kindergarten
in die Schule. Im Alltagtrubel bleibt meist nicht
die Zeit, sich Erziehungssituationen genauer an-
zuschauen, zu reflektieren und sich gegebenen-
falls andere erfolgreiche Strategien zurechtzule-
gen. „Bei den Seminaren finden Interessierte die
nötige Zeit und Ruhe, abzuschalten und wieder
Kraft zu schöpfen für künftige Aufgaben in der
Erziehung“, sagt Andrea Handwerker von der
Kommunalen Jugendarbeit, „gemeinsam mit an-
deren Eltern macht es einfach auch mehr Spaß.“
Für Eltern besteht im Rahmen des Seminars
auch die Möglichkeit, nach Absprache eine Kin-
derbetreuung in Anspruch zu nehmen. Neben
den „Eltern-Checks“ im Frühjahr ist für ehema-
lige Teilnehmer im Oktober ein Nachtreffen ge-
plant. Näheres zu Inhalt und Referenten bei der
Kommunalen Jugendarbeit im Landratsamt, Tel.
(09721) 55-508, Fax (09721) 55-78-508,
www.koja-schweinfurt.de. 

Ausstellungseröffnung in Fürth:

Handwerk im 
modernen Franken

„Aus den Hinterhöfen zur Weltspitze
Goppel: „Handwerk hat beste Perspektiven“

„Das Handwerk bietet immer bessere Qualität, Service und
Beratung. Die Produkte des Handwerks werden umweltbe-
wusster und nachhaltiger. Die Innovationsfähigkeit ist bewun-
dernswert. Es ist also ein guter Zeitpunkt für diese Ausstel-
lung“, betonte Bayerns Kunstminister Thomas Goppel anläss-
lich der Eröffnung der Ausstellung „Aus den Hinterhöfen zur
Weltspitze - Handwerk im modernen Franken“ in Fürth. 

Der Titel der Ausstellung
drücke sehr treffend das berech-
tigte Selbstbewusstsein der
Handwerkerschaft aus. Denn
die Hinterhöfe mit den vielen
Werkstätten seien stets die
Keimzellen des „Gewerbe-
fleißes“ gewesen. 

Verbindung zu Kunst,
Forschung 
und Wissenschaft

Die Ausstellung zeigt die Ver-
hältnisse im Fürth des 19. und
20. Jahrhunderts. Mittelfranken
sei, so Goppel, ungeachtet sei-
ner frühen industriellen Zentren
stets ein Land geblieben, in dem
vielfältiges Handwerk eine sehr
wichtige Rolle spielt. 

Damals wie heute stehe das
Handwerk nicht nur in Verbin-
dung zur Kunst, sondern auch
zu Forschung und Wissen-

schaft. „Die Ausstellung zeigt
deutlich, dass das Handwerk im
modernen Franken auf feste
Traditionen baut und beste Per-
spektiven hat. Die Stadt Fürth
ist heute auf dem Weg in einen
neuen Abschnitt wirtschaftli-
chen und wissenschaftlichen
Fortschritts“, unterstrich Minis-
ter Goppel.

Ausstellung läuft 
bis Ende Juli

Die Ausstellung ist vom 10.
Februar bis zum 29. Juli 2007
jeweils von Dienstag bis Freitag
von 10 bis 17 Uhr, sowie Sams-
tag, Sonntag und an Feiertagen
von 10 bis 18 Uhr im neuen
Stadtmuseum Fürth zu sehen. 

Weitere Informationen im
Internet unter http://www.1000-
jahre-fuerth.de.

Neuer Flyer 2007:

Kultur im
Dreiländereck

Kreis Miltenberg. Kultur kennt
keine Grenzen. Deshalb treffen
sich seit nahezu zehn Jahren die
Kulturbeauftragten aus dem
Drei-Länder-Eck Hessen, Ba-
den-Württemberg und Bayern.
Inhalt des Treffens ist jeweils ein
Erfahrungsaustausch aber auch
die Planung von Projekten, um
die Zusammenarbeit weiter zu
intensivieren. Seit sechs Jahren
werden dabei die Highlights aus
dem Kulturleben im Drei-Län-
der-Eck zusammengefasst und 
in einem Flyer veröffentlicht.
Durch diese gemeinsame Wer-
bung soll länderübergreifend für
die vielen kulturellen Angebote
geworben werden. Besonders er-
folgreich war der im Jahre 2005
durchgeführte Kunstpreis.

Optimierung der Strukturen

Beim diesjährigen Treffen, das
in der Kochsmühle Obernburg
stattfand, war zentrales Thema
die Optimierung der Tourismus-
und Marketingstrukturen im Land-
kreis Miltenberg. Bürgermeister
Walter Berninger berichtete über
die verschiedenen Aktionen rund
um die römische Geschichte in
Obernburg. Der Flyer „Kultur
im Dreiländereck 2007“ liegt in
allen Geschäftsstellen der Ban-
ken, in den Gemeinden und in
vielen Geschäften sowie im
Landratsamt Miltenberg aus.
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„Ich zähle die Stunden bis
Aschermittwoch! Noch eine
durchtanzte Nacht und mir fal-
len die Füße ab.“ Mein Chef,
der Bürgermeister, fühlt sich
voll im Würgegriff der fünften
Jahreszeit und seiner tanzbe-
geisterten Frau. 

Klar, fünfte Jahreszeiten gibt
es viele. Bockbierliebhaber sie-
deln sie im März (Dunkel) oder
Mai (Hell) an, in Städten mit
tollen Volksfesten dauert sie in
der Regel 16 Tage und heuer läge der Gedanke
nicht fern, dass die sonnigen, milden Tage im Ja-
nuar und Februar als „Wintling“ zwischen Win-
ter und Frühling angesiedelt werden könnten.
Aber natürlich meint mein Chef mit fünfter Jah-
reszeit Fasching, Fastnacht, Karneval.

Es geht ja hoch her in Bayern an den tollen
Tagen. Keine Spur von der spießigen Tristesse
des Poltschen Kehraus. Und kaum irgendwo
sonst wird so unterschiedlich gefeiert. 

Die fränkische Fernsehfastnacht stellt jeden-
falls die Bildschirm-Fossilien aus Mainz, Köln
und Düsseldorf ganz schön in den Schatten. Je-
des Jahr wird bei buchstäblich gottschalkigen
Einschaltquoten Unterhaltung und politisches
Kabarett vom Feinsten geboten - auf der Bühne
und in den Reihen der Besucher. Da empfahl
sich schon mal jemand für Höheres, indem er
sich statt als Falke oder Bulle als Bayerischer
Löwe verkleidet. Ein anderer zeigte sympathi-
sche Selbstironie, indem er sich seinen Spitzna-
men überzieht. Da gibt es Engelchen, die es
faustdick hinter den Ohren haben. Und für man-
che ist es eine willkommene Gelegenheit, aus
dem Sekretärs-Dasein Popularitätshonig zu
saugen.

Die traditionelle schwäbisch-alemannische
Fasnet ist mit ihren Hexen, Dämonen und
wilden Kerlen so etwas wie ein Echo längst ver-
sunkener Vorstellungen vom Wesen der Welt in
unsere rationale Gegenwart, die alles erklären
zu können glaubt und sich doch gerne verzau-
bern lässt. 

Ansonsten gibt es landauf,
landab die traditionellen
Schwarz-Weiß-Bälle, bei de-
nen einige Besucher allerdings
auch Masken tragen - verklei-
det als anständige Menschen.
Und natürlich das unvermeid-
liche Kostümieren - in einem
Ort gehen alle als Chinesen,
am anderen staffiert man den
Stadtturm als Kasperl aus. Es
gibt Tanz auf den Straßen,
Gardeauftritte und Umzüge,

die allerdings mancherorts eher zu Christopher-
Street-Day-Imitationen verkommen.

Für meinen Chef eine heiße Zeit. Am 11. 11.,
11.11 Uhr muss er dem Prinzenpaar die Stadt-
schlüssel übergeben, ab Dreikönig über Licht-
mess bis zum Unsinnigen Donnerstag hat so gut
wie jeder Verein und jede Berufsgruppe ihren
meist traditionellen Ball und er darf auf Zei-
tungsfotos mit Debütantinnen posieren. An Wei-
berfastnacht ist er im Rathaus in der Defensive.
Seine Krawatten wollte er mal schonen, indem
er mit Rollkragenpullover zur Arbeit kam. Da
habe ich ihm kurzerhand die Schnürsenkel ab-
geschnitten. Der Faschingsendspurt findet bei
uns auf der Straße statt und in so manchem Jahr
hat er sich in der Kälte eine handfeste Erkäl-
tung zugezogen. Der Aschermittwoch ist dann
mit dem Auflegen des Bußkreuzes, dem Geld-
beutelwachsen und dem Fischessen fast so et-
was wie Erholung.

Mein Chef, der Bürgermeister, ist zwar kein
passionierter Karnevalist. Ihn schützt keine
noch so raffinierte Maske oder noch so großes
Gedränge vor dem Erkanntwerden. Aber er
schätzt die Tradition im Jahreslauf und den
Halt, den es uns gibt, wenn sich Rituale wieder-
holen. Das gibt ihm das Gefühl, die Welt sei im
Lot. Schlussendlich kann man ja auch froh sein,
wenn sich die Narren wenigstens für ein paar
Wochen im Jahr kenntlich machen. Und er be-
neidet die Leute um die Freiheit, die der Apho-
ristiker Gerhard Uhlenbruck auf dem heutigen
Kalenderblatt so beschreibt: „An Karneval
maskiert man sich, damit man die Maske fallen
lassen kann“.

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

An Karneval maskiert
man sich, damit man die
Maske fallen lassen kann

INTERREG III A:

Gemeinsamkeiten fördern
Rund 134.700 Euro für Kulturprojekte im bayerisch-tschechischen 

Grenzraum aus EU-Förderprogramm
Insgesamt rund 134.700 Euro aus dem EU-Förderprogramm
für regionale Entwicklung (EU-Gemeinschaftsinitiative 
INTERREG III A) erhalten zwei Kulturprojekte in Regens-
burg und Passau. „Das Kulturprogramm im bayerisch-tsche-
chischen Grenzraum fördert den Austausch zwischen Bayern
und Tschechien, zeigt unsere Gemeinsamkeiten als Nachbarn
auf und lässt uns zusammen unsere Kultur, Geschichte und
Verbundenheit in der Europäischen Union erleben“, betonte
Kunstminister Thomas Goppel.

56.800 Euro fließen in die För-
derung des Projektes „Kunst-
kaufhaus 2007“ in Regensburg,
77.900 Euro unterstützen das
Projekt „Siedlungsnamen im
Grenzraum Bayerischer Wald
und Böhmerwald“ der Univer-
sität Passau.

Kunstkaufhaus 2007
in Regensburg

Ziel des Projektes ist es, vor
allem westböhmischen und ost-
bayerischen Künstlerinnen und
Künstlern eine Plattform zu bie-
ten, ihre Werke - Malerei, Gra-
fik, Skulpturen, Fotografie, Vi-
deo, Installationen - zu präsen-
tieren und zum Kauf anzubieten.
Durch die Kunstvermittlung in
einem temporären „Kaufhaus“
werden gleichzeitig Hemm-
schwellen in der breiten Bevöl-
kerung gegenüber zeitgenössi-
scher Kunst abgebaut. In beglei-
tenden Workshops, offenen Werk-
stätten, Vorträgen und Aktionen,
Musikbeiträgen und Diskussi-
onsrunden mit deutschen und
tschechischen Künstlern sollen
der Ost-West-Dialog angeregt
und ein Beitrag zur grenzüber-
schreitenden Verständigung ge-
leistet werden. 

Themenschwerpunkte werden
dabei u. a. die Glaskunst in
Tschechien und Ostbayern und
das tschechische Projekt „Start-
Point“ mit den besten Diplomar-
beiten europäischer Kunstakade-
mien sein. 

Das Kunstkaufhaus 2007 wird
sich auch verstärkt der tschechi-
schen Sprache widmen und die
Zweisprachigkeit als wichtigen

Aspekt des Miteinanders themati-
sieren. In Broschüren, Texten, Fil-
men und Diskussionen sollen die
beiden Sprachen bewusst gleich-
wertig nebeneinander stehen. Die
Zusammenarbeit mit dem tsche-
chischen Projektpartner soll auch
im Hinblick auf ein geplantes
Spiegelprojekt im Jahr 2008 in
Pilsen intensiviert werden.

Siedlungsnamen im 
Grenzraum Bayerischer
Wald und Böhmerwald

Ziel des Projektes ist es, eine
Beschreibung von Siedlungsna-
men im Bayerischen Wald und
Böhmerwald zu erstellen. Dabei
werden die Besiedlungswellen
ausgehend vom germanischen

Altsiedelland auf deutscher und,
ausgehend vom slawischen Alt-
siedelland, auf tschechischer Sei-
te erfasst. Dazu müssen auch die
historischen und die noch anzu-
treffenden mundartlichen Na-
menformen gesammelt werden,
die dann die Grundlage für die
etymologische Deutung der Na-
men bilden. 

Ortsnamen übernehmen

Für die Übernahmemöglich-
keiten der tschechischen Ortsna-
men in das Deutsche und umge-
kehrt sollen Regeln abgeleitet
werden, die sich auch auf andere
Grenzregionen übertragen las-
sen. Alle Belege werden mit den
Belegreihen in eine Datenbank
eingegeben, etymologisch und
sprachhistorisch analysiert.
Schließlich werden alle Daten
auf einem Server bereitgestellt.
Darin können auch zu den ein-
zelnen Ortsdateien relevante
geographische, historische und
kulturelle Links eingebunden
werden. 

Schulterschuss von
Stadt und Kreis 
Broschüre wirbt für Standort Würzburg

Sorge um Auseinanderbrechen der Region 

Das Image von Würzburger Unternehmen fördern und neue
Firmen für den Standort Würzburg gewinnen, das will die neue
Wirtschaftsförderungsbroschüre von Stadt und Kreis Würz-
burg. Sie erschien soeben in einer neuen Ausgabe. 

Insgesamt 5.000 Exemplare
sollen in den kommenden Mona-
ten an Interessenten für den
Raum Würzburg verteilt werden.
Mit der Broschüre dokumentie-
ren Stadt und Kreis Würzburg,
dass sie sich als eine gemeinsa-
me Wirtschaftsregion verstehen.
„Wir spielen uns die Bälle ge-
genseitig zu“, erklärte der städti-
sche Wirtschaftsförderer Klaus
Walther. Firmen, die sich an die

Stadt wenden, jedoch besser im
Landkreis angesiedelt wären,
werden laut Walther an das
Landratsamt verwiesen. 

Behaupten 
im globalen Wettbewerb 

Gleiches gelte umgekehrt. Nur
gemeinsam, betonte Würzburgs
stellvertretender Landrat Eber-
hard Nuß, könne sich die Region

Werben gemeinsam für den Wirtschaftsraum Würzburg: Wirt-
schaftsföderer Klaus Walther, OB Dr. Pia Beckmann und stell-
vertretender Landrat Eberhard Nuß. Foto: Pat Christ 

Würzburg im globalen Wettbe-
werb behaupten. Nuß äußerte in
diesem Zusammenhang seine
Sorge über das drohende Ausein-
anderbrechen der Region. So
schließe sich Kitzingen immer
deutlicher an die Metropolregion
Nürnberg an, Main-Spessart lie-
bäugele mit der Metropolregion
Rhein-Main. Es dürfe jedoch
nicht zugelassen werden, dass
der Raum Würzburg zwischen
diesen beiden Metropolregionen
„erdrückt“ werde. 

Wirtschaftsaufschwung
deutlich spürbar

Für Erleichterung sorgt bei
Stadt und Kreis Würzburg, dass
der Wirtschaftsaufschwung im-
mer deutlicher spürbar wird.
Laut Walther häufen sich seit ei-
nigen Monaten die Anfragen von
Firmen, die sich für den Standort
Würzburg interessieren. Im
Durchschnitt meldet sich an je-
dem zweiten Tag ein Unterneh-
men, das bei den Würzburger
Wirtschaftsförderern eine Exper-
tise für den Standort Würzburg
einfordert. Pat Christ

Familienbericht des Landkreises Ostallgäu:

Neuland betreten
Die Familie ist und bleibt eine tragende Säule in der Gesell-
schaft. Deutschland hat aber die niedrigste Geburtenrate in
Europa und weltweit die höchste Kinderlosigkeit. Weil sich ein
erheblicher Teil der Familienfreundlichkeit im direkten Le-
bensumfeld entscheidet, hat das Landratsamt Ostallgäu in ei-
nem Familienbericht die Entwicklungen zusammengefasst.

Mit dem Familienbericht wur-
de erstmals versucht, die im
Landkreis vorhandenen Leis-
tungsangebote darzustellen und
den Familien einen praktischen
Wegweiser anzubieten. Die Um-
setzung von Erkenntnissen aus
dem Ostallgäuer Jugendhilfe-
plan, praxisnahe Bedarfsermitt-
lungen, mehr Betreuungsange-
bote schon ab dem Kleinkindal-
ter, Jugendeinrichtungen, Bera-

tungsangebote, Anreize für Woh-
nungseigentum, familienfreund-
liche Angebote im Landratsamt
etc. sind einige Beispiele, die
sich im Familienbericht wider-
spiegeln. Mit dieser Bestandser-
hebung an vorhandenen Lei-
stungsangeboten will der Land-
kreis das Bewusstsein für das
Zukunftsthema vergrößern und
eine intensivere Diskussion in
Gang setzen, welche Möglich-
keiten es gibt, sich gemeinsam
für noch bessere Rahmenbedin-
gungen einzusetzen.

Innere Werte

Wie Landrat Johann Fleschhut
betonte, „muss unser nach äuße-
ren Kriterien wunderschöner
Landkreis auch und gerade
durch seine inneren Werte wie 
z. B. Kinderfreundlichkeit, gene-
rationsübergreifende Solidarität,
optimale Bildungs- und Berufs-
chancen, Verwirklichung eigener
Lebensvorstellungen, soziale Si-

cherheit in und mit der Familie
etc. überzeugen“. Alle müssten
klare Prioritäten in diese Rich-
tung setzen und an einer laufen-
den Umsetzung arbeiten: „Unse-
re tatsächlichen Möglichkeiten
an der Basis sind zahlreicher als
wir oft glauben.“

Jeder einzelne ist aufgefor-
dert, sich mit Anregungen und
Meinungen am Familienbericht

zu beteiligen. Dazu gibt es ei-
nerseits die Möglichkeit über
ein im Familienbericht enthalte-
nes Faxformular oder in einem
eigens eingerichteten Forum für
den Familienbericht im Internet
unter www.ostallgaeu.de. Die
Anregungen werden in die lau-
fende Arbeit und in einen
zukünftigen Familienbericht
einfließen. DK

Bezirk Niederbayern:

Mittelaufstockung für
psychisch Kranke

Im Jahr 2006 Erhöhung auf 4,3 Millionen Euro
Der Bezirk Niederbayern ist gemäß Sozialgesetzbuch und Be-
zirksordnung verpflichtet, im eigenen Wirkungskreis die öffent-
lichen Einrichtungen zu schaffen, die für das soziale Wohl seiner
Einwohner erforderlich sind. Nach dem Grundsatz „ambulant
vor stationär“ übernimmt er daher im Rahmen der Förderung
von Maßnahmen und Einrichtungen für psychisch kranke Men-
schen u. a. einen Großteil der Personal- und Sachkosten der Psy-
chosozialen Beratungsstellen, Sozialpsychiatrischen Dienste, Ta-
gesstätten für psychisch Behinderte sowie Selbsthilfefirmen. 

An den jährlich steigenden
Ausgaben dieser in Niederbay-
ern mittlerweile flächendeckend
eingerichteten Institutionen ist
zu ersehen, dass deren Angebote
nicht nur vielfach angenommen
werden, sondern auch in erhebli-
chem Maße mit Hilfe des Be-
zirks aufrecht erhalten bzw. aus-
gebaut werden können. Waren es
im Jahr 2005 noch 4,2 Millionen
Euro, so ergab sich 2006 eine
Förderung in Höhe von 4,3 Mil-
lionen Euro. Im Haushalt 2007
wurden diese Positionen erneut
um rd. 3,2 % aufgestockt, so
dass der Bezirk Niederbayern
die im Jahr 2003 durch den Aus-
stieg der Krankenkassen entstan-
dene Finanzierungslücke von
300.000 Euro kompensieren
konnte. Zusammen mit zahlrei-
chen Zuverdienst-Arbeitsprojek-

ten errechnet sich damit ein Pro-
Kopf-Aufwand für ambulante
Psychiatrie in Niederbayern von
rd. 4,40 Euro.

Beratungsangebote

Vom Bezirk gefördert wird je-
weils eine Psychosoziale Sucht-
beratungsstelle pro Landkreis, die
sich neben der Aufklärung und
Information der ambulanten Hilfe
bei Sucht und Abhängigkeit an-
nehmen. Sie bieten z.B. nieder-
schwellige Beratungsangebote
für Suchtkranke im Vorfeld von
Entzug und Entwöhnung, zeigen
Hilfs- und Behandlungsmöglich-
keiten auf und entwickeln indivi-
duelle Hilfestrategien.

Aufgabe der Sozialpsychiatri-
schen Dienste ist es, die Ausglie-
derung chronisch psychisch kran-

ker und behinderter Menschen
aus der Gesellschaft zu verhin-
dern bzw. deren Wiedereinglie-
derung zu unterstützen. Pro
Landkreis wird ebenfalls ein
Dienst gefördert. Schwerpunkte
der Einrichtungen sind dabei die
Organisation von freizeit- und
tagesstrukturierenden Maßnah-
men, der Aufbau von Übungs-
und Gesprächsgruppen sowie
die Beratung und Begleitung in
Krisensituationen.

Tagesstätten

In den drei kreisfreien Städten
existiert je eine Tagesstätte für
psychisch Behinderte mit einer
Kapazität von zusammen 65
Plätzen, für die der Bezirk Nie-
derbayern ebenfalls Mittel zur
Verfügung stellt. Die Förderung
erfolgt nach Richtlinien, die je
Tagesstätte im Regelfall 20 Plät-
ze vorsehen. 

Selbsthilfefirmen

Der Aufbau der Selbsthilfefir-
men ist aufgrund der problema-
tischen wirtschaftlichen Aspek-
te bisher nur in begrenztem
Umfang an zwei Standorten ge-
lungen. Die Förderung nach
Richtlinien ist dabei jeweils auf
zehn Arbeitsplätze pro Projekt
ausgerichtet. Da Integrationsfir-
men eine sinnvolle Ergänzung
zu den Zuverdienstprojekten
darstellen, wird ein weiterer
Ausbau angestrebt.

Mit den gegenüber 2005 um
100.000 Euro aufgestockten
Mitteln konnten die in allen
vier Bereichen angefallenen
Ausgabensteigerungen in Höhe
von rund 30.000 Euro bei
den Tagesstätten, 20.000 Eu-
ro bei den Sozialpsychiatri-
schen Diensten und über
40.000 Euro bei den Psychoso-
zialen Suchtberatungsstellen fi-
nanziert werden. 
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Sportgeräte

Fahrradabstellanlagen

Friedhofsbedarf,
Totenkühlgeräte

Kindergarteneinrichtungen

LIEFERANTEN- N A C H W E I S

Aussenmöblierung

Wartehallen/Außenmöblierungen

Wasserzähler

Schacht-Ausrüstungen

GZ
Absperrpfosten

Ankauf / Briefmarken

Hugo Knödler GmbH
Heinkelstraße 44, 71384 WEINSTADT
Telefon 07151-995160
Telefax 07151-995166
e-Mail info@hugo-knoedler.de
Internet: www.hugo-knoedler.de

Fahnenmasten/Fahnen

Spiel-, Sport- und
Freizeitanlagen

Max-Eyth-Straße 31/1 · 71364 WINNENDEN
Telefon 0 71 95 / 69 33 00 · Fax 0 71 95 / 69 33 33
w w w . b e c k - a u s s e n m o e b l i e r u n g . d e

• Abfallbehälter
• Absperrpfosten
• Fahrradständer
• Sitzbänke u.a.

LANGER s. Fahrradabstellanlagen

LANGER s. Fahrradabstellanlagen

Streuautomaten und Schnee-
pflüge für den Winterdienst

Schachtabdeckungen, Schachtleitern
Einstieghilfen, Fallschutzeinrichtungen
Fassadenleitern, Rückenschutzsysteme

Hailo-Werk · Schacht-Ausrüstungstechnik
Postfach1262 · D-35702Haiger
Fax: (02773)82218 · Telefon: (02773)82256+82224

Inserierenbringt Erfolg!
www.bayerische-gemeindezeitung.de

Abzeichen

FAHNEN
KOCH
COBURG

F A H N E N K O C H G M B H
Quers t raße 8 · Ab te i l ung GZ
9 6 4 0 6 C O B U R G
Tel. 09561/55270 · Fax 552723
eMai l in fo@fahnen -koch.deWWW.FAHNEN-KOCH.DE

FAHNEN
KOCH
COBURG

F A H N E N K O C H G M B H
Quers t raße 8 · Ab te i l ung GZ
9 6 4 0 6 C O B U R G
Tel. 09561/55270 · Fax 552723
eMai l in fo@fahnen -koch.deWWW.FAHNEN-KOCH.DE

Briefmarkenverkauf ist
Vertrauenssache

Briefmarkenauktionshaus Schulz
Frauentorgraben 73, 90443 Nürnberg, Telefon 0911/2406870

Spiel-, Sportgeräte +
Skateanlagen

Hugo Knödler GmbH
Heinkelstraße 44, 71384 WEINSTADT
Telefon 07151-995160
Telefax 07151-995166
e-Mail info@hugo-knoedler.de
Internet: www.hugo-knoedler.de

Vorschau auf GZ 5
In unserer nächsten Ausgabe Nr. 5, die am 8. März
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:

Energieversorgung . Energiesparmaßnahmen
Kommunales Verkehrswesen . ÖPNV
Kommunalfahrzeuge . Städtereinigung
Kommunale Museen
Handwerk

Ingolstadt auf gutem Weg
OB Lehmann: Deutliche Verbesserung der wirtschaftlichen Rahmendaten

Ingolstadt, das im vergangenen Jahr seinen 1200. Geburtstag
mit einer Vielzahl von Veranstaltungen feierte, kann mit er-
heblich verbesserten wirtschaftlichen Rahmendaten aufwar-
ten. Wie Oberbürgermeister Dr. Alfred Lehmann in einer Pres-
sekonferenz betonte, hat die Donaustadt ihre Position als be-
deutendes wirtschaftliches Wachstumszentrum 2006 sukzessi-
ve ausgebaut.

Jahr für Jahr könne die Audi
AG Absatz- und Umsatzrekorde
vermelden; darüber hinaus sei
im Herbst der Startschuss zu ei-
nem 100-Millionen-Euro-Pro-
jekt der Bundeswehr an der
Manchinger Straße gefallen. In
den Jahren 2008/09 werden die
Pionierschule aus München und
anschließend das Pionierbatail-
lon aus Brannenburg nach In-
golstadt verlagert, berichtete
Lehmann. Wie attraktiv die Re-
gion mittlerweile ist, zeige
sich auch daran, dass ein Welt-
konzern wie EADS in Zukunft
den Bereich „militärische
Luftfahrt“ in der Region kon-
zentrieren wird.

Stabilisator Mittelstand

Der Mittelstand - und das be-
legten auch die Gewerbesteuer-
einnahmen - sei weiterhin ein
stabilisierendes Element der
Wirtschaft in Ingolstadt. Insbe-
sondere die Bauwirtschaft
scheine ihre jahrelange Talfahrt
beendet zu haben. Auch die Ent-
wicklung des Einzelhandels zei-
ge erstmals seit Jahren eine po-
sitive Tendenz. Für die Ent-
wicklung Ingolstadts sehr wich-
tig sei die Tatsache, dass die
Eröffnung des FOC Ingolstadt
keinesfalls zu einer Beeinträch-

tigung der Attraktivität der Alt-
stadt geführt habe - im Gegen-
teil: Die Frequenz in den guten
Innenstadtlagen sei stark gestie-
gen, weshalb der Rathauschef
der geplanten Erweiterung des
FOC um 4.000 bis 5.000 Qua-
dratmeter Verkaufsfläche gelas-
sen entgegensieht.

Touristisches Potenzial

Ein Potential an weiteren Ar-
beitsplätzen bestehe im Bereich
Tourismus. Ingolstadt sei auf-
grund seiner zentralen Lage 
und Ausstattung ein exzellenter
Austragungsort für Tagungen
und Kongresse. Damit auch die-
ser wichtige Bereich im Ingol-
städter Tourismus dem Stellen-
wert entsprechend vorange-
bracht und vermarktet werden
kann, werde 2007 ein Kon-
gress-Manager das Team der In-
golstädter Tourismus- und Kon-
gress GmbH verstärken. Leh-
mann räumte allerdings ein,
„dass wir letztendlich um den
Bau eines Kongress-Zentrums
nicht herum kommen werden,
wenn wir uns nachhaltig als
Kongressstadt positionieren
wollen“.

Dass die Region rund um In-
golstadt mittlerweile zu einem
Zentrum für Existenzgründun-

gen geworden ist, zeige sich u.a.
im bundesweiten Vergleich,
fuhr der OB fort: Die Region
liege in der Gründungsdynamik
auf dem fünften Platz von ins-
gesamt 97 Raumordnungsregio-
nen. Diese Gründungsdynamik
halte unvermindert an. Spitze
sei die Region auch bei der Ar-
beitslosenquote, die lediglich
3,9 Prozent betrage.

Studentenzahlen als
Wachstumshemmnis

Etwas Sorge bereiten hinge-
gen die Studentenzahlen: Zwar
habe die Wirtschaftswissen-

werden“. Deshalb sei ein Gut-
achten über die Entwicklung
des Wirtschafts- und Bildungs-
standorts Ingolstadt beim Öster-
reichischen Institut für Raum-
planung in Auftrag gegeben
worden.

Sozialpolitik

Was die soziale Situation der
Stadt anbelangt, so gestalte sich
die Entwicklung des Bürger-
hauses, das in den nächsten Jah-
ren zu einem bedarfsgerechten
Mehrgenerationenhaus ausge-
baut werden soll, sehr erfreu-
lich, stellte der Rathauschef
fest. Das Bürgerhaus wurde vor
kurzem bundesweit als eine der
ersten Einrichtungen in das För-
derprogramm Mehrgeneratio-
nenhaus des Bundesministeri-
ums für Familie, Frauen, Senio-
ren und Jugend aufgenommen.
Diese Aufnahme ist mit einer
Projektförderung in Höhe von
200.000 Euro verbunden. Hier-
bei wurde hervorgehoben, dass
bei der Auswahl des Bürgerhau-
ses ein sehr innovatives Projekt
unterstützt wird, dem eine „Mo-
torfunktion“ für die Umsetzung
eines generationenübergreifen-
den Konzeptes zugeschrieben
wird. Lehmann: „Das Bürger-
haus wird sich somit künftig in-
tensiver allen Generationen
widmen. Insbesondere sollen
die Potenziale der bestehenden
familiären Netzwerke gestärkt
und unterstützt werden. Eine
wichtige Aufgabe des Bürger-
hauses wird weiterhin eine in-
novative Seniorenarbeit sein.“

Kompetenzagentur

Kein Hehl machte der OB
daraus, dass insbesondere auch
die jungen Menschen in der
Stadt besondere Aufmerksam-
keit verdienen: Neben der In-
tensivierung der Jugendsozial-
arbeit und der Betreuungsmög-
lichkeiten an Schulen werde In-
golstadt dieses Thema durch ei-
ne beim Jugendamt neu anzu-
siedelnde Kompetenzagentur
vorantreiben. DK

Stellten Kultusminister Siegfried Schneider (Mitte) die Aus-
baupläne für die Realschule Neusäß vor: Landrat Dr. Karl Vo-
gele (links) und Landtagsabgeordneter Martin Sailer.

Realschulausbau Neusäß: 

Rückendeckung vom
Kultusminister

Augsburgs Landrat Dr. Karl Vogele und der Landtagsabge-
ordnete Martin Sailer (Neusäß) haben Bayerns Kultusminister
Siegfried Schneider das Konzept zur Erweiterung der Real-
schule Neusäß vorgestellt. Schneider würdigte in dem Ge-
spräch das Engagement des Landkreises um die Ausbildung
der Schüler und lobte die hervorragende Arbeit, die an der Re-
alschule derzeit unter schwierigen Rahmenbedingungen gelei-
stet werde.

Gegenwärtig hat die Real-
schule Neusäß 29 Klassen. Da-
von sind 9 an das benachbarte
Gymnasium sowie 4 Klassen an
die ehemalige Teilhauptschule
Steppach ausgelagert. Der Land-
kreis Augsburg will die Schule
aufgrund der großen Nachfrage
und der derzeitigen Auslage-
rung von Klassen nun um neun
Klassen erweitern. Mit dem
Neubau will der Landkreis die
gesamte schulische Situation
am Schulzentrum Neusäß ent-
spannen und einen wichtigen
Beitrag zu einer günstigen
Lernsituation leisten.

Schneider sicherte Vogele
und Sailer seine volle Unterstüt-
zung bei den Finanzverhandlun-
gen mit dem Finanzminister zu.
„Unser Ziel ist ein möglichst
großer Zuschuss durch den
Freistaat“, so der Landrat. In

Kürze findet auf Sailers Initia-
tive hin dazu ein erstes Ge-
spräch mit Finanzstaatssekretär
Franz Meyer statt. „Wir wollen
möglichst noch in diesem Jahr
mit den Baumaßnahmen zu be-
ginnen“, so Sailer. Er hatte sich
gemeinsam mit seinem Kreis-
tagskollegen und 2. Bürgermei-
ster Hansjörg Durz in den letz-
ten Wochen immer wieder für
die Ausbaupläne stark ge-
macht. 

„Nach einem intensiven Be-
such und längeren Gesprächen
mit der Schulleitung haben wir
in der Fraktion für diese Lösung
geworben“, so Sailer. Auf Vor-
schlag von Durz haben inzwi-
schen der Schul- und Kulturaus-
schuss sowie der Bauausschuss
entsprechende Planungskosten
in den Kreishaushalt aufnehmen
lassen.

schaftliche Fakultät der KU
überregional einen ausgezeich-
neten Ruf und auch die Fach-
hochschule Ingolstadt glänze
mit Top-Absolventen; die nied-
rigen Studentenzahlen (etwa
3200) sind Lehmann zufolge
„auf mittlere Sicht aber ein wirt-
schaftliches Wachstumshemm-
nis für die Region und können
von uns nicht hingenommen

Dr. Alfred Lehmann. 


